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Vorwort 
Der THÜRINGEN-MONITOR 2025 ist bereits das 25. Gutachten zur politischen Kultur im Freistaat 
Thüringen. Seit dem Jahr 2000 wird die Thüringer Bevölkerung im Rahmen einer repräsentati-
ven Studie jährlich befragt, um ihre politischen Einstellungen, die Unterstützung der Demokra-
tie, das Vertrauen in Institutionen sowie die politische Beteiligung zu untersuchen. Ein beson-
deres Augenmerk liegt seit Einführung des THÜRINGEN-MONITORs auf der Untersuchung von 
demokratiegefährdenden Phänomenen wie Rechtsextremismus und Antisemitismus.  

Unser diesjähriges Schwerpunktthema ist der gesellschaftliche Zusammenhalt in Thüringen: 
Wie bewerten die Thüringer:innen das Zusammengehörigkeitsgefühl in ihrem Bundesland und 
in ihren Gemeinden? Wie stark identifizieren sich die Bürger:innen mit ihrem Wohnort und 
ihrem Bundesland? Und wo sehen sie die besonderen Stärken Thüringens? Wie sehr vertrauen 
sie ihren Mitmenschen, Nachbar:innen und lokalen Akteuren? Und wie stark bringen sich die 
Bürger:innen selbst in ihre Gemeinde ein, z. B. im Vereinsleben, bei der Freiwilligenarbeit oder 
mit lokalpolitischem ehrenamtlichem Engagement? Diese Fragen nach dem gesellschaftlichen 
Zusammenhalt in Thüringen sind insbesondere angesichts aktueller Gesellschaftsdiagnosen, die 
gesellschaftliche Spaltungen betonen, von besonderer Bedeutung für die politische Kultur im 
Freistaat.  

Der THÜRINGEN-MONITOR wird von der Thüringer Staatskanzlei gefördert. Die Grundlage 
ist eine repräsentative Befragung mit folgenden Eckdaten:  

• Befragungszeitraum: 2. Juni bis 4. Juli 2025 
• Datenerhebungsverfahren: Computerunterstützte Telefoninterviews von Festnetzan-

schlüssen (CATI) und webbasierte Interviews (CAWI)  
• Stichprobenziehung: Für die Festnetzbefragung erfolgt eine nach Angaben des Thürin-

ger Landesamtes für Statistik quotierte Zufallsauswahl unter Thüringer:innen, die bei 
Bundestagswahlen wahlberechtigt sind. Die Auswahl von Festnetzanschlüssen erfolgt 
nach dem Gabler-Häder-Design. In der Gruppe der 18 bis 64-jährigen wurde zusätzlich 
eine webbasierte Befragung durchgeführt. Die Ziehung der Adressen der zu befragen-
den Personen basiert auf einer Einwohnermeldeamtsstichprobe in ca. 50 Thüringer Ge-
meinden.1  

• Fallzahl: 3.838 Befragte, repräsentativ für die wahlberechtigte Bevölkerung ab 18 Jah-
ren 

• Gewichtung: Zunächst werden Designgewichte (nach dem Kalton-Anderson-Ansatz) 
berechnet und anschließend durch Anpassungsgewichte (u. a. nach Alter, Geschlecht, 

 
1 D. h., die Einwohnermeldeamtsstichprobe wird über eine zweistufige Ziehung realisiert. In einem ersten Schritt 
wird größenproportional zur Bevölkerung die Gemeinde gezogen und in einem zweiten Schritt werden die Perso-
nen innerhalb der Gemeinde zufällig ausgewählt.  
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Haushaltsgröße) modifiziert. Das finale Gewicht ergibt sich nach Normierung und 
Trimmen auf das 0,025- und 0,975-Perzentil.  

• Fehlertoleranz: ca. eineinhalb Prozentpunkte (bei einem Anteilswert von fünf Prozent), 
ca. drei Prozentpunkte (bei einem Anteilswert von 50 Prozent)  

Wir danken Frau Prof. Dr. Kathrin Leuze, Ralf Minor und Thomas Ritter sowie dem gesamten 
Team des CATI-Labors am Institut für Soziologie der Friedrich-Schiller-Universität Jena, die 
die Befragung durchgeführt und seit dem vergangenen Jahr die Umstellung des Datenerhe-
bungsverfahrens umgesetzt haben. Danken möchten wir auch der design.idee aus Erfurt für die 
Erstellung des barrierefreien Dokuments sowie der GESIS in Mannheim für die methodische 
Unterstützung. Ein besonderer Dank gilt Ines Schildhauer, Aurelius Nowitzky, Beate Conrad, 
Rosalie Hoppe und Benita Sewing für ihre Unterstützung bei der Erstellung des Gutachtens. 

 
Jena, im Dezember 2025 

 

Marion Reiser 
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I. Einleitung 
Deutschland befindet sich seit mehreren Jahren in einer Phase außergewöhnlicher Belastungen. 
Die Corona-Pandemie hat nicht nur erhebliche Verunsicherung in der Bevölkerung ausgelöst, 
sondern zugleich strukturelle Schwächen, u. a. im Gesundheits- und Bildungswesen, offenge-
legt. Zusätzlich führen geopolitische Konflikte wie der russische Angriffskrieg gegen die Uk-
raine und die Gewalteskalation im Nahen Osten ebenso wie Unsicherheiten in den transatlanti-
schen Beziehungen zu Gefühlen globaler Instabilität und wirtschaftlicher Unsicherheit. Auch 
die Klimakrise, der demografische Wandel und die anhaltende wirtschaftliche Rezession stellen 
die Gesellschaft weiterhin vor Herausforderungen und verschärfen soziale Konfliktlinien, etwa 
wenn notwendige Transformationsprozesse in Teilen der Wirtschaft und Bevölkerung auf Wi-
derstand stoßen. Vor diesem Hintergrund lauten prominente Gesellschaftsdiagnosen für das 
Deutschland der Gegenwart, dass das Land und seine Bevölkerung gespalten und polarisiert 
seien – zwischen Arm und Reich, zwischen Ost- und Westdeutschland, zwischen „Volk“ und 
„Eliten“, zwischen Kosmopolitismus und Nationalismus, zwischen Stadt und Land und zwi-
schen Links und Rechts (vgl. u. a. Lackner 2025; Mau et al. 2024; Hudde 2025). Die Krisenla-
gen wirken zudem als Treiber und Nährboden für demokratiegefährdende Entwicklungen, ge-
rade auch in Ostdeutschland und Thüringen: Der Aufstieg rechtspopulistischer und 
rechtsextremer Akteure, sinkende Zufriedenheit mit der Demokratie und wachsende Repräsen-
tationsdefizite bestimmen hier vermehrt das gesellschaftliche Klima (Reiser et al. 2025).  

Vor diesem Hintergrund gewinnt die Frage nach dem Zustand des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts in Thüringen besondere Bedeutung. Dieser soziale Zusammenhalt bildet eine zentrale 
Voraussetzung für das Zusammenleben in demokratischen Gesellschaften und ist ein wesentli-
cher Bestandteil der politischen Kultur (vgl. u. a. Putnam 2000; Deitelhoff 2020; Boehnke et 
al. 2024; Holtmann et al. 2024). Gleichzeitig wird er durch die Vielzahl aktueller Krisen in 
besonderer Weise belastet. Der THÜRINGEN-MONITOR 2025 untersucht daher, wie die Thürin-
ger:innen das Zusammengehörigkeitsgefühl in ihrem Bundesland und in ihren Gemeinden ein-
schätzen. Er fragt danach, wie stark sie sich mit Thüringen identifizieren und welche besonde-
ren Stärken sie an ihrem Bundesland schätzen. Ebenso wird untersucht, in welchem Ausmaß 
sie ihren Mitmenschen, Nachbar:innen und lokalen Repräsentant:innen vertrauen, wie sie sozial 
eingebunden sind und wie aktiv sie sich in ihren Gemeinden engagieren – etwa in Vereinen, in 
der Nachbarschaftshilfe oder im lokalpolitischen Bereich. 

Kapitel II enthält wie in jedem Jahr die objektiven Daten zur ökonomischen Lage und zur 
demografischen Entwicklung und damit die Rahmenbedingungen, unter denen die Thürin-
ger:innen leben. Daneben werden angesichts des diesjährigen Schwerpunktthemas zentrale 
Strukturdaten zum gesellschaftlichen Zusammenhalt in Thüringen präsentiert, die den Kontext 
für die subjektive Sicht der Thüringer:innen bilden. Dazu gehören offizielle Statistiken zu 
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sozialer Ungleichheit, Kriminalität, gesellschaftlicher Vielfalt, zum Engagement in Vereinen 
sowie zur politischen Partizipation im Freistaat. 

Kapitel III widmet sich dem diesjährigen Schwerpunktthema: dem gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in Thüringen. Der Fokus liegt dabei auf drei zentralen Bereichen: Kapitel III.1 
betrachtet die emotionale Verbundenheit der Menschen mit Thüringen. Im Mittelpunkt steht die 
Frage, welche Stärken die Befragten Thüringen zuschreiben und wie stark sich die Thürin-
ger:innen mit ihrem Bundesland identifizieren – gerade auch im Vergleich mit ihrer Verbunden-
heit mit der eigenen Gemeinde, Ostdeutschland, Deutschland und Europa. Kapitel III.2 unter-
sucht die Wahrnehmungen der Bevölkerung zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Dabei wird 
zunächst das Vertrauen in die Mitmenschen beleuchtet. Zudem wird untersucht, wie offen die 
Thüringer Gesellschaft ist: Was sind die Kriterien, um in den Augen der Bevölkerung als Thü-
ringer:in zu gelten? Und wie offen sind Thüringer:innen gegenüber kultureller Vielfalt in ihrem 
sozialen Umfeld? Außerdem wird beleuchtet, wie stark das Gerechtigkeitsempfinden in Thü-
ringen ausgeprägt ist. Kapitel III.3 untersucht den sozialen Zusammenhalt vor Ort. Dafür wird 
zunächst die Einschätzung der Lebensqualität vor Ort beleuchtet. Zudem geht es darum, in wel-
che sozialen Netzwerke – etwa Freundeskreise oder Nachbarschaften – die Menschen einge-
bunden sind. Außerdem wird untersucht, wie hoch die Bereitschaft ist, sich aktiv am gesell-
schaftlichen Leben zu beteiligen – etwa durch das Engagement in Vereinen und anderen lokalen 
Strukturen.  

Kapitel IV enthält wie in jedem Jahr das sogenannte Standbein des THÜRINGEN-MONITORs. 
Im ersten Teil untersuchen wir die Einstellungen der Thüringer:innen zur Demokratie, indem 
wir die Entwicklung der Demokratieunterstützung, der Demokratiezufriedenheit sowie das Ver-
trauen in die politischen Institutionen analysieren (Kapitel IV.1). Das zweite Unterkapitel wid-
met sich der Analyse rechtsextremer Einstellungen und den zentralen Einflussfaktoren, die 
diese begünstigen. Zudem werden (rechts-)populistische Einstellungen analysiert und wie in 
den Vorjahren geprüft, ob sich in Thüringen ein eigenständiges neurechtes Einstellungsmuster 
identifizieren lässt (Kapitel IV.2). Kapitel IV.3 beleuchtet im Anschluss den Themenkomplex 
„Migration, Integration, Diversität“. 

Kapitel V fasst die zentralen Erkenntnisse des THÜRINGEN-MONITORs 2025 noch einmal zu-
sammen. 

Im Anhang des Gutachtens wird auf die Methodik des THÜRINGEN-MONITORs eingegangen. 
Zu beachten ist, dass die Umstellung des Erhebungsdesigns des THÜRINGEN-MONITORs im Jahr 
2024 – von einer reinen festnetzbasierten Befragung hin zu einem Mixed-Mode-Design aus 
festnetz- (CATI) und webbasierter (CAWI) Befragung – bereits in einem gesonderten Metho-
dengutachten veröffentlicht wurde (vgl. dazu Minor et al. 2025). Das Methoden-Glossar infor-
miert wie gewohnt über die Grundlagen der Befragungsforschung sowie über die eingesetzten 
statistischen Analyseverfahren. Bei den im Text genannten gerundeten Prozentangaben handelt 
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es sich, sofern nicht anders angegeben, um gültige Prozente. Das bedeutet, dass die Antwort-
kategorien „weiß nicht“, „keine Angabe“ und „trifft nicht zu“ aus den Analysen ausgeschlossen 
werden. Die konkreten Frageformulierungen und die Häufigkeitsverteilungen nach ausgewähl-
ten sozialstrukturellen Merkmalen der Befragten sind im separaten Tabellenband dokumentiert. 
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Pandemie, russischem Angriffskrieg auf die Ukraine und Energiekrise deutlich von 76 Prozent 
auf 53 Prozent. Seither hat sich der Wert nicht erholt. Im Jahr 2025 liegt er wie im Vorjahr bei 
51 Prozent und hat sich damit auf einem niedrigen Niveau stabilisiert. Eine schlechtere Ein-
schätzung lag zuletzt mit 38 Prozent im Jahr 2010 vor, also während des Übergangs von Welt-
finanz- und Eurokrise.  

Besser hingegen schätzen die Thüringer:innen ihre persönliche finanzielle Situation ein. 
Der Anteil der Befragten, die ihre persönliche finanzielle Situation mindestens als gut bewerte-
ten, entspricht mit 73 Prozent dem Anteil des Vorjahres, wenngleich dieser gegenüber dem Jahr 
2023 um drei Prozentpunkte gesunken ist. Ein Vergleich beider Indikatoren offenbart damit 
auch eine seit 2022 anhaltend hohe Diskrepanz zwischen der Einschätzung der wirtschaftlichen 
Lage in Thüringen und der individuellen ökonomischen Situation. Ein ähnlich großer Unter-
schied wurde zuletzt im Zuge der Weltfinanz- und Eurokrise 2010 gemessen. Dieses starke 
Auseinanderklaffen von einerseits einer positiven Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen 
Lage und andererseits einer negative(re)n Einschätzung der gesamtgesellschaftlichen Lage 
zeigt sich auch in deutschlandweiten Untersuchungen (vgl. dazu Franke et al. 2025). 

Abb. 2. Einschätzung der wirtschaftlichen Lage Thüringens im Ost-West-Vergleich 
2000-2025  
(in Prozent) 

 

 

  

  

  

    

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

 

  

  

  

  

   

                                                                                 



8 
 

Abb. 2 visualisiert die Einschätzung der wirtschaftlichen Lage Thüringens durch die Befragten 
im Vergleich mit den übrigen ostdeutschen sowie mit den westdeutschen Ländern. Der 
Anteil derjenigen, die der Aussage zustimmen, die Wirtschaftslage Thüringens sei besser als in 
anderen ostdeutschen Bundesländern, liegt bei 28 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahr nahm da-
mit die Zustimmungsrate hinsichtlich des ostdeutschen Vergleiches um vier Prozentpunkte zu. 
Angesichts des niedrigen Zustimmungsanteil in der vergleichenden Gesamtschau lässt sich je-
doch nicht von einem deutlichen Umkehrtrend sprechen. Dagegen geben 63 Prozent der Be-
fragten an, Thüringen brauche den Vergleich mit westdeutschen Bundesländern nicht zu 
scheuen. Während sich der Wert im Vorjahr um sieben Prozentpunkte auf 66 Prozent erhöhte, 
sank der Anteil im Jahr 2025 leicht um drei Prozentpunkte.  
 

Bevölkerungsentwicklung 

Der demografische Wandel stellt den gesellschaftlichen Zusammenhalt angesichts einer 
schrumpfenden und alternden Bevölkerung und dem damit einhergehenden Erodieren des 
Generationenvertrags vor erhebliche Herausforderungen. Zum Stichtag 30.06.2025 lebten in 
Thüringen 2.088.725 Menschen. Im Vergleich zum Vorjahr verlor Thüringen damit 11.552 Ein-
wohner:innen (TLS 2025a). Seit 1990 hat die Bevölkerung um über eine halbe Millionen Men-
schen abgenommen, sodass die aktuelle Bevölkerungszahl nur noch rund 80 Prozent des Ni-
veaus zur Zeit der Wiedervereinigung beträgt (TLS 2025b). Verantwortlich für den aktuellen 
Trend ist vor allem die negative natürliche Bevölkerungsentwicklung.  

Abb. 3. Geborene und Gestorbene in Thüringen 1990-2024 

 

Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik (2025d). 
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Abb. 3 zeigt, dass jedes Jahr weniger Kinder geboren wurden als Menschen starben. Zwar 
kommt es seit 2017 durchgängig zu Wanderungsgewinnen, die den Rückgang abmildern, doch 
reicht dieser Effekt nicht aus, um die Verluste auszugleichen (TLS 2025d). Eine Umkehr des 
Negativtrends ist nicht zu erwarten: Bevölkerungsprognosen auf Grundlage der Daten des Sta-
tistischen Bundesamtes zeigen, dass die Einwohnerzahl Thüringens selbst bei einem Szenario 
hoher Zuwanderung bis 2070 um 13,1 Prozent im Vergleich zu 2024 schrumpfen wird. Im Sze-
nario mit einer niedrigeren Zuwanderung fällt der Rückgang mit 27,8 Prozent sogar mehr als 
doppelt so hoch aus (van Deuverden 2025, 632). 
 

Soziale Ungleichheit 

Eine zentrale Frage des gesellschaftlichen Zusammenhalts lautet, wie gleich oder ungleich Le-
bens- und Arbeitsbedingungen verteilt sind. Laut der Bundesagentur für Arbeit lag die Arbeits-
losenquote in Thüringen im Januar 2025 bei 6,6 Prozent. Damit ist sie leicht über dem bundes-
weiten Schnitt von 6,4 Prozent (Bundesagentur für Arbeit 2025a). Seit 2022 lässt sich ein 
Anstieg der Arbeitslosenzahlen vermerken (vgl. Abb. 4). Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten in Thüringen belief sich zum 30. Juni 2024 auf 791.968 Personen und 
zeigt eine leichte Zunahme (plus 2,33 Prozent) gegenüber früheren Jahren (TMSGAF 2025).  

Abb. 4. Arbeitslosenquote im Januar 2008-2025 
(in Prozent) 

 

Anmerkung: Es handelt sich um die Arbeitslosenquote im Januar jeden Jahres. Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
(2025a). 
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Nach Angaben des Deutsche Gewerkschaftsbunds (DGB) betrug die durchschnittliche 
Lohndifferenz zwischen Ost- und Westdeutschland bei Vollzeitbeschäftigten im Jahr 2024 
etwa 19 Prozent, was einem Unterschied von rund 838 Euro brutto pro Monat entspricht (DGB 
2024). Eine Ursache für diese Lohnlücke liegt u. a. in der niedrigeren Tarifbindung in den ost-
deutschen Bundesländern: Während 2024 rund 50 Prozent der Beschäftigten im Westen tarif-
gebunden waren, lag der Anteil in Ostdeutschland nur bei knapp 42 Prozent (IAQ 2025). Für 
Thüringen bedeutet das, dass die sozialversicherte Beschäftigung geringer entlohnt wird als im 
Westen – selbst bei vergleichbarer Qualifikation oder Arbeitszeit. Zur Lohnungleichheit zwi-
schen Ost- und Westdeutschland trägt neben geringerer Tarifbindung und niedrigeren Bran-
chenlöhnen ein weiterer struktureller Faktor bei: Beschäftigte im öffentlichen Dienst arbeiten 
in den ostdeutschen Ländern, darunter Thüringen, regelmäßig länger als ihre – mit Ausnahme 
Bayerns – westdeutschen Kolleg:innen: So beträgt die Wochenarbeitszeit im TV-L in Thüringen 
40,0 Stunden, während sie in den westdeutschen Ländern zwischen 38,7 und 39,8 Stunden liegt 
(Ausnahme: Bayern: 40,1) (oeffentlicher-dienst.de 2025). Trotz identischer Tabellenentgelte 
führt dies zu einem niedrigeren effektiven Stundenlohn. 

 

Gesellschaftliche Vielfalt 

Für den gesellschaftlichen Zusammenhalt sind auch Fragen der Offenheit und gesellschaftlicher 
Vielfalt relevant. Die gleichgeschlechtliche Ehe ist als rechtliche Gleichstellung homosexuel-
ler Paare seit 2017 gesetzlich erlaubt. In Thüringen wurden im Jahr 2024 insgesamt 7.361 Ehen 
geschlossen. Darunter befanden sich 151 Eheschließungen gleichgeschlechtlicher Paare, was 
einem Anteil von 2,1 Prozent an allen Eheschließungen entspricht (TLS 2025f). Damit liegt 
Thüringen leicht unter dem bundesweiten Durchschnitt von rund 2,5 Prozent (Destatis 2025).  

Thüringen zeigt sich weiterhin als Bundesland mit vergleichsweise geringem Anteil auslän-
discher Staatsangehöriger, allerdings mit deutlichen Zuwächsen in den vergangenen Jahren. 
Nach einer Auswertung des Ausländerzentralregisters (AZR) lebten am 31.12.2024 in Thürin-
gen 187.765 ausländische Staatsangehörige. Davon sind 39,3 Prozent als Schutzsuchende re-
gistriert, die sich aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen in Deutschland 
aufhalten. Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich, dass die Zahl der Migrant:innen um 3,8 Prozent 
anstieg (TLS 2025c). Der Anteil der ausländischen Staatsangehörigen an der Thüringer Ge-
samtbevölkerung liegt 2024 gemäß Bevölkerungsfortschreibung bei 8,3 Prozent. Wie Abb. 5 
verdeutlicht, liegt dieser Wert bundesweit im selben Jahr mit 14,8 Prozent deutlich höher. Die 
ostdeutschen Flächenländer bleiben mit Ausländeranteilen zwischen rund sieben und neun Pro-
zent insgesamt deutlich unter diesem Bundeswert. Thüringen liegt innerhalb dieser Länder im 
Mittelfeld (Destatis 2024b). 
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Abb. 5. Anteil ausländischer Staatsangehöriger an der Gesamtbevölkerung 2000-
2024 
(in Prozent) 

 

Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik (2025c), Statistisches Bundesamt (2024b). 

 

Zum Stichtag 31.12.2023 lebten in Thüringen 208.875 Personen mit anerkanntem Grad der 
Behinderung von mindestens 50. Bezogen auf eine Bevölkerungszahl von 2.122.335 Personen 
ergibt sich daraus ein Schwerbehindertenanteil von rund 9,8 Prozent (ORBIT 2024). Damit 
liegt Thüringen über dem bundesdeutschen Durchschnitt: Deutschlandweit lebten Ende 2023 
rund 7,9 Millionen schwerbehinderte Menschen, was 9,3 Prozent der Gesamtbevölkerung ent-
spricht (Destatis 2024a). Die leicht höhere Quote in Thüringen steht in Zusammenhang mit der 
im Vergleich zu Deutschland insgesamt älteren Bevölkerungsstruktur und ähnelt den Mustern 
in anderen ostdeutschen Flächenländern, in denen die Alterung und damit zusammenhängend 
die gesundheitlichen Belastungen ausgeprägter sind.  
 

Kriminalität 

Die Thüringer Kriminalitätsstatistik weist für 2024 insgesamt 156.100 registrierte Straftaten 
aus, was einen Anstieg von etwa 3,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr ausmacht. Besonders auf-
fällig ist der deutliche Anstieg bei Gewaltdelikten: Die Zahl der registrierten Messerangriffe 
hat sich von 418 im Jahr 2023 auf 791 im Jahr 2024 nahezu verdoppelt. Gleichzeitig erreicht 
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die politisch motivierte Kriminalität mit 5.234 erfassten Fällen einen Höchststand – ein Zu-
wachs um 69 Prozent im Vergleich zum Vorjahr (TMIK 2025, 3f.). Auch die Zahlen der re-
gistrierten Straftaten je 100.000 Einwohner:innen in Thüringen zeigt im Vergleich zum Vorjahr 
einen Anstieg von 7.074 auf 7.381. Im Vergleich mit Gesamtdeutschland überschreitet der Thü-
ringer Wert im Jahr 2024 damit sogar den bundesdeutschen Durchschnitt (vgl. Abb. 6). Diese 
Entwicklungen wurden von Landesbehörden und Öffentlichkeit als besorgniserregend wahrge-
nommen und führten zu intensiven Debatten über Sicherheits-, Präventions- und Polizeikon-
zepte (MDR Thüringen 2025).3 

Abb. 6. Erfasste Straftaten je 100.000 Einwohner:innen 2010-2024 

 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2025). 

 

Engagement 

Thüringen weist zum Zeitpunkt 2022 mit 8,9 Vereinen pro 1.000 Einwohner:innen die dritt-
höchste Vereinsdichte in Deutschland auf. Nur im Saarland (10,7) und in Rheinland-Pfalz (9,5) 
ist sie höher (vgl. Abb. 7). Zugleich ist die Anzahl der Vereine in Thüringen rückläufig. So sank 
sie zwischen 2012 und 2022 um 7,8 Prozentpunkte, während sie im gesamtdeutschen Durch-
schnitt wuchs. Mit 18.840 eingetragenen Vereinen im Jahr 2022 liegt sie dennoch weiterhin auf 
einem sehr hohen Niveau (Schubert et al. 2023, 11). Betrachtet man die Engagementquote in 

 
3 Kriminolog:innen betonen, dass amtliche Kriminalitätsstatistiken kein Abbild der tatsächlichen Kriminalität lie-
fern. Da sie nur erfasste Anzeigen berücksichtigen, sind sie stark von der Kontroll- und Ermittlungsintensität der 
Behörden abhängig und können leicht politisch oder medial fehlinterpretiert werden (Derin & Singelnstein 2020). 
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Thüringen, die den Anteil der Gesamtbevölkerung misst, der sich freiwillig engagiert, sieht 
man, dass dieser mit 40,8 Prozent deutlich über dem ostdeutschen Durchschnitt (37 Prozent) 
und leicht über dem gesamtdeutschen Durchschnitt (39,7 Prozent) liegt (Kuhn et al. 2024, 7). 
Damit können die Bürger:innen in Thüringen als überdurchschnittlich engagiert betrachtet wer-
den. 

Abb. 7. Vereinsdichte im Bundesländervergleich 
(Anzahl Vereine pro 1.000 Einwohner:innen) 

Quelle: Schubert et al. (2023). 

Politische Partizipation 

Bei der Wahl zum 8. Thüringer Landtag 2024 lag die Wahlbeteiligung bei 73,6 Prozent und 
damit auf dem zweithöchsten Wert seit 1990; nur 1994 war sie mit 74,8 Prozent höher. Im Ver-
gleich zur Landtagswahl 2019 stieg die Beteiligung 2024 um 8,7 Prozentpunkte (TLS 2025e). 
Bei der Bundestagswahl 2025 lag sie in Thüringen mit 80,7 Prozent nochmals höher und stieg 
auch im Vergleich zur vorangegangenen Bundestagswahl (74,9 Prozent). Wie Abb. 8 darstellt, 
lag sie damit bereits bei früheren Wahlen etwas unter dem Bundesdurchschnitt (82,5 Prozent). 
Insgesamt zeigt sich jedoch seit 2009 ein klar positiver Trend in der Wahlbeteiligung. 

Die Mitgliedschaft in politischen Parteien ist in Thüringen nur für einen sehr kleinen Teil 
der Bevölkerung ein geeigneter Ausdruck politischen Engagements. Lediglich rund ein Prozent 
der berechtigten Thüringer:innen sind in Parteien organisiert, womit der Freistaat unter dem 
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bundesweiten Durchschnitt von 1,6 Prozent liegt. Niedrigere Werte haben nur Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern (Niedermayer 2025, 81). Die Mitgliederzahlen der 
demokratischen Parteien verdeutlichen diese Entwicklung: Nahezu alle Parteien haben in den 
vergangenen Jahren Mitglieder verloren. Bündnis 90/Die Grünen verzeichnet leichte Zuge-
winne. Zudem steigen die Mitgliederzahlen der rechtsextremen AfD an. Diese Muster entspre-
chen den gesamtdeutschen Trends einer Erosion der Parteibindung im demokratischen Spekt-
rum bei steigenden AfD-Mitgliedschaften (Niedermayer 2025, 6-13). 

Abb. 8. Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen seit 1990 
(in Prozent) 

Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik (2025d). 
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III. Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Thüringen
In der öffentlichen und politischen Debatte wird angesichts der gesellschaftlichen Spannungs-
felder im Kontext der sich überlagernden Krisen und Herausforderungen häufig von einer 
„Spaltung der Gesellschaft“ gesprochen (vgl. u. a. Lackner 2025). Auch in der Bevölkerung ist 
diese Wahrnehmung weit verbreitet: Laut dem aktuellen Polarisierungsbarometer gehen 81 Pro-
zent der Menschen in Deutschland von einer gesellschaftlichen Spaltung aus, ein Viertel aller 
Befragten (24,5 Prozent) sieht sogar eine „sehr starke Spaltung“ (Vorländer et al. 2025, 20). 
Sozialwissenschaftliche Analysen zu Deutschland finden hingegen nur eingeschränkt Belege 
für eine Spaltung bzw. starke Polarisierung (u. a. Hebenstreit et al. 2025; Kaube & Kieserling 
2022). Allerdings zeigen sich bei den öffentlich stark diskutierten Themen wie Migration und 
Klima, sogenannten „Triggerpunkten“ (Mau et al. 2024, 246), starke Meinungsunterschiede 
und Polarisierungen in der Bevölkerung und im öffentlichen Diskurs (vgl. u. a. Bergmann & 
Diermeier 2024; Franke et al. 2025; Reiser et al. 2025). Gerade angesichts dieser zugespitzten 
öffentlichen Debatten und den Spaltungsdiagnosen ist die systematische Untersuchung des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts von zentraler Bedeutung. So bildet er eine wesentliche Voraus-
setzung für die Funktionsfähigkeit demokratischer Gemeinwesen sowie die Stabilität sozialer 
Ordnungen und ist ein wesentlicher Bestandteil der politischen Kultur (Dragolov et al. 2013; 
Putnam 2000; Boehnke et al. 2024). Gleichzeitig wird er durch die Vielzahl aktueller Krisen 
und Transformationen in besonderer Weise herausgefordert und belastet. 

Daher untersucht der THÜRINGEN-MONITOR 2025 den gesellschaftlichen Zusammenhalt in 
Thüringen. Theoretisch-konzeptionell orientiert sich die Analyse an bisherigen Untersuchungen 
zu sozialer Kohäsion. Demnach wird gesellschaftlicher Zusammenhalt als Qualität des gemein-
schaftlichen Miteinanders in einem territorial abgegrenzten Gemeinwesen verstanden. Das 
Konzept bezieht sich dabei nicht auf individuelle Eigenschaften, sondern beschreibt ein Merk-
mal des Gemeinwesens selbst. Zudem ist es graduell ausgeprägt: Gesellschaften können also 
mehr oder weniger kohäsiv sein (vgl. dazu u. a. Dragolov et al. 2016; Schiefer & van der Noll 
2017; Boehnke et al. 2024). Darüber hinaus betrachten wir den Zusammenhalt aus unterschied-
lichen Perspektiven: erstens anhand der Verbundenheit mit Thüringen, zweitens anhand der 
Einstellungen zum gesellschaftlichen Zusammenhalt und drittens anhand Erfahrungen des so-
zialen Zusammenhalts vor Ort zwischen ihren Mitgliedern.  

Im Folgenden (III.1-III.2) werden die Ausprägungen dieser Dimensionen des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts in der Thüringer Bevölkerung untersucht und analysiert, welche Faktoren 
zur Erklärung der individuellen Unterschiede in der Wahrnehmung und Bewertung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts beitragen. Neben soziostrukturellen Merkmalen (Geschlecht, Ein-
kommen, Bildungsstand, Ortsgröße) und politischer Selbstverortung werden insbesondere so-
zialpsychologische Faktoren (Statusverlustangst, traditionelle Werte, autoritäre Einstellungen, 
soziale Dominanzorientierung) sowie Einstellungen zur Demokratie (Demokratieunterstützung 
und -zufriedenheit sowie Responsivitätswahrnehmung) beleuchtet. 
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III.1 Verbundenheit mit Thüringen: Identifikation und Vorstellun-
gen 

Ein zentrales Element des gesellschaftlichen Zusammenhalts stellt die Verbundenheit mit dem 
Gemeinwesen dar. Diese verweist auf die Art und Weise, wie Menschen ihr Verhältnis zu ge-
sellschaftlichen Strukturen wahrnehmen und bewerten. Die sozialpsychologische Forschung 
legt nahe, dass eine starke Zugehörigkeit tendenziell mit einem stärkeren sozialen Zusammen-
halt einhergeht. Umgekehrt zeigt sich, dass eine geringe emotionale Bindung an den eigenen 
Wohnort häufig mit einem geringen Interesse an dessen Mitgestaltung einhergeht (Boehnke et 
al. 2024, 26-28). Studien zur sozialen Identität zeigen zudem, dass bereits eine zufällige Zuord-
nung zu einer zuvor unbekannten Gruppe ausreicht, um ein Gefühl der Identifikation zu erzeu-
gen und Gruppenmitglieder gegenüber Nichtmitgliedern zu bevorzugen (Tajfel 1982). Diese 
positive Voreingenommenheit gegenüber der eigenen Gruppe stärkt den eigenen Selbstwert 
und erhöht den Zusammenhalt und das Wohlbefinden innerhalb der Gruppe. Dies stellt den 
eigentlichen Anreiz der Mitgliedschaft zu einer Gruppe dar. Auswirkungen der Zugehörigkeit 
sind also nicht nur eine Erhöhung des Selbstwertgefühls, sondern auch ein gestärkter Zusam-
menhalt (Arant & Boehnke 2016, 148-149). 

Daher untersuchen wir zunächst in Kapitel III.1.1, mit welcher geografischen Ebene – Ge-
meinde, Thüringen, Ostdeutschland, Deutschland oder Europa – sich die Thüringer Befragten 
am stärksten verbunden fühlen. Anschließend werden ihre Verbundenheit und Identifikation 
mit Thüringen sowie deren zentrale Erklärungsfaktoren vertieft analysiert. Darauf aufbauend 
wird in Kapitel III.1.2 aufgezeigt, welche Stärken die Befragten Thüringen zuschreiben, auf 
welche lokalen Gegebenheiten und Besonderheiten Thüringens die Befragten besonders stolz 
sind und welche Assoziationen sie mit dem „Grünen Herz Deutschlands“, einer weit verbreite-
ten Bezeichnung für den Freistaat, verbinden. 

 

III.1.1 Verbundenheit mit Gemeinde, Region, Bundesland, Deutschland 
und Europa 

Es stellt sich die Frage, mit welcher geografischen Bezugsebene sich die Bürger:innen in Thü-
ringen am stärksten verbunden fühlen – mit der eigenen Stadt bzw. Gemeinde, ihrer Region, 
Thüringen, Ostdeutschland, Deutschland oder Europa? Mit 26 Prozent geben die meisten Be-
fragten an, sich in erster Linie ihrer Stadt bzw. Gemeinde zugehörig zu fühlen. Es folgen Thü-
ringen mit 23 Prozent und die eigene Region mit 17 Prozent. Jeweils 13 Prozent der Befragten 
nennen Ostdeutschland bzw. Deutschland, während sich nur acht Prozent in erster Linie Europa 
zugehörig fühlen (vgl. Abb. 9). 
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Mit der Anschlussfrage nach der zweitstärksten Zugehörigkeit zeigt sich ein ähnliches, aber 
etwas ausgewogeneres Muster. Den höchsten Anteil verzeichnet die Zugehörigkeit zum Bun-
desland Thüringen mit 25 Prozent, gefolgt von der Stadt bzw. Gemeinde mit 22 Prozent sowie 
Deutschland mit 17 Prozent. Die eigene Region mit 15 Prozent und Ostdeutschland mit 13 Pro-
zent spielen eine etwas geringere Rolle, während Europa erneut nur von acht Prozent genannt 
wird. Insgesamt wird deutlich, dass sich räumliche Identifikationen sowohl auf die kommunale 
als auch auf die Landesebene konzentrieren, während überregionale und supranationale Zuge-
hörigkeiten im Selbstverständnis der Thüringer Bevölkerung vergleichsweise schwach ausge-
prägt sind. 

Abb. 9. Verbundenheit mit Gemeinde, Thüringen, (Ost-)Deutschland und Europa 

In früheren Jahrgängen des THÜRINGEN-MONITORs (2000 bis 2020 sowie 2024) konnten die 
Befragten angeben, ob sie sich eher als Thüringer:in, Ostdeutsche:r, Deutsche:r oder Euro-
päer:in fühlen. Mit leichten Schwankungen in den Anteilen zeigte sich dabei über den gesamten 
Zeitraum hinweg ein stabiles Muster: Die stärkste Identifikation galt Thüringen, gefolgt von 
Deutschland, Ostdeutschland und mit deutlichem Abstand Europa. Die aktuellen Ergebnisse 
bestätigen diese hohe Verbundenheit und Identifikation mit Thüringen. Zudem zeigt sich – wie 
auch bereits in den THÜRINGEN-MONITORen 2012 und 2018 – eine starke Verbundenheit mit 
der lokalen Ebene (vgl. dazu Reiser et al. 2018).  

Sowohl die Ergebnisse der diesjährigen Befragung als auch der vorangegangenen Jahre de-
cken sich weitestgehend mit bisherigen sozialwissenschaftlichen Forschungsergebnissen, die 
zeigen, dass geografische Identitäten hierarchisch verschachtelt sind: Im Zentrum steht die 
kleinste, lokale Bezugsebene, etwa die unmittelbare Nachbarschaft, die sich schrittweise über 
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verdeutlicht, dass positive Fremdwahrnehmungen Thüringens von der großen Mehrheit der Be-
fragten als persönliche Anerkennung empfunden werden und damit ein starkes kollektives Zu-
gehörigkeitsgefühl zum Ausdruck bringen. Bei der Aussage „Die Meinung anderer über Thü-
ringen ist mir wichtig“ fällt das Bild etwas differenzierter aus. Eine Mehrheit von 66 Prozent 
stimmt dieser Aussage zu (43 Prozent „überwiegend“, 23 Prozent „voll und ganz“), während 
35 Prozent sie ablehnen (23 Prozent „überwiegend“, zwölf Prozent „voll und ganz“). Die Zu-
stimmungs- und Ablehnungswerte zur Aussage „Ich schäme mich, wenn in den Medien negativ 
über Thüringen berichtet wird“ zeigen hingegen ein polarisiertes Antwortverhalten: Zwar 
stimmt eine Mehrheit von 59 Prozent dieser Aussage zu (35 Prozent „überwiegend“, 24 Prozent 
„voll und ganz“), doch lehnen sie auch rund 42 Prozent der Befragten ab (26 Prozent „überwie-
gend“, 16 Prozent „voll und ganz“). Damit zeigt sich, dass für die Mehrheit der Thüringer:innen 
eine negative Außenwahrnehmung Thüringens durchaus eine Rolle spielt, zugleich aber ein 
relevanter Anteil der Befragten eine ambivalente bzw. unabhängige Haltung gegenüber exter-
nen Urteilen einnimmt. 

Abb. 11. Identifikation mit Thüringen 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 

Trotz der insgesamt sehr hohen Identifikation mit Thüringen bestehen dennoch z. T. deutliche 
Unterschiede zwischen den Bewohner:innen des Freistaats. Wie stark die Identifikation mit 
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kulinarische Traditionen wie Bratwurst und Klöße. Auch bestimmte Regionen oder Orte wer-
den häufig hervorgehoben (zehn Prozent). Das zeigt, dass regionale Identitäten und lokale Be-
zugspunkte eine bedeutsame Rolle für die Befragten spielen. Neben den größeren Städten Er-
furt, Jena und Weimar werden dabei ausdrücklich auch ländliche Regionen genannt.  

Abb. 12. Wahrgenommene Stärken Thüringens 
(in Prozent) 

Acht Prozent der Nennungen beziehen sich auf die Menschen in Thüringen, wobei Herzlichkeit, 
Freundlichkeit und weitere soziale Qualitäten betont werden. Aspekte des Tourismus und der 
Freizeitgestaltung folgen mit sieben Prozent und unterstreichen die Bedeutung Thüringens als 
Erholungs- und Kulturraum. Vier Prozent verweisen auf ein „gutes Leben“ in Thüringen, etwa 
auf ein allgemeines Wohlgefühl, hohe Lebensqualität, vergleichsweise geringe Lebenshal-
tungskosten sowie die Vielseitigkeit und Schönheit des Landes. Ein weiterer genannter Aspekt 
(vier Prozent) ist die Beschreibung Thüringens als „Grünes Herz Deutschlands“, die auf eine 
identitätsstiftende Metapher verweist (vgl. dazu auch Abb. 14). Ebenfalls vier Prozent betonen 
die zentrale geografische Lage des Bundeslandes als Vorteil. Kleinere, aber dennoch relevante 
Anteile entfallen auf Identität und Zugehörigkeit (drei Prozent), Wirtschaft (drei Prozent) sowie 
Infrastruktur, Wissenschaft und Bildung (jeweils ein Prozent). Nur ein Prozent der Befragten 
geben an, Thüringen habe aus ihrer Sicht keine besonderen Stärken. Insgesamt verdeutlichen 
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die Ergebnisse, dass die Thüringer:innen die Stärken ihres Bundeslandes vor allem in den na-
turräumlichen, kulturellen und regionalen Besonderheiten sehen.  

Eng verknüpft mit den wahrgenommenen Stärken Thüringens ist die Frage, ob und warum 
die Befragten stolz darauf sind, Thüringer:in zu sein (vgl. Abb. 13). Mit insgesamt 82 Prozent 
gibt eine sehr deutliche Mehrheit an, stolz zu sein – 36 Prozent sind „sehr stolz“ und 46 Prozent 
„eher stolz“. Etwas mehr als ein Viertel fühlt sich hingegen „eher nicht“ (zehn Prozent) oder 
„überhaupt nicht“ (sieben Prozent) stolz. Im Anschluss wurden jene Befragten, die Stolz äußer-
ten, nach den Gründen dafür befragt. Mit über 97 Prozent sind nahezu alle auf die Natur und 
die Landschaft Thüringens stolz. Diese können demnach als besonders identitätsstiftend be-
trachtet werden. Es folgen kulturelle Persönlichkeiten wie Goethe, Bach oder Schiller sowie 
Thüringer Spezialitäten wie Bratwurst oder Klöße mit jeweils 93 Prozent.  

Abb. 13. Stolz auf Thüringen – Häufigkeiten und Begründungen 
(in Prozent) 

Anmerkung: Die Fragen zu den Gründen des Stolzes wurde ausschließlich denjenigen gestellt, die an-
gaben, stolz darauf zu sein, Thüringer:in zu sein. Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 
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Auch auf die Thüringer Geschichte und Kultur sind mit insgesamt 94 Prozent fast alle Thürin-
ger:innen stolz. Etwas zurückhaltender, aber dennoch auf hohem Niveau, fallen die Angaben 
zur Weltoffenheit der Menschen mit 73 Prozent sowie zur Innovationskraft der Thüringer Wirt-
schaft mit 72 Prozent aus. Aus den Daten lässt sich allerdings nicht erkennen, ob die Befragten 
Thüringen tatsächlich als weniger weltoffen und innovativ wahrnehmen oder ob diese Aspekte 
für sie schlicht weniger Grund sind, stolz zu sein. Insgesamt spiegeln sich in den Gründen für 
den Stolz der Befragten auf Thüringen somit sehr stark die wahrgenommenen Stärken Thürin-
gens (vgl. Abb. 12) wider.  

Abb. 14. Assoziationen mit dem Slogan „Das Grüne Herz Deutschlands“ 
(in Prozent) 

Darüber hinaus wurde danach gefragt, ob der Slogan „Das Grüne Herz Deutschlands“5 in 
Thüringen bekannt ist. Mit einem Anteil von 96 Prozent gaben fast alle Befragten an, dass ihnen 
der Slogan bekannt sei, nur vier Prozent kennen ihn nicht. Dies übertrifft sogar die Ergebnisse 
einer Umfrage im Auftrag der Thüringer Staatskanzlei, bei der 88 Prozent der Thüringer:innen 
angaben, dass ihnen die Aussage bekannt sei (Thüringer Staatskanzlei 2025). Um herauszufin-
den, was Menschen mit dieser Bezeichnung verbinden, haben wir sie offen gefragt: „Was ver-
binden Sie persönlich mit dem ‚Grünen Herz Deutschlands?‘“. Mit 71 Prozent nennen die Be-
fragten in erster Linie die Natur und Landschaft, womit dieser Bereich den zentralen 

5 Die Bezeichnung „Grünes Herz Deutschlands“ wurde erstmals 1897 von dem Schriftsteller August Prinius ge-
prägt und wird gegenwärtig von der Landesregierung als Dachmarke für Thüringen etabliert. Der Slogan wird in 
Wissenschaft, Politik und Gesellschaft z. T. kontrovers diskutiert (vgl. Albrecht 2025; Winter 2025). 
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Bezugspunkt der Assoziationen bildet (vgl. Abb. 14). Es dominieren vor allem allgemeine Ver-
weise auf die Natur und Landschaft Thüringens, häufig auch die spezifische Nennung des Thü-
ringer Walds. Zudem werden die weitläufigen Grün- und Naturflächen des Landes besonders 
hervorgehoben. Mit deutlichem Abstand folgen Aspekte des Tourismus, der Freizeit und Erho-
lung (sieben Prozent). Thüringen wird in diesem Zusammenhang als Wander- und Erholungs-
region und als Ort für sportliche Ausflüge beschrieben. Ebenfalls relevant sind Bezüge zu Iden-
tität und Zugehörigkeit (fünf Prozent), wobei Aspekte der Heimat und des sozialen Umfelds 
genannt werden. Weitere, etwas seltener genannte Aspekte sind die zentrale geografische Lage 
des Landes (vier Prozent) sowie kulturelle Verweise, etwa auf historische Orte und die Thürin-
ger Küche (drei Prozent). Insgesamt verdeutlichen die Ergebnisse, dass das „Grüne Herz 
Deutschlands“ für die große Mehrheit der Thüringer:innen ein stark naturbezogenes Symbol 
darstellt. Der Slogan spiegelt damit sowohl die am häufigsten genannte Stärke Thüringens (vgl. 
Abb. 12) als auch den häufigsten Grund für den Stolz auf Thüringen (Abb. 13) wider, nämlich 
Natur und Landschaft. 

 

III.2 Einstellungen und Wahrnehmungen zum gesellschaftlichen 

Zusammenhalt 
Wie nehmen die Thüringer:innen den gesellschaftlichen Zusammenhalt wahr? Ein zentraler Zu-
gang ist das soziale Vertrauen, das häufig als „sozialer Klebstoff“ beschrieben wird: Es kann 
Zugehörigkeit und Solidarität herstellen – sowohl zwischen Individuen als auch zwischen den 
unterschiedlichen sozialen Gruppen einer modernen Gesellschaft (Delhey & Verbalyte 2016, 
71). Vor diesem Hintergrund untersuchen wir zunächst, wie stark das soziale Vertrauen in Thü-
ringen ausgeprägt ist und welchen Personengruppen die Befragten besonders vertrauen. Daran 
anschließend fragen wir, wer aus Sicht der Befragten als Teil der Thüringer Gesellschaft gilt 
und in welchem Maße Menschen mit anderen Lebensweisen und Wertvorstellungen akzeptiert 
werden. Abschließend nehmen wir das subjektive Gerechtigkeitsempfinden in den Blick, also 
die Frage, ob die aktuellen gesellschaftlichen Verhältnisse als fair und angemessen erlebt wer-
den – ein Aspekt, der eng mit der Stabilität sozialer Beziehungen und dem Gefühl kollektiver 
Zugehörigkeit verbunden ist (Sachweh & Sthamer 2016, 208). 

 

III.2.1 Soziales Vertrauen 

Das soziale Vertrauen in Mitmenschen ist ein zentrales Element des gesellschaftlichen Zusam-
menhaltes und bildet eine wesentliche Grundlage für das Funktionieren gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens. Es erleichtert Kooperation und vermindert soziale Spannungen, denn „wer sei-
nen Mitmenschen im Großen und Ganzen vertraut, muss nicht bei jedem Kontakt und in jeder 
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Situation alle Risiken abwägen und jeden Schritt kontrollieren“ (Boehnke et al. 2024, 22). Das 
Maß, in dem Menschen anderen Menschen grundsätzlich Vertrauen entgegenbringen, sagt da-
her viel über die Qualität des sozialen Klimas und über das Gefühl wechselseitiger Verlässlich-
keit in einer Gesellschaft aus (vgl. Putnam 2000; Uslaner 2018). Es kann angenommen werden, 
dass das Interesse und die Bereitschaft zum Aufbau und zur Pflege sozialer Netze steigt, je mehr 
Vertrauen man seinen Mitmenschen entgegenbringt. Denn Vertrauen wirkt nicht nur als Grund-
lage individueller sozialer Einbindung, sondern auch als Mechanismus zur Reduktion von Un-
sicherheit in Situationen unvollständiger Information (Yamagishi & Yamagishi 1994). Dadurch 
kann es sowohl in zwischenmenschlichen als auch in intergruppalen Beziehungen stabilisierend 
wirken und somit positive Effekte auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt entfalten. Im THÜ-

RINGEN-MONITOR 2025 wird daher untersucht, wie stark das Vertrauen in die Mitmenschen in 
der Thüringer Bevölkerung ausgeprägt ist. Neben dem allgemeinen interpersonellen Vertrauen 
wird zudem das Vertrauen in die Familie, in die Nachbarschaft, Menschen des gleichen Dialek-
tes sowie in neu an den Wohnort Zugezogene betrachtet.  

Werden die Thüringer:innen gefragt, ob man ganz allgemein den meisten Menschen ver-
trauen kann, so stimmt eine deutliche Mehrheit von 60 Prozent der Befragten der Aussage zu – 
davon geben 15 Prozent „ja“ und 45 Prozent „eher ja“ an. Etwa ein Viertel der Menschen 
(28 Prozent) in Thüringen meint, dass man den meisten Menschen „eher nicht vertrauen“ kann 
und etwa jede:r zehnte Befragte bringt Menschen grundsätzlich kein Vertrauen entgegen. Damit 
schließen die Befunde an bundesweite Untersuchungsergebnisse an: Auf dieselbe Frage ant-
worteten im Jahr 2022 in einer Studie zum Demokratievertrauen in Krisenzeiten der Friedrich-
Ebert-Stiftung knapp über 58 Prozent der Befragten mit „ja“ oder „eher ja“ (Best et al. 2023, 
14). 

Der Blick auf das Vertrauen gegenüber verschiedenen Personengruppen zeigt ein klares 
Muster nach sozialer und räumlicher Nähe (vgl. Abb. 15): Am höchsten ist das Vertrauen ge-
genüber der eigenen Familie, der ein überwältigender Anteil von 93 Prozent „voll und ganz“ 
(71 Prozent) oder „weitgehend“ (22 Prozent) vertraut. Fünf Prozent der Befragten vertraut den 
eigenen Familienmitgliedern nur „teilweise“; nur ein Prozent „eher nicht“. Niedriger liegen die 
Vertrauenswerte gegenüber Menschen in der Nachbarschaft: 55 Prozent geben an, ihnen „voll 
und ganz“ (14 Prozent) bzw. „weitgehend“ (41 Prozent) zu vertrauen; 35 Prozent der Menschen 
in Thüringen vertrauen ihnen zumindest „teilweise“. Neben der räumlichen Nähe aufgrund der 
Nachbarschaft lässt sich zudem erwarten, dass auch ein geteilter Dialekt Vertrauen begünstigt, 
weil er Nähe und Gruppenzugehörigkeit signalisiert (Evans & Krueger 2009). Dies zeigt sich 
auch in den Ergebnissen: 46 Prozent geben an, Menschen mit demselben Dialekt „voll und 
ganz“ (sieben Prozent) oder „weitgehend“ (39 Prozent) zu vertrauen. Am zurückhaltendsten 
äußern sich die Befragten gegenüber neu Zugezogenen: Nur 25 Prozent vertrauen Menschen, 
die neu an den Wohnort gezogen sind – nur zwei Prozent vertrauen „voll und ganz“; weitere 
23 Prozent vertrauen „weitgehend“. Insgesamt verdeutlichen die Befunde, dass soziales 
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Vertrauen stark entlang sozialer und räumlicher Nähe strukturiert ist und gegenüber als fremd 
wahrgenommenen Gruppen deutlich zurückhaltender ausfällt – ein Muster, das auch die bishe-
rige Forschung bestätigt (Delhey & Verbalyte 2016). 

Abb. 15. Vertrauen in unterschiedliche Gruppen 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 

Betrachten wir die Einflussfaktoren auf die Ausprägung des sozialen Vertrauens6 zeigen sich 
schlüssige Muster: Vertrauen in Mitmenschen ist eng verknüpft mit sozioökonomischen Res-
sourcen. Je besser eine Person die ökonomische Lage des Bundeslandes bewertet, desto höher 
ist das grundsätzliche Vertrauen in die Mitmenschen. Dieser Zusammenhang besteht, wenn 
auch leicht schwächer, auch zwischen der Bewertung der eigenen finanziellen Situation und 
dem Vertrauen in Mitmenschen. Mit Blick auf die Variable Bildung – höhere Bildung wirkt sich 
positiv auf die Vertrauensbereitschaft auf – zeigt sich damit, dass Vertrauen auch als 

6 Die dargelegten Items zur Messung des Vertrauens in Mitmenschen werden in der weiteren Analyse zu einer 
Skala kombiniert, die die grundsätzliche Vertrauensbereitschaft einer befragten Person abbildet. Cronbach’s α 
nimmt den Wert 0,77 an, womit die Items hinreichend stark zusammenhängen, um auf einer gemeinsamen Skala 
zusammengefasst werden zu können (vgl. Tab. 1 im Anhang). 



27 
 

„Ressourcenphänomen“ verstanden werden kann: Je besser die individuelle und kontextuelle 
wirtschaftliche Lage wahrgenommen wird, desto eher vertrauen die Menschen ihren Mitmen-
schen. Dies lässt sich damit erklären, dass ressourcenstärkere Personen mögliche Vertrauens-
brüche leichter verkraften können, weil ihnen mehr materielle und immaterielle Ressourcen zur 
Verfügung stehen. Zugleich ist in ressourcenstarken Kontexten der Anreiz geringer, Vertrauen 
aus eigennützigen Motiven zu missbrauchen (Delhey & Verbalyte 2016). Zudem zeigen sich 
räumliche Effekte hinsichtlich des Vertrauens in Mitmenschen: In größeren Orten ist die Ver-
trauensbereitschaft signifikant niedriger ausgeprägt als in kleineren Gemeinden. Das geht ein-
her mit der Annahme, dass die im ländlichen Raum stärker ausgeprägten dichten sozialen Netze 
Vertrauen fördern. 

Darüber hinaus zeigen sich Zusammenhänge zwischen dem sozialen Vertrauen und der Unter-
stützung der Demokratie bzw. der Responsivitätseinschätzung, also der Bewertung, ob sich Po-
litiker:innen darum bemühen, die Interessen der Bevölkerung zu vertreten (vgl. dazu ausführ-
lich Kap. IV.1.1): Dies verweist auf den starken Zusammenhang von sozialem und politischem 
Vertrauen: Wer mehr Vertrauen in Mitmenschen hat, hat auch mehr Vertrauen in politische Ak-
teure und befürwortet eher die Idee der Demokratie (vgl. auch Zmerli 2012). Umgekehrt stehen 
sozialdominante Einstellungen und Statusverlustängste mit niedrigerem Vertrauen in Zusam-
menhang, was auf eine generelle Distanzierung von dem „Anderen“ hinweist und im Gesamt-
blick damit dem gesellschaftlichen Zusammenhalt abträglich ist (vgl. Tab. 1 im Anhang). 

 

III.2.2 Zugehörigkeit und Vielfalt 

Moderne Gesellschaften sind durch eine wachsende Vielfalt an Lebensstilen, Wertorientierun-
gen und kulturellen Einflüssen geprägt. Für den gesellschaftlichen Zusammenhalt ist daher ent-
scheidend, ob Bürger:innen Menschen mit anderen Überzeugungen und Lebensweisen als 
gleichberechtigten Teil der Gesellschaft anerkennen. Eine solche Haltung kann kooperative Be-
ziehungen erleichtern und das gemeinschaftliche Miteinander stärken (vgl. Schiefer & van der 
Noll 2017, 586; Boehnke et al. 2024). Vor diesem Hintergrund untersuchen wir, welche Perso-
nen und Gruppen in Thüringen als zugehörig gelten und wo Grenzen der Zugehörigkeit gezogen 
werden.  

Dies bezieht sich in besonderer Weise auf die Kriterien der Zugehörigkeit zur Thüringer 
Gesellschaft. Wann gilt eine Person als Mitglied dieser sozialen Gemeinschaft, also als „Thü-
ringer:in“? Diese Frage ist besonders wichtig, wenn es u. U. um die Integration von zugezoge-
nen Personen geht, denn Kriterien, die Zugehörigkeit bewirken, schließen jene aus, die diese 
Kriterien nicht erfüllen. Wir haben deshalb im THÜRINGEN-MONITOR 2025 – wie bereits 2012 
(vgl. Best et al. 2012) und 2018 (vgl. Reiser et al. 2018) – danach gefragt, wie wichtig verschie-
dene Aspekte dafür sind, Thüringer:in zu sein (vgl. Abb. 16). 
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Diese Eigenschaften und Kriterien lassen sich danach unterscheiden, ob man sie nicht erwerben 
kann, weil sie einem in die Wiege gelegt werden, ob man sie durch eigenes Zutun erlangen 
kann oder ob sie einem über die Zeit hinweg zuwachsen (vgl. Best et al. 2012). Jene emotiona-
len und partizipativen Kriterien, die man durch eigenes Zutun erlangen kann – „sich als Thü-
ringer:in fühlen“, „Thüringer Traditionen pflegen“ und „am gesellschaftlichen Leben teilneh-
men“ – implizieren eine prinzipielle Offenheit der Gemeinschaft der Thüringer:innen 
gegenüber neuen Einwohner:innen und somit ein inklusives Verständnis von Gesellschaft. Ein 
exklusives Verständnis hingegen liegt dann vor, wenn Befragte meinen, es sei wichtig, dass 
man in Thüringen geboren ist sowie schon lange hier lebt. Denn diese stellen ein – ggf. nicht 
überwindbares – Integrationshindernis dar und machen die Thüringer:innen zu einer „geschlos-
senen Gesellschaft“ (vgl. Reiser et al. 2018, 47f.). 

Abb. 16. „Thüringer:in-Sein“: Wichtigkeit verschiedener Kriterien 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 

Im Jahr 2025 betonen die Befragten am stärksten die partizipative Dimension des „Thürin-
ger:in-Seins“: So halten insgesamt 79 Prozent der Befragten die Teilnahme am 
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gesellschaftlichen Leben für „sehr wichtig“ (29 Prozent) oder „eher wichtig“ (50 Prozent). Nur 
21 Prozent stufen dieses Kriterium als unwichtig ein. Diese bemerkenswert hohe Zustimmung 
unterstreicht die zentrale Bedeutung von Teilhabe für gesellschaftliche Integration in den Au-
gen der Thüringer:innen. Zugleich darf in diesem Zusammenhang nicht übersehen werden, dass 
sowohl in Thüringen als auch in Deutschland insgesamt weiterhin strukturelle Barrieren beste-
hen, die die gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe von Menschen erschweren, die von 
Diskriminierung betroffen sind (vgl. Streitberger et al. 2024, 36f.). 

Ebenfalls hohe Zustimmungswerte zeigt das Kriterium, „Thüringer Traditionen zu pflegen“: 
37 Prozent bewerten dies als „sehr wichtig“, 39 Prozent als „eher wichtig“. Nur ein Viertel der 
Befragten hält es für eher oder gänzlich unbedeutsam. Auch die emotionale Zugehörigkeit, also 
sich als Thüringer:in zu fühlen, ist für einen Großteil von zentraler Bedeutung: 36 Prozent be-
trachten dieses Kriterium als „sehr wichtig“, weitere 37 Prozent als „eher wichtig“, 28 Prozent 
der Befragten halten es für unwichtig. Demgegenüber spielen biografische Zugehörigkeits-
merkmale, die gar nicht oder nur über einen langen Zeitraum hinweg erwerbbar sind, eine etwas 
geringere Rolle. Dennoch werden sie von relevanten Anteilen als bedeutsam angesehen: 
58 Prozent geben an, dass sie es „sehr“ (26 Prozent) oder „eher wichtig“ (32 Prozent) finden, 
dass eine Person lange Zeit in Thüringen gelebt hat. 42 Prozent lehnen dies ab. In Thüringen 
geboren zu sein, um Thüringer:in zu sein, ist das exklusivste Kriterium, da es nicht erworben 
werden kann. Es wird von den wenigsten Befragten geteilt. Dennoch gibt mit 23 Prozent fast 
ein Viertel der Befragten an, dass es „sehr wichtig“ sei, in Thüringen geboren zu sein, um als 
Thüringer:in gelten zu können. Weitere 24 Prozent halten das Kriterium für „eher wichtig“.  

Jenes exklusive Verständnis des „Thüringer:in-Seins“ ist weniger stark bei Menschen aus 
größeren Städten mit über 50.000 Einwohner:innen sowie bei höher Gebildeten ausgeprägt. 
Auffällig ist, dass eine positivere Beurteilung der wirtschaftlichen Lage Thüringens leicht mit 
einem exklusiveren Verständnis einhergeht. Die Ergebnisse legen zudem nahe, dass ein exklu-
sives Verständnis des „Thüringer:in-Seins“ vor allem dort häufiger anzutreffen ist, wo soziale 
Abgrenzung und Benachteiligungswahrnehmungen stärker ausgeprägt sind. So neigen Perso-
nen, die in höherem Maße sozialdominante Einstellungen teilen, eher dazu, das „Thüringer:in-
Sein“ exklusiv zu definieren. Dies ist damit zu erklären, dass Personen mit starker sozialer Do-
minanzorientierung Ungleichheit zwischen sozialen Gruppen als legitim wahrnehmen (Pratto 
et al. 2006; vgl. dazu auch Kap. IV.2). Sie sehen gesellschaftliche Beziehungen in erster Linie 
als Wettbewerb und sind entsprechend eher geneigt, klare Grenzen nach „Außen“ zu ziehen 
(Zick et al. 2011, 163). Ein ähnlicher Effekt zeigt sich für Personen, die angeben, dass die Wie-
dervereinigung für sie in erster Linie nachteilig gewesen sei und sie sich heute noch aufgrund 
ihrer ostdeutschen Herkunft benachteiligt fühlen. Jene Befragte, die von ausgeprägten Gefühlen 
der Benachteiligung (Ostdeprivation) berichten, tendieren eher dazu, Zugehörigkeit enger zu 
definieren. Ebenfalls gilt dies für Personen, denen traditionelle Werte besonders wichtig sind 
(vgl. Tab. 1 im Anhang). 
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Statistische Analysen zeigen zudem, dass Personen, die dieses exklusive Verständnis des „Thü-
ringer:in-Seins“7 teilen, eher fremdenfeindliche Einstellungen teilen (vgl. dazu ausführlich 
Kap. IV.2 und IV.3). Ein ähnlicher Zusammenhang konnte bereits im THÜRINGEN-MONITOR

2018 festgestellt werden. Dort zeigte sich: Je mehr Zugangskriterien die Befragten an die Ge-
meinschaft in Thüringen anlegten, desto eher stimmten sie ausschließenden Aussagen gegen-
über Migrant:innen zu (Reiser et al. 2018, 49f.). Dieser Zusammenhang lässt sich mit sozial-
psychologischen Ansätzen zur sozialen Identität erklären. Demnach entsteht Zugehörigkeit 
nicht nur durch gemeinsame Merkmale, sondern wird häufig auch über Abgrenzung nach außen 
hergestellt. Ein exklusives Verständnis des „Thüringer:in-Seins“, das an schwer veränderbare 
oder nicht erwerbbare Merkmale geknüpft ist, markiert solche Grenzen besonders klar und sta-
bilisiert damit die Unterscheidung zwischen Zugehörigen und Nicht-Zugehörigen. Damit steigt 
zugleich die Wahrscheinlichkeit, dass andere Gruppen abgewertet werden. In diesem Sinne 
verweist das Ergebnis auf die Kehrseite von sozialer Identität: Die Betonung der Eigengruppe 
kann mit einer stärkeren Abgrenzung und negativen Bewertungen von Fremdgruppen einher-
gehen (Anstötz & Westle 2019, 110). 

Abb. 17. „Thüringer:in-Sein“: Wichtigkeit verschiedener Kriterien im Zeitverlauf 

Vergleicht man die Ergebnisse des aktuellen THÜRINGEN-MONITORs mit jenen der THÜRINGEN-
MONITORe 2012 und 2018 zeigt sich über die Erhebungsjahre hinweg konstant eine gewisse 
Hierarchie der Kriterien: So wird das „Thüringer:in-Sein“ stärker über emotionale und 

7 Ein exklusives Verständnis liegt dann vor, wenn Befragte sowohl das Kriterium „in Thüringen geboren zu sein“ 
als auch „lange in Thüringen gelebt zu haben“ als „eher“ bzw. „sehr wichtig“ erachten, um Thüringer:in zu sein. 
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partizipative Aspekte definiert, während biografische Merkmale, wie die Geburt oder eine lange 
Wohndauer im Bundesland, eine geringere, wenngleich relevante Rolle spielen (vgl. Abb. 16 
und Abb. 17; vgl. dazu auch Reiser et al. 2018, 49). Zudem zeigt sich (vgl. Abb. 17), dass alle 
mehrfach gemessenen Kriterien über die Zeit hinweg an Bedeutung verloren haben. Somit liegt 
zunächst der Schluss nahe, dass die Anforderungen, als Thüringerin oder Thüringer anerkannt 
zu werden, insgesamt gesunken sind. Es zeigt sich jedoch auch, dass die Zustimmung zum in-
klusivsten Kriterium „sich als Thüringer:in fühlen“ im Vergleich zu 2012 und 2018 ebenfalls 
um zehn Prozentpunkte und damit signifikant zurückgegangen ist. Dies ist ein Hinweis darauf, 
dass das subjektive Gefühl von Zugehörigkeit als Ausdruck von Identität insgesamt weniger 
Akzeptanz erfährt.  

Neben den Kriterien für die Zugehörigkeit zur Thüringer Gesellschaft spiegelt sich die Of-
fenheit der Gesellschaft auch in der Akzeptanz von gesellschaftlicher Vielfalt wider. Die Ein-
stellungen zu unterschiedlichen Personengruppen werden im THÜRINGEN-MONITOR jährlich 
untersucht, um zu analysieren, inwiefern die Menschen in Thüringen unterschiedliche Lebens-
weisen akzeptieren (vgl. dazu auch Kap. IV.3). Wir legen im Folgenden exemplarisch den Fo-
kus auf das Zusammenleben mit Zugewanderten, auf die Akzeptanz unterschiedlicher ge-
schlechtlicher Identitäten und die Rücksichtnahme auf Minderheiteninteressen in der 
Gesellschaft, um die Akzeptanz für unterschiedliche Lebensweisen abzubilden. 

Abb. 18. Akzeptanz von unterschiedlichen Lebensweisen und Minderheitenrechten 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 
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Wie Abb. 18 zeigt, stimmen der Aussage, die in Deutschland lebenden Zugewanderten sollten 
ihren Lebensstil beibehalten dürfen, auch wenn er sich vom Lebensstil der Deutschen unter-
scheidet, 43 Prozent der Menschen in Thüringen zu. Darunter stimmten zehn Prozent „voll und 
ganz“ zu, 33 Prozent stimmen „überwiegend“ zu. 57 Prozent der Befragten hingegen lehnen 
die Aussage ab. Hinsichtlich geschlechtlicher Vielfalt zeigt sich, dass es 70 Prozent der Befrag-
ten in Ordnung finden, wenn Menschen ihr Geschlecht etwa durch Operationen und hormonelle 
Behandlungen ändern: 38 Prozent stimmen der Aussage „voll und ganz“ zu, weitere 32 Prozent 
stimmen ihr „überwiegend“ zu. Fast ein Drittel (30 Prozent) der Befragten lehnt die Aussage 
ab. Rund zwei Drittel (68 Prozent) der Befragten äußern, es solle wieder mehr für die Mehrheit 
der Menschen im Land getan werden, als sich um Minderheiten zu kümmern. Das könnte darauf 
hindeuten, dass die weiteren 33 Prozent der Befragten Verständnis dafür zeigen, sich auch um 
Minderheiteninteressen zu kümmern. Damit kann die Akzeptanz von unterschiedlichen Lebens-
weisen und von Minderheitenrechten in Thüringen insgesamt als vergleichsweise gering einge-
schätzt werden. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt eine Studie aus dem Jahr 2023, die 
schlussfolgert, dass in Thüringen im Vergleich zu anderen Bundesländern die Akzeptanz von 
Diversität am geringsten ausgeprägt ist. Darüber hinaus zeigt sich, dass diese Akzeptanz in den 
vergangenen Jahren weiter gesunken ist (Boehnke et al. 2024, 60) (vgl. dazu auch ausführlich 
Kap.IV.3). 

 

III.2.3 Gerechtigkeitsempfinden 

Gerechtigkeit stellt einen weiteren zentralen Pfeiler des gesellschaftlichen Zusammenhalts dar. 
Entscheidend ist dabei vor allem das subjektive Empfinden: Wenn Menschen gesellschaftliche 
Verhältnisse als ungerecht wahrnehmen, prägt dies ihre gesellschaftlichen Einstellungen und 
politischen Präferenzen (Stantcheva 2024, 96f.). Im THÜRINGEN-MONITOR wird jährlich das 
Gerechtigkeitsempfinden über das Konzept der relativen Deprivation erfasst, also über die 
Frage, ob Personen das Gefühl haben, im Vergleich zum Rest Deutschlands ihren gerechten 
Anteil zu erhalten. Wer sich im Vergleich zu anderen relativ benachteiligt fühlt, empfindet 
häufig eine Minderung der eigenen sozialen Stellung und Zugehörigkeit. Solche 
Wahrnehmungen können das Gefühl verstärken, in der Gesellschaft nicht ausreichend 
eingebunden oder anerkannt zu sein. Dies kann damit Prozesse sozialer Entfremdung fördern, 
die den gesellschaftlichen Zusammenhalt schwächen (Melita et al. 2025, 591).  

40 Prozent der Befragten empfinden, dass sie im Vergleich zu anderen Menschen in 
Deutschland „ihren gerechten Anteil erhalten“; drei Prozent geben an, sie erhalten mehr als das. 
Hingegen geben 57 Prozent an, dass sie „etwas“ bzw. „sehr viel weniger als den gerechten An-
teil“ erhalten. Im Zeitverlauf zeigt sich, dass seit 2003 der Anteil der Menschen in Thüringen, 
die glauben, den gerechten Anteil oder mehr zu erhalten, zu keinem Zeitpunkt größer war als 
der Anteil derjenigen, die angeben, weniger zu bekommen (vgl. Abb. 19). Generell herrscht in 
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Deutschland ein sehr gering ausgeprägtes Gerechtigkeitsempfinden, das zudem weiter sinkt 
(Boehnke et al. 2024, 30f.). In Sachsen geben immerhin 51 Prozent an, einen gerechten Anteil 
zu erhalten (dimap 2024, 14). Eine repräsentative Studie aus Nordrhein-Westfalen hingegen 
zeigt, dass dort auf eine sehr ähnliche Frage8 eine deutliche Mehrheit von 80 Prozent angibt, 
ihren gerechten Anteil zu erhalten (LpBNRW 2023, 32). Auch weitere Studien deuten darauf 
hin, dass insbesondere Menschen aus den ostdeutschen Bundesländern eine negativere Ein-
schätzung vornehmen als Menschen aus Westdeutschland (vgl. Boehnke et al. 2024, Heben-
streit et al. 2025, 78). Im Radar gesellschaftlicher Zusammenhalt der Bertelsmann-Stiftung 
stellt Thüringen das Schlusslicht in der Kategorie Gerechtigkeitsempfinden9 dar. Thüringer:in-
nen schätzen somit die Gerechtigkeit am schlechtesten ein. 

Abb. 19. Gerechtigkeitsempfinden im Zeitverlauf 
(in Prozent) 

8 Die Frage lautete: Und wenn Sie jetzt noch einmal an Ihre persönliche Lebenslage denken, im Vergleich damit, 
wie andere in Deutschland leben: Würden Sie sagen, dass Sie persönlich den gerechten Anteil am Lebensstandard 
erhalten? (6er Skala). 
9 Im Radar gesellschaftlicher Zusammenhalt der Bertelsmann-Stiftung wurde das Gerechtigkeitsempfinden anhand 
der Fragen „Ich finde die sozialen Unterschiede in unserem Land im Großen und Ganzen gerecht“, „Die Rangun-
terschiede zwischen den Menschen sind akzeptabel, weil sie im Wesentlichen ausdrücken, was man aus den Chan-
cen, die man hatte, gemacht hat“, „Die wirtschaftlichen Gewinne werden heute in Deutschland im Großen und 
Ganzen gerecht verteilt“ und „Man wird in Deutschland entsprechend seiner Leistung vergütet“ gemessen 
(Boehnke et al. 2024, 31). 
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Angesichts der negativen Einschätzungen der Gerechtigkeit in Thüringen stellt sich die Frage, 
welche Einflussfaktoren das Gerechtigkeitsempfinden im Freistaat beeinflussen. Deutlich zeigt 
sich, dass Personen mit niedrigem oder mittlerem Nettoäquivalenzeinkommen eher ein gerin-
geres Gerechtigkeitsempfinden aufweisen als Menschen mit höheren Einkommen. Auch Beur-
teilungen der wirtschaftlichen Lage spielen eine wichtige Rolle: Während eine positive Bewer-
tung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage in Thüringen nur einen leichten Effekt hat, fällt der 
Einfluss der Einschätzung der persönlichen finanziellen Situation wesentlich stärker aus. Wer 
die eigene finanzielle Lage positiv beurteilt, hat auch eher das Gefühl, den gerechten Anteil zu 
erhalten; bei einer negativen Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage sinkt diese Wahr-
scheinlichkeit deutlich. Dies deutet darauf hin, dass insbesondere ressourcenschwache Perso-
nen ihre eigene Situation als ungerecht empfinden. Dies zeigt sich auch hinsichtlich der sozial-
psychologischen Erklärungsfaktoren. Insbesondere Menschen mit Statusverlustängsten, die 
aufgrund gesellschaftlicher Entwicklungen die Sorge haben, immer mehr auf die Verliererseite 
des Lebens geraten, haben ebenfalls ein geringeres Gerechtigkeitsempfinden. Schließlich fin-
den sich kleinere, aber konsistente Zusammenhänge mit den Einstellungen zur Demokratie: 
Wer den Eindruck hat, den gerechten Anteil zu erhalten, ist auch zufriedener mit dem Funktio-
nieren der Demokratie (vgl. Tab. 2 im Anhang). Das verweist auf den aus der Forschung be-
kannten Effekt, dass die Demokratiezufriedenheit der Bevölkerung stark mit der wahrgenom-
menen wirtschaftlichen Lage und der wahrgenommenen Gerechtigkeit zusammenhängt (vgl. 
für Thüringen u. a. Hebenstreit & Reiser 2023). 

 

III.3 Sozialer Zusammenhalt vor Ort 

Im Rahmen des diesjährigen Schwerpunktthemas stellt sich die zentrale Frage, wie die Thürin-
ger:innen den sozialen Zusammenhalt an ihrem Wohnort bewerten. Die Betrachtung des Zu-
sammenhalts „vor Ort“ ist besonders relevant, weil soziale Integration insbesondere auf lokaler 
Ebene stattfindet. In Kommunen und Nachbarschaften entstehen alltägliche Kontakte und in-
formelle Unterstützungsbeziehungen, die u. a. Grundlage für das soziale Vertrauen bilden. Zu-
gleich werden lokale Räume zu zentralen Arenen, in denen gesellschaftliche Konflikte prak-
tisch ausgehandelt und sichtbar werden. Schließlich entscheidet sich gerade vor Ort, ob 
Bürger:innen bereit sind, sich zu engagieren und Verantwortung zu übernehmen. Um den sozi-
alen Zusammenhalt vor Ort zu untersuchen, wird zunächst die wahrgenommene Lebensqualität 
am eigenen Wohnort in den Blick genommen, da sie eng mit der Qualität des sozialen Zusam-
menhalts in Verbindung steht. Daraufhin werden konkrete soziale Beziehungen und Unterstüt-
zungsnetzwerke am Wohnort betrachtet. Der dritte Abschnitt nimmt die gesellschaftliche Teil-
habe in Form von politischem und zivilgesellschaftlichem Engagement in den Blick. 
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III.3.1 Lebensqualität am Wohnort

Wir möchten untersuchen, wie die Thüringer:innen die Lebensqualität am Wohnort einschät-
zen. Internationale sowie bundesweite Studien belegen, dass eine höhere Lebensqualität am 
Wohnort mit einem stärkeren sozialen Zusammenhalt einhergeht und umgekehrt (Acket et al. 
2011; Dragolov et al. 2016; Hebenstreit et al. 2024). Darüber hinaus wird ein starker sozialer 
Zusammenhalt auch als wichtiger Aspekt einer guten Lebensqualität gesehen (Delhey et al. 
2018). Konkret erheben wir diese subjektive Wahrnehmung über vier Aussagen, die unter-
schiedliche Dimensionen der Lebensqualität erfassen: „Mit der Lebensqualität an meinem 
Wohnort bin ich alles in allem zufrieden“, „An meinem Wohnort können Kinder gut aufwach-
sen“, „In meinem Wohnort gibt es ein lebendiges Vereinsleben“ und „Ich fühle mich sicher, 
wenn ich nach Dunkelheit allein zu Fuß in meinem Wohngebiet unterwegs bin“. 

Abb. 20. Einschätzung der Lebensqualität 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 
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In der Gesamtschau zeigt sich ein positives Bild der Lebensqualität in Thüringen (vgl. Abb. 
20): 85 Prozent der Thüringer:innen geben an, mit der Lebensqualität an ihrem Wohnort zufrie-
den zu sein, davon sind es 33 Prozent sogar „voll und ganz“. 82 Prozent der Menschen empfin-
den zudem, dass sich ihr Wohnort durch ein lebendiges Vereinsleben auszeichnet. Die wahrge-
nommenen Möglichkeiten für Engagement können dabei Hinweis auf funktionierende 
Sozialbeziehungen und gemeinschaftsstiftende Strukturen sein. Neun von zehn Befragte geben 
darüber hinaus an, dass Kinder an ihrem Wohnort gut aufwachsen können – 48 Prozent der 
Menschen in Thüringen stimmen der Aussage sogar „voll und ganz“ zu.  

Mit Blick auf das Sicherheitsgefühl nach Einbruch der Dunkelheit zeigen die erhobenen Da-
ten, dass man sich in Thüringen weitgehend sicher fühlt – 39 Prozent der Befragten stimmen 
„voll und ganz“ zu, sich nach Einbruch der Dunkelheit allein zu Fuß sicher zu fühlen, weitere 
36 Prozent stimmen dem Statement „überwiegend“ zu. Ein Viertel der Befragten (25 Prozent) 
gibt jedoch an, sich nach Einbruch der Dunkelheit in ihrem Wohngebiet „überwiegend“ oder 
sogar „voll und ganz unsicher“ zu fühlen. Dennoch ist von einem vergleichsweise hohem Si-
cherheitsgefühl in Thüringen auszugehen: So gaben in einer bundesweiten Studie 47 Prozent 
der Befragten an, es gäbe im Umkreis von 1km von ihrem Wohnort eine Gegend, in die sie 
nachts nicht alleine gehen möchten (Boehnke et al. 2024, 35).  

Welche Faktoren hängen mit der wahrgenommenen Lebensqualität zusammen10? Als erklä-
rungskräftig zeigen sich wirtschaftliche Faktoren, Einstellungen zur Demokratie sowie sozial-
psychologische Einflüsse. Je besser die wirtschaftliche Lage eingeschätzt wird, desto positiver 
ist die Bewertung der Lebensqualität. Dieser Effekt zeigt sich bei der Einschätzung der ökono-
mischen Lage Thüringen nochmals stärker als bei einer positiven Bewertung der eigenen finan-
ziellen Lage. Der gleiche Zusammenhang besteht in Bezug auf die Sorge, durch gesellschaftli-
che Entwicklungen immer mehr auf die Verliererseite des Lebens zu geraten 
(Statusverlustangst). Dies legt nahe, dass insbesondere ressourcenstärkere Personen die Sicher-
heit, das Vereinsleben und das soziale Miteinander am Wohnort positiver wahrnehmen. Dass 
sowohl die Wahrnehmung regionalen Wohlstands als auch eine positiv eingeschätzte eigene 
finanzielle Lage mit einem stärkeren sozialen Miteinander einhergehen, entspricht den gesamt-
deutschen Befunden von Boehnke et al. (2024). Auch geht die Demokratieunterstützung mit 
einer wahrgenommenen höheren Lebensqualität einher. Zugleich zeigt sich ein negativer Zu-
sammenhang mit einer sehr rechten politischen Selbstpositionierung: Wer sich selbst politisch 
sehr weit rechts verortet, empfindet eine deutlich geringere Lebensqualität am Wohnort (vgl. 
Tab. 1 im Anhang). 

 
10 Die vier Items zur Lebensqualität, Vereinsleben, Sicherheitsgefühl im Dunkeln sowie zur Kinderfreundlichkeit 
des Wohnorts wurden zu einer Skala vereint, die ein gemeinsames Konstrukt „wahrgenommene Lebensqualität“ 
abbilden. Cronbach’s α nimmt den Wert 0,71 an, womit die Items hinreichend stark zusammenhängen, um auf 
einer gemeinsamen Skala zusammengefasst werden zu können (vgl. Tab. 1 im Anhang). 
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III.3.2 Soziale Beziehungen und Unterstützungsnetzwerke

Soziale Beziehungen und Netzwerke sind ein essentieller Bestandteil des gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts, weil sie einen Einfluss darauf haben können, ob und wie häufig Menschen Er-
fahrungen des Zusammenhalts in ihrem Lebensumfeld machen (Teichler et al. 2023, 78; vgl. 
auch grundlegend Putnam 200011). Ein solches soziales Netz bemisst sich über die Anzahl und 
die Qualität der zwischenmenschlichen Interaktionen, die Personen aus dem Kreis der Familie, 
aus dem Freundes- und Bekanntenkreis und der Nachbarschaft umfassen. Dafür haben wir ge-
messen, wie regelmäßig die Thüringer:innen mit Freund:innen, Nachbar:innen oder Verwand-
ten interagieren, ob sie in Krisensituationen auf die Unterstützung von Menschen aus ihrem 
Umfeld zählen können und ob sie im Falle von benötigter Hilfe auch selbst Unterstützung in 
der Nachbarschaft anbieten.   

Abb. 21. Kontakthäufigkeiten mit Freunden, Nachbarn und Verwandten 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 

Die Daten des THÜRINGEN-MONITORs 2025 zeigen (vgl. Abb. 21): 53 Prozent der Befragten 
treffen sich mindestens einmal pro Woche mit Freund:innen, Nachbar:innen oder Verwandten, 
weitere 15 Prozent sogar täglich. Damit sind mehr als zwei Drittel der Thüringer:innen in ein 
intaktes soziales Netz eingebunden, in dem regelmäßig – also mindestens wöchentlich – Kon-
takt gepflegt wird. Rund ein Fünftel (21 Prozent) interagiert zumindest einmal monatlich mit 
Menschen aus ihrem engeren sozialen Kreis. Hingegen gibt nur ein Prozent der Befragten an, 
überhaupt keinen Kontakt zu Freund:innen, Nachbar:innen oder Verwandten zu haben und 

11 Putnam (2000) unterscheidet beim Sozialkapitel zwischen dem sogenannten verbindendem Sozialkapital (bon-
ding social capital), das sich auf Interaktionen und Vertrauen innerhalb ähnlicher Gruppen wie Familie und enge 
Freunde bezieht, und dem sogenannten brückenschlagenden Sozialkapital (bridging social capital), das sich auf 
Vertrauen und Netzwerke zwischen unterschiedlichen Gruppen bezieht. 
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weitere neun Prozent treffen Personen aus ihrem sozialen Umfeld seltener als einmal im Monat. 
Insofern verfügt die deutliche Mehrheit der Thüringer:innen über ein starkes soziales Netz aus 
Familie und Freundschafts- sowie Nachbarschaftsbeziehungen.  

Neben der Häufigkeit von Interaktionen im privaten Bereich ist die Qualität sozialer Kon-
takte von hoher Bedeutung. Ein wichtiger Indikator für die Qualität eines sozialen Netzes ist 
das Vertrauen darauf, in einer schwierigen Lage oder Notsituation auf Unterstützung aus dem 
eigenen Umfeld zählen zu können. So gewinnen soziale Netzwerke insbesondere dann an Be-
deutung, wenn Menschen mit Belastungen oder Krisen konfrontiert sind. Die erwartete Hilfe 
im Falle von Krankheit oder einem Unfall spiegelt somit sowohl die Dichte und Stabilität indi-
vidueller Netzwerke als auch den Grad an sozialer Einbettung im direkten Lebensumfeld wider 
(Boehnke et al. 2024). Wir bezeichnen diese Wahrnehmung bzw. Einschätzung erwarteter Hilfe 
im weiteren Verlauf als das Unterstützungsnetzwerk.  

Im Hinblick auf ein solches Unterstützungsnetzwerk zeigt sich in Thüringen ein positives 
Bild: 83 Prozent der Befragten sind davon überzeugt, bei Problemen, wie bspw. Krankheit oder 
Unfall, auf Unterstützung von Menschen aus ihrem Wohnumfeld zählen zu können. Nur 16 Pro-
zent der Befragten gehen davon aus, (eher) nicht auf diese Art von Hilfe zählen zu können. 
Dieser Befund entspricht dabei nahezu den bundesweiten Ergebnissen: So gaben deutschland-
weit 86 Prozent der Befragten an, im Falle von Schwierigkeiten auf die Hilfe von Freunden 
zählen zu können (Boehnke et al. 2024, 21). Damit kann die wahrgenommene Qualität der so-
zialen Netzwerke in Thüringen als sehr hoch eingeschätzt werden. Bereits im THÜRINGEN-MO-

NITOR 2022 konnte gezeigt werden, dass die Thüringer:innen das soziale Gefüge an ihrem Woh-
nort in weiten Teilen positiv einschätzen und darin nur wenige Probleme erkennen (Reiser et 
al. 2024, 37). 

Hinsichtlich der Einflussfaktoren auf ein erwartetes Unterstützungsnetzwerk12 am Wohnort 
zeigt sich, dass Menschen eher dann von angebotener Hilfe ausgehen, wenn sie über einen hö-
heren Bildungsgrad verfügen – dieser erhöht signifikant und am stärksten die Einschätzung, bei 
Problemen wie Krankheit oder Unfällen auf die Hilfe von Menschen am Wohnort zählen zu 
können. Ebenfalls zeigt sich, dass Menschen mit einem niedrigen Nettoäquivalenzeinkommen 
deutlich seltener Unterstützung in Notsituationen erwarten. Es kann also davon ausgegangen 
werden, dass es sich – wie auch bei anderen Dimensionen des gesellschaftlichen Zusammen-
halts – auch um ein Ressourcenphänomen handelt: Bildung fungiert hierbei als soziale Res-
source, die Zugang zu Netzwerken zu erleichtern vermag, während geringere finanzielle Mög-
lichkeiten mit weniger Einbindung verbunden sein können (Kott 2024), was die Erwartung 
verfügbarer Hilfe aufgrund geringerer sozialer Teilhabe mindern kann. Zugleich stärken unter 
den Thüringer:innen auch traditionsorientierte Haltungen das subjektive Gefühl, auf 

 
12 Vgl. Tab. 2 im Anhang. 
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Unterstützung zählen zu können. Traditionsorientierte Menschen zeichnen sich durch „traditi-
onellere“ Gemeinschaftsideale aus und können Hilfsbereitschaft als soziale Verpflichtung be-
trachten, was bspw. in die Erwartung von Unterstützung bei Problemen münden kann. Aller-
dings nehmen Personen mit einer sozialen Dominanzorientierung die Qualität des 
Unterstützungsnetzwerks als schlechter wahr. Dies ist insofern plausibel, als dass sozial domi-
nanzorientierte Personen soziale Beziehungen eher als Konkurrenzfeld sehen, damit weniger 
Bindung an lokale Gemeinschaften erleben und einhergehend weniger auf Hilfe zählen (Zick 
et al. 2011).  

 

III.3.3 Politische und gesellschaftliche Teilhabe vor Ort 

Politische Systeme und Gesellschaften sind auf die Beteiligung und das Engagement ihrer Mit-
glieder angewiesen. Demokratien können nur dann nachhaltig stabil bleiben, wenn Bürger:in-
nen öffentliche Angelegenheiten mitgestalten sowie Interesse an Politik und am Gemeinwohl 
zeigen (Steinbrecher 2016, 313). Die Analyse der politischen Partizipation stellt aufgrund die-
ser hohen Relevanz einen zentralen Aspekt der jährlichen Untersuchung des THÜRINGEN-MO-

NITORs – so auch in diesem Jahr – dar (vgl. dazu ausführlich Kap. IV.1.4). Angesichts des dies-
jährigen Schwerpunktthemas untersuchen wir im Folgenden zusätzlich tiefergehend die 
gesellschaftliche Teilhabe in Thüringen. Dazu gehört die Frage, inwieweit die Menschen ein 
grundlegendes Interesse an Politik haben und bereit sind, sich aktiv politisch zu beteiligen. Dar-
über hinaus zeigen wir auf, inwiefern sich Thüringer:innen ehrenamtlich in Vereinen und der 
Lokalpolitik engagieren und damit das Gemeinwesen vor Ort aktiv mitgestalten. 

Das Politikinteresse in Thüringen fällt insgesamt hoch aus: Mehr als die Hälfte der Thürin-
ger:innen (52 Prozent) gibt an, dass sie sich mindestens stark für Politik interessieren, davon 
jede:r Fünfte „sehr stark“ (20 Prozent). Elf Prozent sagen von sich, wenig politisch interessiert 
zu sein. Nur vier Prozent der Befragten geben an, überhaupt kein Interesse an Politik zu haben. 
Die Antwortverteilung liegt leicht über den Ergebnissen einer gesamtdeutschen Studie: Dort 
bekunden 48 Prozent ein „sehr starkes“ bzw. „starkes“ Interesse für Politik; 16 Prozent geben 
an, sich „überhaupt nicht“ oder nur „wenig“ für Politik zu interessieren (Boehnke et al. 2024, 
37). Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil der Personen, die sich „stark“ oder „sehr stark“ für 
Politik interessieren, nahezu unverändert geblieben (2025: 52 Prozent; 2024: 51 Prozent). 
Gleichzeitig wurde im THÜRINGEN-MONITOR bislang kein höherer Wert gemessen. Besonders 
deutlich war der Anstieg von 2023 auf 2024, als der Anteil um neun Prozentpunkte zunahm. Im 
langjährigen Durchschnitt liegt dieser Wert bei 40 Prozent. Damit ist das politische Interesse 
der Thüringer Bürger:innen aktuell im Zeitverlauf überdurchschnittlich hoch (vgl. Abb. 22). 
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Abb. 22. Interesse an Politik in Thüringen im Zeitverlauf 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 

Darüber hinaus interessiert uns das politische Engagement der Thüringer:innen. Gerade auf 
kommunaler Ebene ist die Demokratie darauf angewiesen, dass Bürger:innen ehrenamtlich Ver-
antwortung übernehmen, etwa durch das Engagement in Parteien oder die Übernahme politi-
scher Ämter. Die Ergebnisse des THÜRINGEN-MONITOR 2025 deuten darauf hin, dass eine rela-
tiv große Bereitschaft dafür in der Thüringer Gesellschaft besteht. 23 Prozent der Befragten 
können sich vorstellen können, in einer politischen Partei mitzuwirken. Acht Prozent geben an, 
dass sie dies bereits tun. Im Vergleich zu den tatsächlichen Parteimitgliedschaften in Thüringen, 
die bei etwa einem Prozent liegen (vgl. Kap. II.), kann daher von einem beachtlichen Potential 
für parteipolitisches Engagement ausgegangen werden. 

Wir betrachten zudem das ehrenamtliche Engagement in der kommunalen Selbstverwaltung, 
das als eine der zentralen Traditionslinien bürgerschaftlichen Engagements in Deutschland und 
als „Schule der Demokratie“ und ‚Keimzelle’ einer vitalen Gesellschaft gilt. Gerade in den ver-
gangenen Jahren zeigen sich jedoch verstärkt Probleme, Personen für lokale politische Ämter 
und Mandate zu rekrutieren, auch in Thüringen (vgl. Reiser & Zissel 2025). Vor diesem Hin-
tergrund sind die Ergebnisse des diesjährigen THÜRINGEN-MONITORs bemerkenswert: So kön-
nen sich 20 Prozent der Thüringer:innen vorstellen, sich für ein Amt oder ein Mandat in ihrer 
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Gemeinde aufstellen zu lassen; weitere neun Prozent geben an, sich bereits auf diese Weise in 
ihre Gemeinde eingebracht zu haben. Damit liegt die Partizipation(sbereitschaft) im Vergleich 
zum Jahr 2014, in dem die Frage schon einmal gestellt wurde (vgl. Best et al. 2014), auf dem 
gleichen Niveau. Somit zeigt sich auch hier ein beträchtliches Potential für lokalpolitisches En-
gagement, das es für das aktive Einbringen in die politische und soziale Gemeinde vor Ort und 
damit auch für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in den Thüringer Gemeinden und im Frei-
staat insgesamt zu mobilisieren gilt.  

Abb. 23. Zivilgesellschaftliches Engagement 
(in Prozent) 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 

Auch hinsichtlich eines weiteren politischen sowie zivilgesellschaftlichen Engagements, u. a. 
durch die Teilnahme an Demonstrationen, die Mitwirkung in Bürgerinitiativen und die Einbin-
dung in Vereine und Organisationen, weisen die Daten des THÜRINGEN-MONITORs 2025 auf 
eine große Bereitschaft innerhalb der Thüringer Gesellschaft hin: 32 Prozent der Thüringer:in-
nen geben an, bereits an Demonstrationen teilgenommen zu haben. Weitere 36 Prozent könnten 
sich dies vorstellen. Darüber hinaus geben 11 Prozent der Befragten an, dass sie in Bürgeriniti-
ativen mitwirken, weitere 54 Prozent können sich dies grundsätzlich vorstellen. Damit zeigen 
sich die Teilnahme an Demonstrationen und die Mitarbeit in Bürgerinitiativen als mehrheitlich 
akzeptierte Formen der freiwilligen bürgerschaftlichen Mitgestaltung (vgl. dazu auch Kap. 
IV.1.4).

Hinsichtlich des ehrenamtlichen Engagements („Wie häufig engagieren Sie sich ehrenamt-
lich, z. B. in einem Verein?“) geben vier Prozent an, sich täglich zu engagieren und weitere 
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17 Prozent, dies mindestens einmal pro Woche zu tun. Dahingegen geben 16 Prozent der Be-
fragten an, sich seltener als einmal im Monat ehrenamtlich einzubringen; 51 Prozent tun dies 
nie (vgl. Abb. 23). Damit ähneln diese Befunde jenen einer bundesweiten Studie zum gesell-
schaftlichen Zusammenhalt aus dem Jahr 2023: Hier gaben 50 Prozent der Befragten an, sich 
nie ehrenamtlich in ihrer Freizeit zu engagieren; 14 Prozent der Befragten sind indes mindes-
tens einmal in der Woche oder täglich ehrenamtlich aktiv und 36 Prozent sind es mindestens 
einmal jeden Monat oder seltener (Boehnke et al. 2024, 32). Die Thüringer:innen sind zudem 
vergleichsweise stark in Vereine und andere gemeinnützige Organisationen wie Sportvereine, 
Chöre oder die Freiwillige Feuerwehr eingebunden: So nimmt mit einem Anteil von 27 Prozent 
mehr als ein Viertel mindestens einmal pro Woche an Aktivitäten in Vereinen und anderen Or-
ganisationen teil – zwei Prozent tun dies sogar täglich. Neben dieser sehr starken Einbindung 
gibt es eine ähnliche große Gruppe (31 Prozent), die zwar in Vereinsaktivitäten eingebunden 
ist, aber weniger häufig: So sind 14 Prozent mindestens einmal pro Monat und weitere 17 Pro-
zent weniger als einmal pro Monat aktiv. 40 Prozent der Befragten geben an, nie an Vereinsak-
tivitäten teilzunehmen. 
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IV. Demokratie, Rechtsextremismus und gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit 

Der THÜRINGEN-MONITORs untersucht seit seiner ersten Erhebung im Jahr 2000 jährlich die 
politischen Einstellungen der Thüringer Bevölkerung zu Demokratie, Rechtsextremismus und 
Antisemitismus. Dabei liegt ein besonderer Fokus darauf, diese jeweils aktuellen Ergebnisse in 
die längerfristige Entwicklung der politischen Kultur in Thüringen einzuordnen. Im ersten Un-
terkapitel werden die Einstellungen der Thüringer:innen zu Demokratie und Diktatur präsen-
tiert (IV.1). Der Fokus des zweiten Unterkapitels liegt auf der Messung rechtsextremer, rechts-
populistischer und neurechter Einstellungen (IV.2). Der dritte Bestandteil dieses Kapitels sind 
die Einstellungen der Thüringer:innen zu Migration, Integration und Diversität (IV.3). 

 

IV.1 Demokratie: Einstellungen und Engagement in Thüringen 

Trotz ihres mittlerweile 35-jährigen Bestehens steht die Demokratie in Thüringen derzeit von 
mehreren Seiten unter Druck. Nicht nur anhaltende wirtschaftliche Rezessionsängste und be-
grenzte finanzielle Spielräume stellen sie vor erhebliche Herausforderungen, sondern auch der 
tiefgreifende demografische Wandel sowie die zunehmende Polarisierung und Fragmentierung 
des Parteiensystems. Letztere erschwert nicht nur die Regierungsbildung, sondern auch das ef-
fektive Regieren selbst und führt nicht selten zu kaum auflösbaren institutionellen Blockaden. 
Vor diesem Hintergrund scheint es daher umso wichtiger, die Einstellungen der Thüringer:innen 
zur Demokratie genauer zu untersuchen und in die langfristige Entwicklung einzuordnen. Einen 
besonderen Stellenwert nimmt dabei das theoretische Konzept der „politischen Unterstützung“ 
ein. Es geht davon aus, dass demokratische Systeme nur dann langfristig bestehen sowie effek-
tiv funktionieren können, wenn sie seitens der Bürger:innen eine grundlegende politische Un-
terstützung erfahren. Dies schließt sowohl konkrete politische Partizipationsformen als auch 
demokratiebefürwortende Orientierungen ein (Easton 1965, 159-170), die beide im THÜRIN-

GEN-MONITOR untersucht werden. Hinsichtlich der Orientierungen und Einstellungen werden 
im Folgenden die Einstellungen zur Demokratie, zu alternativen Gesellschaftsentwürfen, die 
Responsivitätswahrnehmung (IV.1.1) sowie das Vertrauen in die zentralen Institutionen (IV.1.2) 
analysiert. Da diese Einstellungen zum politischen System und seinen Akteuren empirisch eng 
miteinander verknüpft sind, werden sie sodann in der Zusammenschau als Einstellungssyndrom 
beleuchtet und es wird untersucht, welche individuellen Faktoren mit der politischen Unterstüt-
zung zusammenhängen (IV.1.3). Darauf aufbauend wird die politische Beteiligung der Thürin-
ger Bevölkerung genauer betrachtet (IV.1.4). 
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IV.1.1 Einstellungen zu Demokratie und Diktatur 

Die demokratischen Orientierungen werden seit ihrer erstmaligen Erhebung im Rahmen des 
THÜRINGEN-MONITORs im Jahr 2001 (vgl. Abb. 24) mit den beiden etablierten Indikatoren „De-
mokratieunterstützung“ und „Demokratiezufriedenheit“ gemessen. Ersterer spiegelt die lang-
fristige, leistungsunabhängige Unterstützung der Demokratie als Staatsform im Allgemeinen 
wider („diffuse Unterstützung“). Letzterer hingegen bezieht sich auf die „spezifische“ Dimen-
sion politischer Unterstützung, die stärker an aktuelle Leistungsbewertungen und kurzfristige 
Zufriedenheit gekoppelt ist. Im Falle der Demokratieunterstützung, die mit der Aussage „Im 
Vergleich zu anderen Staatsideen ist die Demokratie die beste aller Staatsideen“ gemessen wird, 
zeigt sich im Vergleich zur Vorjahreserhebung ein leichter Anstieg um zwei Prozentpunkte auf 
aktuell 90 Prozent. Neun von zehn Thüringer:innen – und damit eine übergroße Mehrheit – 
bekennen sich demnach ausdrücklich zur Staatsform Demokratie. Dies ist ein Wert, der in den 
bisherigen Erhebungen des THÜRINGEN-MONITORs zuvor nur im Jahr 2018 (ebenfalls 90 Pro-
zent Zustimmung) erreicht wurde. Trotz der skizzierten Herausforderungen dokumentieren die 
Daten somit eine tief verankerte normative Akzeptanz der Demokratie als Staatsidee innerhalb 
der Bevölkerung13 und eine bemerkenswerte Krisenresilienz. Kurzfristigere Krisen scheinen 
demnach bisher nicht an einer langfristigen Stabilität der Demokratieunterstützung zu rütteln. 

Das tatsächliche Funktionieren der Demokratie als Form der spezifischen politischen Unter-
stützung wird in der Regel skeptischer beurteilt als die abstrakte Vorstellung der Demokra-
tieidee (vgl. Fuchs & Roller 2018). Auf die Frage, „wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie 
alles in allem mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland in der Praxis funktioniert?“, äußern 
im Jahr 2025 44 Prozent der Thüringer:innen, dass sie mit dem gegenwärtigen Funktionieren 
der Demokratie „zufrieden“ bzw. „sehr zufrieden“ sind. Damit verharrt die Zufriedenheit mit 
der Demokratie unter Berücksichtigung der statistischen Fehlertoleranz auf dem gleichen Ni-
veau wie in den beiden Vorjahren. Eine solch niedrige Zufriedenheit mit der Praxis der Demo-
kratie wurde zuletzt vor mehr als anderthalb Jahrzehnten erreicht – der Wert liegt zudem sub-
stanziell (minus zehn Prozentpunkte) unterhalb des Zeitreihenmittelwertes der letzten zehn 
Jahre. Damit ist eine symbolisch bedeutsame Mehrheit von 56 Prozent der Thüringer:innen mit 
dem gegenwärtigen Funktionieren der Demokratie unzufrieden. Diese Unzufriedenheit hat sich 
trotz der Wahlen und Regierungswechsel auf Landes- und Bundesebene nicht verringert. Dies 
ist bemerkenswert, da die empirische Demokratieforschung mehrfach zeigen konnte, dass sich 
Wahlen positiv auf die Demokratiezufriedenheit auswirken und folglich im Nachgang zu de-
mokratischen Abstimmungen signifikant höhere Zufriedenheitswerte gemessen werden konn-
ten (vgl. u. a. Singh 2025; Anderson et al. 2005). Im Falle Thüringens bleibt dieser Effekt jedoch 

 
13 Zu beachten ist, dass es unzählige unterschiedliche Konzepte einer demokratischen Herrschaft gibt. Die konkrete 
Ausgestaltung ist jedoch bei der Frage bewusst offengelassen, da hier die Unterstützung der Demokratie als abs-
trakte Staatsidee gegenüber anderen Staatsformen von Interesse ist. 
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aus. Aus einem Vergleich14 mit Daten des ARD-DeutschlandTRENDs geht zudem hervor, dass 
die Demokratiezufriedenheit in Thüringen damit acht Prozentpunkte unter dem gesamtdeut-
schen Durchschnitt liegt (infratest dimap 2025a). 

Abb. 24. Demokratieunterstützung und Demokratiezufriedenheit 2001-2025 
  (in Prozent) 

 

 

Vergleicht man die Zeitreihen der Messung von Demokratieunterstützung und Demokratiezu-
friedenheit miteinander (vgl. Abb. 24), wird ersichtlich, dass die Demokratiezufriedenheit eine 
deutlich höhere Volatilität aufweist. Hierin wird der „spezifische“ Charakter politischer Unter-
stützung deutlich, der stärker von kurzfristigen und performanzorientierten Aspekten abhängig 
ist (vgl. zu den Einflussfaktoren Kap. IV.1.3).  

Die Analyse zeigt zudem (vgl. Abb. 24), dass sich die spätestens seit dem Jahr 2022 vergrö-
ßerte Kluft zwischen den beiden Dimensionen demokratischer Orientierungen – Demokratie-
unterstützung und Demokratiezufriedenheit – seitdem weiter vergrößert hat. So war der Ab-
stand zwischen der Unterstützung der Idee der Demokratie und der Zufriedenheit mit ihrem 
alltäglichen Funktionieren seit Erhebungsbeginn im Jahr 2001 zu keinem Zeitpunkt größer 

 
14 Zwar ist der Fragewortlaut nicht vollständig identisch zu demjenigen des THÜRINGEN-MONITORs, weicht aber 
auch nicht wesentlich von diesem ab: „Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in der Bundesrepublik 
Deutschland funktioniert, alles in allem zufrieden/unzufrieden?“. Anzumerken ist zudem, dass die Feldphase des 
THÜRINGEN-MONITORs Anfang Juli endete, wohingegen die ARD-Deutschland-TREND-Daten im August – und 
damit einem Monat später – erhoben wurden. Leider ist auf Grundlage der von infratest dimap erhobenen Daten 
keine Differenzierung nach Bundesland bzw. nach Ost-West möglich. 
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(Differenz: 46 Prozentpunkte). Diese Diskrepanz zwischen Wunsch und wahrgenommener Re-
alität kann als Warnsignal für Politik und Zivilgesellschaft interpretiert werden: die Thürin-
ger:innen bejahen zwar die Idee der Demokratie, entfremden sich aber immer mehr von ihrer 
konkreten Ausgestaltung. Dies eröffnet Raum für populistische und systemkritische Narrative, 
die sich an der Lücke zwischen Idealbild15 und Realität abarbeiten. Hinzu kommt: Auch, wenn 
die uneingeschränkt hohe diffuse Unterstützung zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein stabiles Fun-
dament der Demokratie zu bilden scheint, muss in künftigen Erhebungen genau beobachtet 
werden, inwiefern jenes „reservoir of favorable attitudes or good will“ (Easton 1965, 273) nach-
haltig belastbar ist. Denn was passiert, wenn sich der kurzfristigere Entzug spezifischer politi-
scher Unterstützung zu einem langfristigen Entzug verstetigt, ist auch in der wissenschaftlichen 
Diskussion eine offene Frage. 

Abb. 25. Bewertung alternative Gesellschaftsordnungen 2001-2025 
  (Zustimmung zu den Aussagen in Prozent) 

 

 

Positiv ist indes der Befund, dass eine hohe Demokratieunzufriedenheit weiterhin nicht in eine 
gestiegene Befürwortung alternativer Gesellschaftsordnungen mündet (vgl. Abb. 25). Zudem 
zeigt sich in Bezug auf die vier erhobenen alternativen Gesellschaftsordnungen bereits seit der 

 
15 Wie bereits in Fußnote 13 angemerkt, existieren unterschiedliche Konzepte demokratischer Herrschaft, weshalb 
im Einzelnen auch unklar bleibt, welches konkrete Idealbild von Demokratie die Befragten bei der Beantwortung 
der Frage vor Augen haben. Diese Vorstellungen der Thüringer:innen zur Demokratie wurden im THÜRINGEN-
MONITOR 2021 ausführlich untersucht (vgl. dazu Reiser et al. 2022). 
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ersten Erhebung im Jahr 2001 eine stabile Hierarchie der Ablehnung: So wird den beiden Aus-
sagen „Im nationalen Interesse ist unter bestimmten Umständen eine Diktatur die bessere 
Staatsform“ und „Der Nationalsozialismus hatte auch seine guten Seiten“ durchgehend am ge-
ringsten zugestimmt. Im Falle der letzteren Aussage stellt sich (nach 2021 sowie 2022) mit dem 
gegenwärtig gemessenen Wert von elf Prozent erneut der niedrigste bislang gemessene Zeitrei-
henwert ein. Im Falle der Diktaturbefürwortung bildet der im Vergleich zum Vorjahr unverän-
derte Wert von zwölf Prozent darüber hinaus den zweitniedrigsten Messreihenwert – nur im 
Jahr 2022 wurde mit zehn Prozent ein noch niedriger Wert gemessen. Die Daten legen zudem 
nahe, dass die gesellschaftliche Distanzierung zur Zeit des Nationalsozialismus im Zeitverlauf 
immer stärker hervortritt: Sahen während der ersten THÜRINGEN-MONITORe noch knapp ein 
Fünftel der Thüringer:innen auch gute Seiten im Nationalsozialismus, gilt dies in jüngster Zeit 
nur noch für knapp jede zehnte Person. Aus vertiefenden statistischen Analysen geht hervor, 
dass die Diktaturbefürwortung in der Tendenz steigt, wenn Personen über ein Gefühl der Ost-
deprivation16, über Statusverlustängste, eine niedrige Demokratieunterstützung sowie eine im 
Vergleich rechtere ideologische Selbstverortung verfügen. Letztgenannter Faktor stellt zugleich 
den stärksten aller untersuchten Effekte dar. 

Auch eine „Rückkehr zur sozialistischen Ordnung“ lehnen vier von fünf Thüringer:innen 
entschieden ab. Zwar ist dieser Wert im Vergleich zur Vorjahreserhebung um vier Prozent-
punkte – von 16 auf aktuell 20 Prozent – gestiegen, doch repräsentiert dieser Messwert exakt 
den langjährigen Zeitreihenmittelwert. Wie in den Vorjahren hängt diese größtenteils entschie-
dene Ablehnung der Rückkehr zur sozialistischen Ordnung jedoch nicht zwangsläufig mit einer 
generalisiert negativen DDR-Bewertung zusammen. Im Gegenteil: Exakt zwei von fünf Thü-
ringer:innen gaben an, dass die DDR „mehr gute als schlechte Seiten hatte“ und zeichnen somit 
retrospektiv ein in der Summe tendenziell positives Bild des ehemaligen sozialistischen Ein-
parteienstaates. Diese oft auch als „Ostalgie“ bezeichnete Sichtweise (vgl. u. a. Neller 2006) 
verliert seit den ersten THÜRINGEN-MONITOR-Erhebungen aber kontinuierlich an Bedeutung. 
Fällten vor 20 Jahren noch knapp 60 Prozent der Thüringer:innen ein positives Urteil über die 
DDR, nahm dieser Wert, einem nahezu linearen Trend folgend, seither um beinahe 20 Prozent-
punkte ab. Als Ursache kann unter anderem eine zunehmende historische Distanz und ein damit 
einhergehender Generationenwechsel angeführt werden. So lag der Anteil derjenigen, die die 
Aussage „Die DDR hatte mehr gute als schlechte Seiten“ ablehnten, unter den 18-24-Jährigen 
bei 71 Prozent. Zum Vergleich: In der Altersgruppe der über 60-Jährigen belief sich der Wert 
auf 53 Prozent – eine Differenz von beachtlichen 18 Prozentpunkten. Diese Effekte bleiben 
auch dann bestehen, wenn man auf den Einfluss weiterer Faktoren kontrolliert. Trotz einer er-
heblichen Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie zeigen die Daten in der 
Summe, dass diktatorische Einstellungen innerhalb der Thüringer Bevölkerung über keine 

 
16 Ostdeprivation beschreibt das Gefühl der Benachteiligung durch die Wiedervereinigung in Verbindung mit einer 
ostdeutschen Herkunft. 
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Mehrheitsbasis verfügen und über die letzten 25 Jahre hinweg in der Tendenz eher an Ableh-
nung denn Zustimmung gewonnen haben. 

Kombiniert man in einem nächsten Schritt die Diktaturbewertung aus Abb. 25 mit der De-
mokratieunterstützung und -zufriedenheit aus Abb. 24, lässt sich hieraus eine im THÜRINGEN-
MONITOR seit vielen Jahren verwendete Demokratietypologie17 berechnen (vgl. Abb. 26). Ob-
wohl die Gruppe der „zufriedenen Demokrat:innen“ im Vergleich zum Vorjahr leicht um 
drei Prozentpunkte auf gegenwärtig 45 Prozent angestiegen ist, verharrt diese – korrespondie-
rend mit dem Ergebnis zur hohen Demokratieunzufriedenheit – auf einem im Vergleich zu den 
Vorjahren niedrigem Niveau. Die Zahl der „unzufriedenen Demokrat:innen“ bleibt, verglichen 
mit der letzten Erhebung, zwar unverändert (46 Prozent), markiert somit aber erneut den höchs-
ten für diese Gruppe bislang gemessenen Zeitreihenwert. Der hohen Demokratieunterstützung 
entsprechend zeigt sich für die Gruppe der „Demokratieskeptiker:innen“ im aktuellen THÜRIN-

GEN-MONITOR mit sechs Prozent (minus zwei Prozentpunkte) der bislang niedrigste Zeitreihen-
wert. Anzumerken ist jedoch, dass dieser bereits im Jahr 2019 schon einmal in gleicher Höhe 
gemessen und somit erneut eingestellt wurde. 

Auch der Anteil der „Antidemokrat:innen“ ist in beiden Jahren mit jeweils drei Prozent iden-
tisch und markiert den bis dato geringsten gemessenen Wert. Aus der Kumulation beider Grup-
pen ergibt sich, dass die Zahl der „Demokratieskeptiker:innen“ und „Antidemokrat:innen“ im 
aktuellen THÜRINGEN-MONITOR (wie zuletzt 2019) den geringsten Wert seit Beginn der jährli-
chen Erhebungen vor 25 Jahren annimmt. Diese Beobachtung folgt dem Trend, dass sich der 
Anteil beider Gruppen in den letzten Erhebungswellen generell erheblich verringert hat: Lag 
der durchschnittliche Anteil von „Demokratieskeptiker:innen“ sowie „Antidemokrat:innen“ in 
den ersten zehn Untersuchungsjahren (2001-2010) noch bei rund 20 Prozent, ist dieser Wert in 
den letzten zehn Jahren (2016-2025) mit im Schnitt 12 Prozent deutlich niedriger (minus 
acht Prozentpunkte). Dieser Befund deutet in der Summe auf einen Rückgang an offen antide-
mokratischen Einstellungen hin (vgl. zu rechtsextremen Einstellungen ausführlich Kap. IV.2). 
Aus weiterführenden statistischen Analysen geht zudem hervor, dass ein geringes Institutionen-
vertrauen, ein geringes Nettoäquivalenzeinkommen, eine im Vergleich rechtere ideologische 
Selbstverortung, die Gefühle der Deprivation und Ostdeprivation, ein wahrgenommener Man-
gel an Responsivität sowie eine als gering eingeschätzte externe politische Selbstwirksamkeit18 
dazu beitragen, verstärkt antidemokratische sowie demokratieskeptische Einstellungen zu zei-
gen. 

 
17 Diese Typologie wird wie folgt gebildet: Wer die Demokratie als beste Staatsidee bejaht und zugleich zufrieden 
mit ihrem Funktionieren ist, fällt unter die Kategorie „zufriedene Demokrat:innen“. Auch „unzufriedene Demo-
krat:innen“ bejahen die Demokratie als beste Staatsidee, bewerten jedoch ihr Funktionieren negativ. Wer die De-
mokratie als beste Staatsidee ablehnt, aber eine nationale Diktatur nicht als bessere Staatsform ansieht, kann als 
„Demokratieskeptiker:in“ gelten. „Antidemokrat:innen“ lehnen die Demokratie als beste Staatsidee ab und beja-
hen eine nationale Diktatur als bessere Staatsform. 
18 Die externe politische Selbstwirksamkeit wird über das Item „Leute wie ich haben so oder so keinen Einfluss 
darauf, was die Regierung tut“ abgefragt. 
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Abb. 26. Demokratietypen 2001-2025 
 (in Prozent) 

 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. 

 

Konzeptionell eng verwandt, aber mit der letztgenannten externen politischen Selbstwirksam-
keit dennoch nicht identisch, ist das Konzept der wahrgenommenen „Responsivität“ (Esaiasson 
2015, 434). Hierunter wird die Frage verstanden, inwiefern ein demokratisches System inklu-
sive der handelnden Repräsentant:innen gegenüber den politischen Wünschen und Vorstellun-
gen der Bürger:innen aufgeschlossen bzw. aufnahmefähig ist. Responsives Handeln heißt aber 
nicht nur, die Präferenzen der Wählerschaft aufzunehmen, sondern diese auch als Grundlage 
für zu treffende politische Entscheidungen zu berücksichtigen. Ob Bürger:innen das politische 
System als responsiv wahrnehmen, wird im THÜRINGEN-MONITOR seit dem Jahr 2022 auf Basis 
der Aussage „Die Politiker bemühen sich im Allgemeinen darum, die Interessen der Bevölke-
rung zu vertreten“ erhoben. Wie aus Abb. 27 hervorgeht, zeigt sich seit der ersten Erhebung im 
Jahr 2022 ein deutlicher Rückgang der wahrgenommen Responsivität. Stimmten vor drei Jah-
ren insgesamt noch 57 Prozent der Aussage zu, dass die „Politiker:innen die Interessen der Be-
völkerung vertreten“, ist dieser Wert bis zum gegenwärtigen THÜRINGEN-MONITOR um beacht-
liche 15 Prozentpunkte auf nunmehr 42 Prozent gesunken – im Vergleich zum Vorjahr ein 
Rückgang um acht Prozentpunkte. Als besonders von diesen Entwicklungen betroffen erweist 
sich die Kategorie „stimme voll und ganz zu“, die aktuell von nur vier Prozent der Befragten 
gewählt wurde (minus neun Prozentpunkte im Vergleich zum THÜRINGEN-MONITOR 2024). 
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Abb. 27. Responsivitätswahrnehmung im Längsschnitt 2022-2025 
(Zustimmung zur Aussage „Die Politiker bemühen sich im Allgemeinen darum, 
die Interessen der Bevölkerung zu vertreten“ in Prozent) 

 

 

Als ein Standardindikator der politischen Kulturforschung zählt darüber hinaus die individuelle 
ideologische Selbsteinstufung auf einer eindimensionalen Links-Rechts-Achse. Aus diesem 
Grund wird in jedem THÜRINGEN-MONITOR die folgende Frage gestellt: „In der Politik wird 
häufig von links und rechts gesprochen. Wie würden Sie sich selbst einstufen: sehr weit links, 
ziemlich weit links, etwas links, etwas rechts, ziemlich weit rechts oder sehr weit rechts?“ Die 
Längsschnittergebnisse für diese Frage gehen aus Abb. 28 hervor. 

Abb. 28. Selbsteinstufung auf einer politischen Links-Rechts-Skala 2000-2025 
(in Prozent) 
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Mit einem Anteil von 42 Prozent ordnet sich weiterhin die größte Gruppe der Befragten der 
politischen Mitte zu, wobei dieser Anteil im Vergleich zum letzten THÜRINGEN-MONITOR um 
sechs Prozentpunkte zurückgegangen ist. Seit 2022 ist ein deutlicher Rückgang derjenigen zu 
beobachten, die sich ideologisch als „etwas links“ einordnen. Lag ihr Anteil zwischen 2004 und 
2021 im Durchschnitt noch bei rund 38 Prozent, hat er sich in den beiden jüngsten Erhebungs-
wellen auf aktuell 19 Prozent halbiert. Parallel dazu zeigt sich ein Wachstum im rechten Rand-
bereich. Nachdem die Anteile von fünf Prozent in den Jahren 2023 und 2024 bereits Höchst-
werte markierten, stieg der Wert derjenigen, die sich „weit rechts“ einordnen, in der aktuellen 
Erhebung um drei Prozentpunkte auf acht Prozent. Insgesamt lässt sich seit 2020 ein moderater, 
aber kontinuierlicher Zulauf zum rechten ideologischen Spektrum feststellen: Derzeit verorten 
sich rund 24 Prozent der Thüringer:innen rechts der Mitte – 16 Prozent „etwas rechts“ und 
acht Prozent „weit rechts“. Dieser Anstieg korrespondiert mit den jüngsten Verschiebungen im 
Thüringer Parteiensystem und dem Erstarken rechtspopulistischer Akteure. Zugleich zeigt eine 
Gegenüberstellung der kumulierten linken und rechten Lager eine deutliche Annäherung beider 
Spektren: Betrug der Abstand 2014 noch 42 Prozentpunkte (59 Prozent „links“ vs. 17 Prozent 
„rechts“), liegt er im aktuellen THÜRINGEN-MONITOR nur noch bei zehn Prozentpunkten 
(34 Prozent vs. 24 Prozent). 

 

IV.1.2 Institutionenvertrauen  

Das Vertrauen in die Institutionen ist ein weiterer Standardindikator der politischen Kulturfor-
schung und eine wichtige Form der politischen Unterstützung.19 Seit dem Jahr 2000 wird im 
THÜRINGEN-MONITOR regelmäßig das Vertrauen in die beiden parteienstaatlichen Institutionen 
Bundes- und Landesregierung sowie in die beiden regulativen Institutionen Gerichte und Poli-
zei erhoben (vgl. Abb. 29).20  

Im Falle der Bundesregierung zeigt sich unter Berücksichtigung der statistischen Fehlerto-
leranz im Vergleich zum Vorjahr ein unverändert niedriges Institutionenvertrauen: Nur 21 Pro-
zent der Befragten vertrauen der Bundesregierung „voll und ganz“ oder „weitgehend“, was 
deutlich unter dem zehnjährigen Mittelwert von 29 Prozent liegt. Dieses geringe Vertrauen ist 
insofern erstaunlich, als dass die aktuelle Regierung eine andere als im Vorjahr ist und in der 
Regel kurz nach Wahlen das Vertrauen in die Regierung deutlich steigt (Hooghe/Stiers 2016). 

 
19 Wenngleich die konkrete Zuordnung des Institutionenvertrauens im wissenschaftlichen Diskurs nicht abschlie-
ßend geklärt ist, spricht doch einiges dafür, dass es sich beim Institutionenvertrauen um eine im Wesentlichen 
spezifische Form der politischen Unterstützung handelt (vgl. z. B. Norris 2017) – drückt sich in ihm doch eine 
eher kurzfristige sowie performanzbasierte Bewertung des Handelns zentraler politischer Akteure aus. Um die 
Vielfältigkeit politischer Institutionen zu strukturieren, wird in der Forschung zwischen parteienstaatlichen (wie 
z. B. Bundes- und Landesregierungen) sowie regulativen Institutionen (wie z. B. Gerichte und Polizei) unterschie-
den (Seyd 2024, 35). 
20 Um die Entwicklung im Längsschnitt einfacher interpretieren zu können, wurden die Antwortkategorien „ver-
traue voll und ganz“ sowie „vertraue weitgehend“ zusammengefasst. 
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Ein solcher Effekt ist nach dem Zerbrechen der Ampel-Koalition und der darauffolgenden Bil-
dung der neuen Regierung im Mai 2025 in den Daten jedoch nicht zu beobachten. Hinzu 
kommt, dass die Bundesregierung unter allen abgefragten Institutionen über das geringste Aus-
maß an Vertrauen verfügt. Dass ein Großteil der Bevölkerung mit der gegenwärtigen Arbeit der 
Bundesregierung generell unzufrieden ist, wird auch aus Daten des ARD-DeutschlandTRENDs 
ersichtlich. So gaben im August 2025 nur 29 Prozent aller Deutschen an, mit der „Arbeit der 
Bundesregierung zufrieden zu sein“ – der Anteil derjenigen, die „sehr zufrieden“ sind, liegt 
darüber hinaus bei lediglich einem Prozent (infratest dimap 2025b). Mit Blick auf das Institu-
tionenvertrauen in die Landesregierung hielt der THÜRINGEN-MONITOR des Vorjahres eine 
„deutliche Umkehr des vorausgehenden Abwärtstrends“ sowie „den bislang größten Vertrau-
enszuwachs innerhalb von nur zwölf Monaten“ fest. Der im Jahr 2024 im Nachgang des Regie-
rungswechsels festgestellte Anstieg um acht Prozentpunkte ging in der diesjährigen Befragung 
indes wieder zurück und liegt gegenwärtig fünf Prozentpunkte unterhalb des langjährigen Mit-
telwertes. 

Abb. 29. Institutionenvertrauen 2000-2025 
(in Prozent)21 

 

 

Wie bereits in vorherigen THÜRINGEN-MONITORen sind die Entwicklungen des Vertrauens in 
Gerichte und die Polizei von den Zeitreihen der parteienstaatlichen Institutionen Bundes- und 
Landesregierung entkoppelt. Dies betrifft nicht nur deren generell geringere Volatilität, sondern 

 
21 Anteil der Befragten, die angeben der Institution „voll und ganz“ oder „weitgehend“ zu vertrauen 
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allem voran die Höhe des Vertrauensniveaus. Im Vergleich der Institutionen zeigt sich im Zeit-
verlauf eine stabile Vertrauenshierarchie, wobei die exekutiv-parteienstaatlichen Akteure die 
Schlusslichter bilden und regulative Institutionen innerhalb der Bevölkerung ein zum Teil be-
merkenswert hohes Vertrauen genießen. Zwar hat sich im Falle der Polizei der Vertrauenswert 
im Vergleich zum Vorjahr um drei Prozentpunkte auf gegenwärtig 72 Prozent verringert, doch 
drücken damit nach wie vor fast drei Viertel aller Befragten ihr Vertrauen in die Landespolizei 
des Freistaats aus. Etwas niedriger zeigt sich traditionell das Vertrauen in Gerichte, das unter 
Berücksichtigung der statistischen Fehlertoleranz im Vergleich zur Vorjahreserhebung konstant 
geblieben ist. Mit knapp 60 Prozent schenkt aber nach wie vor eine deutliche Mehrheit der 
Thüringer:innen dem Gerichtswesen ihr Vertrauen. Insofern kann zwischen den parteienstaatli-
chen und regulativen Institutionen von einer konstanten Vertrauensspaltung gesprochen wer-
den, die sich in ihrem Ausmaß nur noch weiter zu intensivieren scheint. Während für die Bun-
des- als auch die Landesregierung infolge der letzten Krisenjahre keine nachhaltigen 
Erholungsdynamiken beobachtet werden können, erweist sich das Institutionenvertrauen in Ge-
richte und die Polizei als weitgehend krisenresilient. Diese Robustheit fehlt den parteienstaat-
lichen Institutionen, die sich im Gegenteil mit zunehmenden Legitimations- und Glaubwürdig-
keitsproblemen konfrontiert sehen, die nicht selten auf eine tieferliegende politische 
Entfremdung hinzuweisen scheinen.  

Aufgrund des diesjährigen Schwerpunktthemas zum gesellschaftlichen Zusammenhalt 
wurde im aktuellen THÜRINGEN-MONITOR auch das Vertrauen in kommunalpolitische Akteure 
erhoben. Konkret betrifft dies die Oberbürgermeister:innen bzw. Bürgermeister:innen sowie die 
ehrenamtlichen Stadt- und Gemeinderät:innen. Für beide Institutionen lassen sich – wie aus 
Abb. 30 hervorgeht – ähnlich hohe Vertrauenswerte feststellen: 

Abb. 30. Institutionenvertrauen im Querschnitt 
(in Prozent) 
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Mit einem Vertrauenswert von 54 Prozent im Falle der Ober-/Bürgermeister:innen beziehungs-
weise 53 Prozent im Falle der ehrenamtlichen Stadt- und Gemeinderät:innen erhalten beide ein 
nahezu identisch hohes Vertrauen. Beide Werte liegen zudem knapp oberhalb der symbolisch 
bedeutsamen 50-Prozent-Marke, weshalb von einem mehrheitlichen Vertrauen innerhalb der 
Thüringer Bevölkerung gesprochen werden kann. Ein kleiner Unterschied zwischen beiden 
Akteuren findet sich hinsichtlich der Antwortkategorie „vertraue nicht“ – diese ist im Falle der 
Ober-/Bürgermeister:innen mit 18 Prozent um sechs Prozentpunkte stärker ausgeprägt als im 
Falle der ehrenamtlichen Stadt- und Gemeinderät:innen. Das Vertrauen in die Bürgermeister:in-
nen hat sich im Zeitverlauf leicht verringert: So gaben im Jahr 2007 56 Prozent und im Jahr 
2022 59 Prozent der Befragten an, dass sie den Ober-/Bürgermeister:innen vertrauen. Zudem 
ist aktuell der Wert derjenigen, die ihnen „nicht vertrauen“, mit 18 Prozent im Zeitverlauf am 
höchsten. Im Vergleich zu deutschlandweiten Untersuchungen, nach denen 60 Prozent den Bür-
germeister:innen „voll und ganz“ oder „eher vertrauen“ (Hebenstreit et al. 2024, 131), liegt das 
Vertrauen in die Ober-/Bürgermeister:innen somit in Thüringen etwas niedriger. 

Aus weiterführenden statistischen Analysen geht hervor, dass das Vertrauen in Ober-/Bür-
germeister:innen neben der Demokratiezufriedenheit, dem Vertrauen in die Landesregierung 
und dem Ausmaß wahrgenommener Responsivität auch von lokalen Kontextfaktoren abhängig 
ist. So steigt das Vertrauen in die genannten Akteure, wenn Personen über ein höheres soziales 
Vertrauen verfügen, mit der Lebensqualität an ihrem Wohnort alles in allem zufrieden sind so-
wie den Eindruck haben, dass sie im Falle von Problemen (z. B. Krankheit oder Unfall) auf die 
Hilfe von Menschen in ihrem Wohnort zählen können. Wie bereits in den bisherigen THÜRIN-

GEN-MONITORen zeigt sich, dass die kommunalen Akteure über ein deutlich höheres Institutio-
nenvertrauen als die Landes- oder Bundesregierungen verfügen. Als Erklärungen gelten unter 
anderem die bessere (möglicherweise gar persönliche) Bekanntheit der Akteure sowie die auf-
grund der geringeren Distanz größeren Einflussmöglichkeiten der Bürger:innen und eine damit 
einhergehende einfachere Bewertbarkeit des politischen Handelns. 

 

IV.1.3 Einstellungen zu Demokratie und politischem System als Einstel-
lungssyndrom 

Die vorausgegangenen Analysen haben gezeigt, dass es innerhalb der Thüringer Bevölkerung 
eine hohe Befürwortung der „Idee der Demokratie“ und demnach auch ein hohes Ausmaß an 
diffuser politischer Unterstützung gibt. Ein grundlegend anderes Bild ergibt sich im Falle der 
spezifischen Unterstützung, welche eher kurzfristiger sowie leistungsabhängiger Natur ist. So 
ist eine Mehrheit der Thüringer:innen mit dem gegenwärtigen Funktionieren der Demokratie 
unzufrieden (56 Prozent), teilt die Auffassung, dass sich Politiker:innen im Allgemeinen nicht 
ausreichend um die Vertretung der Interessen der Bevölkerung bemühen (58 Prozent) und 
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bringt weder der Landes- (71 Prozent) noch der Bundesregierung (79 Prozent) Vertrauen ent-
gegen.  

Aus statistischen Analysen geht zudem hervor, dass diese drei Formen der politischen Un-
terstützung – Demokratiezufriedenheit, Responsivitätswahrnehmung und Institutionenver-
trauen – nicht unabhängig voneinander sind, sondern häufig gemeinsam auftreten. Das heißt 
konkret, dass Menschen, die ein geringes Maß an politischer Responsivität wahrnehmen, in der 
Regel auch unzufriedener mit dem gegenwärtigen Funktionieren der Demokratie sind und nicht 
zuletzt ein geringe(re)s Vertrauen in parteienstaatliche Institutionen aufweisen.22 Ferner äußern 
diese Personen auch signifikant häufiger populistische Einstellungen (vgl. dazu ausführlich 
Kap. IV.2). Insofern können diese Indikatoren, auch wenn sie theoretisch und empirisch vonei-
nander abgrenzbar sind, als ein zusammenhängendes Muster von Einstellungen bzw. als „Ein-
stellungssyndrom“ verstanden werden (vgl. hierfür auch Hebenstreit et al. 2025, 112). Am Bei-
spiel der Demokratiezufriedenheit lässt sich – auch stellvertretend für das 
Institutionenvertrauen sowie die Responsivitätswahrnehmung – zeigen, von welchen individu-
ellen Erklärungsfaktoren jenes Einstellungssyndrom abhängig ist (vgl. Tab. 3 im Anhang).23 
Aus diesen weiterführenden statistischen Analysen geht hervor, dass sich eine hohe Demokra-
tieunterstützung sowie eine als gut bewertete wirtschaftliche Lage in Thüringen positiv auf die 
Zufriedenheit mit der gegenwärtigen demokratischen Praxis auswirken. Zu steigender Unzu-
friedenheit tragen hingegen eine im Vergleich rechte ideologische Selbsteinstufung, Statusver-
lustängste, das Gefühl der relativen Deprivation als auch der Ostdeprivation sowie eine hohe 
externe sowie interne politische Selbstwirksamkeit bei. Aus letzterem Erklärungsfaktor geht 
demnach hervor, dass Personen, die angeben „politische Fragen gut verstehen und einschätzen 
zu können“ im Schnitt unzufriedener mit dem Funktionieren der Demokratie sind als Personen, 
die sich selbst weniger politische Kompetenz zuschreiben.  

Mit Blick auf das diesjährige Schwerpunktthema zum gesellschaftlichen Zusammenhang 
(vgl. dazu Kap. III.) zeigt sich zudem, dass sich sowohl ein im Vergleich höheres soziales Ver-
trauen als auch die Zufriedenheit mit der Lebensqualität am Wohnort positiv auf die Demokra-
tiezufriedenheit auswirken. Ein ehrenamtliches Engagement sowie der Eindruck, im Falle von 
Problemen auf nachbarschaftliche Hilfe am Wohnort zählen zu können, haben dahingegen kei-
nen statistischen Effekt auf die Demokratiezufriedenheit. Unter allen signifikanten Erklärungs-
faktoren erweist sich eine im Vergleich rechtere ideologische Selbsteinstufung als einfluss-
reichster Einflussfaktor auf die Demokratiezufriedenheit bzw. das Einstellungssyndrom einer 
niedrigen politischen Unterstützung. Je rechter sich eine Person demnach einordnet, desto 

 
22 Korreliert man alle genannten Indikatoren untereinander, so ergeben sich für ein bivariates Zusammenhangsmaß 
bemerkenswert hohe Koeffizienten, die nie kleiner als Pearsons r = 0,6 sowie in allen Fällen hoch signifikant sind. 
Im Falle des Zusammenhangs von Demokratiezufriedenheit und dem Institutionenvertrauen in die Bundesregie-
rung beträgt der Pearson Korrelationskoeffizient sogar r = 0,7***. 
23 Sowohl auf Grundlage der engen theoretischen Verwandtschaft als auch der hohen Korrelationswerte unterei-
nander wurden das Institutionenvertrauen und die Responsivitätswahrnehmung für die statistische Erklärung der 
Demokratiezufriedenheit nicht berücksichtigt und somit auch nicht in das Regressionsmodell aufgenommen. 
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wahrscheinlicher ist es, dass sie mit der Demokratie unzufrieden ist, kein Vertrauen in die Bun-
des- und Landesregierung aufweist sowie den Eindruck hat, dass sich Politiker:innen im Allge-
meinen nicht darum bemühen, die Interessen der Bevölkerung zu vertreten. 

 

IV.1.4 Politische Partizipation 

Der THÜRINGEN-MONITOR untersucht seit nunmehr 25 Jahren neben den demokratischen Ori-
entierungen insbesondere auch die politische Beteiligung der Bürger:innen sowohl im Quer- als 
auch Längsschnitt. Politische Beteiligung ist nicht nur eine zentrale Dimension der politischen 
Unterstützung und ein konstitutives Element der Demokratie, sie ist auch zentral für das dies-
jährige Schwerpunktthema: So hängt der gesellschaftliche Zusammenhalt – gerade auch vor 
Ort – maßgeblich vom sozialen und politischen Engagement der Einwohner:innen ab. Neben 
dem sozialen Engagement (vgl. dazu Kap. III.3.3) ist es daher zentral zu untersuchen, wie die 
tatsächliche Praxis („habe ich schon getan“) und das Potential („würde ich tun“) der politischen 
Partizipation in Bezug auf konkrete politische Beteiligungsformen wie z. B. die Teilnahme an 
Wahlen, die Mitarbeit in einer Partei oder die Beteiligung an Demonstrationen aussieht.  

Diese Perspektive ist zudem vor dem Hintergrund der niedrigen Demokratiezufriedenheit 
und dem geringen Vertrauen in die Institutionen wichtig. So wird in der Forschung davon aus-
gegangen, dass Bürger:innen häufig mit den Handlungsoptionen „exit“ und „voice“ reagieren 
(Hirschman 1970). Im Falle der „exit“-Option nehmen unzufriedene Bürger:innen nicht länger 
an Wahlen oder anderen Formen der politischen Beteiligung teil und steigen demzufolge als 
aktive Teilnehmer:innen aus dem politischen System aus. Dementgegen artikulieren Bürger:in-
nen im Falle der „voice“-Option aktiv ihren Unmut gegenüber dem politischen System, was 
sich unter anderem in Form von Protestwahlverhalten oder illegaler politischer Partizipation 
äußern kann (Edinger & Hallermann 2004, 133). Daher werden im THÜRINGEN-MONITOR ne-
ben den legalen Beteiligungsformaten auch unkonventionelle und illegale Partizipationsformen 
erfasst. 

Insgesamt zeigen die Langzeitreihen des THÜRINGEN-MONITORs (vgl. Abb. 31) eine bemer-
kenswerte Stabilität hinsichtlich der vier regelmäßig untersuchten Formen legaler politischer 
Partizipation: Dabei stellt die „Mitarbeit in einer politischen Partei“ die – mit Abstand – am 
wenigsten präferierte Partizipationsform innerhalb der Bevölkerung dar. Trotz leichter Anstiege 
im Vergleich zu den Vorjahren, kann sich nach wie vor nicht einmal ein Drittel der Thüringer:in-
nen (31 Prozent) vorstellen, bei einer politischen Partei mitzuwirken. Dabei beträgt das Parti-
zipationspotential („würde ich tun“) bei 23 Prozent und die konkrete Partizipationspraxis 
(„habe ich schon getan“) lediglich acht Prozent. Dieser Befund korrespondiert mit Erkenntnis-
sen, dass weniger als ein Prozent der Wahlberechtigten in Ostdeutschland Mitglied in einer po-
litischen Partei ist (Niedermayer 2022) und somit „von einem nur schwachen Einwurzeln der 
Parteiendemokratie“ (Mau 2024, 93) gesprochen werden kann.  
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Dieses bedeutet aber keinesfalls – das zeigen die Daten des diesjährigen THÜRINGEN-MONITORs 
ebenfalls – dass sich die Bürger:innen nicht vorstellen könnten, sich auf andere Weise einzu-
bringen. So geben mehr als zwei Drittel (67 Prozent) der Befragten an, dass sie sich grundsätz-
lich vorstellen könnten (46 Prozent), sich „an einen Politiker zu wenden“, bzw. haben dies be-
reits getan (21 Prozent). Unter Berücksichtigung der statistischen Fehlertoleranz ist dieser Wert 
im Vergleich zum Vorjahr stabil und liegt zudem knapp fünf Prozentpunkte oberhalb des lang-
jährigen Mittelwertes. Ähnlich hoch (65 Prozent) fällt auch der Wert für die „Mitarbeit in einer 
Bürgerinitiative“ aus. Im Vergleich zum Jahr 2023 (58 Prozent), als diese Beteiligungsart zu-
letzt erhoben wurde, lässt sich darüber hinaus ein deutlicher Zuwachs um sieben Prozentunkte 
festhalten. Nichtsdestotrotz hat die Mitarbeit in Bürgerinitiativen als Partizipationsform im 
Zeitverlauf etwas an Popularität eingebüßt. So konnten insbesondere in den mittleren und spä-
ten Nullerjahren deutlich höhere Werte für diese Partizipationsform beobachtet werden. 

Abb. 31. Formen legaler politischer Partizipation 2001-2025 
(in Prozent)24 

 

 

 
24 Anteil der Befragten, die zur jeweiligen Partizipationsform „würde ich tun“ oder „habe ich schon getan“ ange-
ben. 
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Wenngleich sich Partizipationspotential und -praxis für die Beteiligungsform „Teilnahme an 
angemeldeten Demonstrationen“ stark mit den beiden vorherigen Beteiligungsformaten ähneln, 
muss dennoch hervorgehoben werden, dass es sich unter allen im diesjährigen THÜRINGEN-
MONITOR abgefragten Varianten um die beliebteste Partizipationsform handelt. So geben mehr 
als zwei Drittel (68 Prozent) der Thüringer:innen an, sich vorstellen zu können, dies zu tun 
(36 Prozent) beziehungsweise haben bereits an angemeldeten Demonstrationen teilgenommen 
(32 Prozent). Seit dem Lockdown-bedingten „Coronaknick“ im Jahr 2020 kann zudem ein An-
wachsen um nahezu 20 Prozentpunkte beobachtet werden. Der aktuell gemessene Wert von 
68 Prozent entspricht darüber hinaus exakt dem langjährigen Zeitreihenmittelwert. Ihre 
„voice“-Option wollen die Thüringer:innen folglich weniger über die Kanäle der Mitarbeit in 
einer Partei einsetzen, sondern stärker in Form der Teilnahme an angemeldeten Demonstratio-
nen artikulieren. Dieser empirische Befund deckt sich spiegelbildlich mit der Beobachtung des 
Soziologen Steffen Mau, der festhält: „Während die demokratischen Parteien im Osten kraftlos 
bleiben, spielt die Straße eine vergleichsweise große Rolle, wo es um politische Artikulation, 
Frustablassen und Selbstermächtigung geht“ (Mau 2024, 94). In gleicher Weise kann dieser 
Wert auch als Beleg für die in Ostdeutschland häufig diagnostizierte verfestigte Protest- und 
Unmutskultur (Pollack 2020) interpretiert werden. 

Abb. 32. Politische Partizipation im Querschnitt 
  (in Prozent) 

 

 

Angesichts des diesjährigen Schwerpunktthemas ‚Gesellschaftlicher Zusammenhalt‘ wurde im 
aktuellen THÜRINGEN-MONITOR zum zweiten Mal nach dem Jahr 2014 die Bereitschaft 
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erhoben, sich „für ein Amt oder Mandat, z. B. in der eigenen Gemeinde zu bewerben.“ Dieses 
Engagement in der kommunalen Selbstverwaltung gilt als zentrale Form bürgerschaftlicher Par-
tizipation, die jedoch zunehmend vor Rekrutierungsproblemen steht (siehe auch Reiser & Zissel 
2025). Vor diesem Hintergrund zeigen die Daten des THÜRINGEN-MONITORs 2025 ein überra-
schend stabiles Partizipationspotenzial (vgl. Abb. 32): 29 Prozent der Thüringer:innen sind ent-
weder bereit, für ein kommunales Amt oder Mandat zu kandidieren (20 Prozent), oder sind 
bereits entsprechend engagiert (neun Prozent). Damit ist die Beteiligungsbereitschaft gegen-
über 2014 nahezu unverändert (30 Prozent). Die Ergebnisse verweisen auf ein weiterhin vor-
handenes, bislang jedoch nur teilweise ausgeschöpftes Potenzial für lokalpolitisches Engage-
ment, dessen Aktivierung für demokratische Teilhabe und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
von zentraler Bedeutung ist (vgl. dazu ausführlich Kap. III.3.3). 

Zusätzlich zu den eben besprochenen legalen Partizipationsformen wurde im aktuellen THÜ-

RINGEN-MONITOR – wie in den Vorjahren – auch nach illegaler Partizipation gefragt (vgl. Abb. 
32). 20 Prozent der Befragten geben an, dass sie sich vorstellen können, an einer nicht-ange-
meldeten Demonstration teilzunehmen und weitere neun Prozent äußern, dass sie sich bereits 
in dieser Form beteiligt haben. Der aktuell gemessene Wert (29 Prozent) stellt damit den höchs-
ten Wert seit dem Jahr 2014 (30 Prozent) dar und fügt sich in die Annahme einer sich zuneh-
mend verfestigenden Protest- und Unmutskultur in Ostdeutschland ein (vgl. Mau 2024). Ein 
deutlich anderes Bild ergibt sich, wenn die Thüringer:innen gefragt werden, ob sie für „Ziele 
kämpfen [würden], auch wenn dazu Gewalt notwendig ist“. Hier gab nur ein Prozent der Be-
fragten an, dies bereits getan zu haben, sowie weitere sieben Prozent, sich vorstellen zu können, 
dies zu tun. Eine übergroße Mehrheit von 92 Prozent äußert jedoch, nicht auf diese illegale – 
und auch strafbare – Weise partizipieren zu wollen. Die beobachteten Werte entsprechen alle-
samt den langjährigen Mittelwerten und weisen im Längsschnittvergleich darüber hinaus auch 
kaum Varianz auf. 

Um besser verstehen zu können, warum Thüringer:innen von ihren demokratischen Rechten 
Gebrauch machen oder sich aber dazu entschließen passiv und politisch inaktiv zu bleiben, 
wurden weiterführende statistische Analysen durchgeführt. Hierfür wurde zunächst ein Index 
für legale politische Partizipationsformen berechnet, der gleichgewichtig aus den Beteiligungs-
formaten „sich an einen Politiker wenden“, „in einer politischen Partei mitarbeiten“ sowie der 
„Teilnahme an einer angemeldeten Demonstration“ gebildet wurde. Berücksichtigt wurde dabei 
ausschließlich die politische Partizipationspraxis („habe ich schon getan“). Diese zu erklärende 
(abhängige) Indexvariable wurde dann in einem nächsten Schritt mit Hilfe mehrerer theoretisch 
relevanter unabhängiger Determinanten statistisch in Beziehung gesetzt. Zu diesen theoreti-
schen Standardindikatoren zählen in Anlehnung an das „Civic Voluntarism Model“ von Verba 
et al. (1995) insbesondere ressourcen- (z. B. Bildung und Einkommen) sowie motivationsbezo-
gene (z. B. politisches Interesse und politische Selbstwirksamkeit) Faktoren. Konsistent zu den 
Befunden vorheriger THÜRINGEN-MONITORe zeigt sich auch in diesem Jahr (vgl. Tab. 4 im 
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Anhang), dass sich ein hohes politisches Interesse als auch ein im Vergleich höherer Bildungs-
grad positiv auf die politische Beteiligung auswirken. Partizipationsmindernd wirkt sich dahin-
gegen individuelle Parteienverdrossenheit, das Gefühl relativer Deprivation und politischer 
Einflusslosigkeit (externe politische Selbstwirksamkeit) sowie eine im Vergleich rechtere ide-
ologische Selbstverortung aus. Mit Blick auf das diesjährige Schwerpunktthema zeigen die Da-
ten zudem, dass sich eine antizipierte Hilfsbereitschaft am Wohnort („Wenn Sie Probleme hät-
ten (z. B. Krankheit oder Unfall), könnten Sie auf Hilfe von Menschen in Ihrem Wohnort 
zählen?“) positiv auf das Ausmaß politischer Partizipation auswirkt. Als die drei einflussstärks-
ten Erklärungsfaktoren gelten (in abnehmender Reihenfolge) das politische Interesse, die ex-
terne politische Selbstwirksamkeit sowie die individuelle Parteienverdrossenheit. 

Zusammenfassend lässt sich mit Blick auf die politische Partizipation festhalten, dass diese 
wahrscheinlicher wird, wenn es sich um eine kollektive, niedrigschwellige (d.h. mit geringem 
zeitlichen als auch finanziellen Aufwand verbunden), punktuelle, institutionalisierte sowie le-
gale Beteiligungsform handelt. Umgekehrt und etwas knapper ausgedrückt sind es insbesondere 
die zeit- sowie arbeitsintensiven Partizipationsformen, die selten(er) ausgeübt werden. Diese 
Befunde decken sich sowohl mit den Ergebnissen bisheriger THÜRINGEN-MONITORe als auch 
mit den Ergebnissen der sozialwissenschaftlichen Einstellungs- und Verhaltensforschung (vgl. 
u. a. Westle & Anstötz 2020). 

 

IV.2 Rechtsextreme und (rechts-)populistische Einstellungen in 
Thüringen 

Eine zentrale Aufgabe des THÜRINGEN-MONITORs ist seit dem ersten Gutachten im Jahr 2000 
die langfristige Beobachtung und Analyse rechtsextremer Einstellungen in Thüringen. Dieser 
Fokus wurde seit dem THÜRINGEN-MONITOR 2021 durch die zusätzliche Analyse von populis-
tischen und neurechten Meinungen und Ideologemen erweitert, um Überschneidungen und An-
knüpfungspunkte zwischen diesen Einstellungen zu ermitteln. Als wesentliche Einstellungs-
muster in Thüringen konnten in den Vorjahren (rechts-)populistische, autoritär ethnozentrische 
und rechtsextrem antidemokratische Einstellungen identifiziert werden. Die drei Einstellungs-
muster sind partiell miteinander verschränkt, wobei die wechselseitigen Anknüpfungspunkte 
und Überschneidungen im Zeitverlauf variierten.25 Der THÜRINGEN-MONITOR 2025 setzt diese 
Analysen fort. Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf der Frage, ob sich der einstellungs-
mäßige Populismus in Thüringen wie in beiden Vorjahren weiter in Richtung eines Rechtspo-
pulismus entwickelt. Zudem werden mögliche Bezüge zwischen dem diesjährigen Schwer-
punkt zum gesellschaftlichen Zusammenhalt in Thüringen einerseits und Rechtsextremismus 

 
25 Vgl. dazu die ausführlichen Analysen in den THÜRINGEN-MONITORen 2021, 2022 und 2023 (vgl. Reiser et al. 
2022, 2023 und 2024) sowie Best & Vogel (2022). 
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und Populismus andererseits untersucht. Die Aufmerksamkeit gilt dabei vor allem der Frage, 
ob sich Zugehörigkeit und Verbundenheit zu sozialen Gruppen und zu Thüringen förderlich 
oder hemmend auf rechtsextreme und populistische Einstellungen auswirken. 

 

IV.2.1 Rechtsextreme, ethnozentrische und neo-nationalsozialistische Ein-
stellungen 

Die Messung rechtsextremer Einstellungen im THÜRINGEN-MONITOR folgt – wie in den meisten 
bundesweiten und regionalen Erhebungen – der in der wissenschaftlichen Diskussion etablier-
ten Konsensdefinition (vgl. u. a. Dicke et al. 2001; Kreis 2007, 13; Decker et al. 2024, 33; Zick 
& Mokros 2023, 71; Küpper et al. 2025). Danach ist Rechtsextremismus die Überzeugung von 
der unterschiedlichen Wertigkeit von Menschen in Abhängigkeit von zugeschriebenen Merk-
malen, wie Nationalität, Hautfarbe oder ethnischer Herkunft, sowie ein auf diesen Ungleich-
wertigkeitsvorstellungen aufbauendes Gesellschaftsbild.  

Die Konsensdefinition zählt antisemitische, fremdenfeindliche und sozialdarwinistische 
Einstellungen zum Rechtsextremismus. Im Hinblick auf politische Ordnungsvorstellungen ist 
der Rechtsextremismus gekennzeichnet durch eine Befürwortung diktatorischer Regierungsfor-
men, die Verharmlosung des Nationalsozialismus und chauvinistischen Nationalismus. In den 
THÜRINGEN-MONITORen der vergangenen zweieinhalb Jahrzehnte hat sich gezeigt, dass die 
chauvinistisch-nationalistischen und fremdenskeptischen Aussagen auf der einen Seite eng mit-
einander verbunden sind und auf der anderen Seite die sozialdarwinistischen, den Nationalso-
zialismus verharmlosenden, antisemitischen und diktaturbefürwortenden Aussagen (vgl. Best 
& Vogel 2022; Reiser et al. 2024). Dieser internen Struktur rechtsextremer Einstellungen wird 
im THÜRINGEN-MONITOR Rechnung getragen, indem neben dem Rechtsextremismus insgesamt 
die beiden ihn konstituierenden Facetten Ethnozentrismus und Neo-Nationalsozialismus ge-
trennt ausgewiesen werden.26 Ethnozentrismus (vgl. Sumner, 1906) kennzeichnet die Bewer-
tung von Fremdgruppen unter ausschließlicher Bezugnahme auf die stets als normativ-positiven 
Bezugspunkt verstandene Eigengruppe. Damit geht in der Regel einher, dass die Eigengruppe 
überhöht und die Fremdgruppen abgewertet werden (vgl. Heyder & Decker 2011, 237f). Neo-
Nationalsozialismus kennzeichnet die affirmative Haltung zur NS-Diktatur in Deutschland zwi-
schen 1933 und 1945 und zu ihren Ideologemen (Box I). 

Betrachtet man die einzelnen Aussagen zur Messung des Rechtsextremismus getrennt (vgl. 
Abb. 33), zeigen sich gegenüber dem Vorjahr rückläufige Zustimmungswerte, die zum Teil 
deutlich ausfallen. Insbesondere bei der nationalistischen Forderung nach hartem und energi-
schem Durchsetzen deutscher Interessen und der sozialdarwinistischen Unterscheidung von 
wertem und unwertem Leben ist die Zustimmung mit acht bzw. neun Prozentpunkten deutlich 

 
26 Die Deutlichkeit dieser zweidimensionalen Struktur variiert allerdings im Zeitverlauf (vgl. Best & Vogel 2022). 
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gesunken und liegt sogar unter den jeweiligen langjährigen Mittelwerten. Aber auch die Vor-
stellung einer Überfremdung Deutschlands und die Befürwortung einer Diktatur wird im Jahr 
2025 von weniger Thüringer:innen als noch 2024 geteilt. Die Zustimmung zu allen übrigen 
Aussagen hat sich abzüglich der statistischen Fehlertoleranz gegenüber dem letzten Jahr nicht 
verändert.   

 

Box I: Die Methodik der Messung von (rechtsextremen) Einstellungen im THÜRINGEN-MONITOR 

Im THÜRINGEN-MONITOR werden Einstellungen nie auf Basis einer einzelnen Antwort, sondern stets anhand 
der Antwortmuster auf eine Reihe von Aussagen gemessen. Diese Antworten werden nach statistisch-metho-
dischen Kriterien zusammengefasst und daraufhin untersucht, ob sie tatsächlich die vermutete Einstellung 
messen. Für den Rechtsextremismus auf Basis der Konsensdefinition wird den Befragten eine Vielzahl von 
Aussagen – im THÜRINGEN-MONITOR sind dies zehn Aussagen – vorgelegt, die Ungleichwertigkeits- und 
Ordnungsvorstellungen zum Ausdruck bringen. Die Befragten können diesen jeweils auf einer vierstufigen 
Antwortskala zustimmen oder sie ablehnen (vgl. Abb. 33). Je stärker die Befragten rechtsextrem eingestellt 
sind, desto eher werden sie diesen Aussagen zustimmen. Allerdings wird von der Zustimmung zu einer dieser 
Aussagen allein nicht bereits auf eine rechtsextreme Einstellung geschlossen. Das hat mehrere Gründe: 

So ist die Zustimmung zu einzelnen Aussagen nicht allein durch eine langfristig stabile rechtsextreme Ein-
stellung bedingt. Vielmehr kann sie auch kurzfristig wirkenden Einflüssen unterliegen, weil die Aussagen 
neben den rechtsextremen Einstellungen oft auch andere Aspekte, sogenannte Fremddimensionen, messen. 
Z. B. zeigte eine Expertise zum THÜRINGEN-MONITOR (Best/Salomo 2014, 57), dass die Haltung zur Frage 
nach dem harten Durchsetzen deutscher Interessen auch durch Aversionen gegenüber den Entscheidungspro-
zessen innerhalb der Europäischen Union beeinflusst wird.  

Daneben sind die einzelnen Aussagen mit unterschiedlichen „Schwierigkeiten“ formuliert. Mit „Schwierig-
keit“ ist im methodischen Sinne gemeint, dass einige der Aussagen – wie z. B. „Es gibt wertvolles und un-
wertes Leben“ – eher hart formuliert sind und daher erst bei einer sehr stark ausgeprägten rechtsextremen 
Einstellung befürwortet werden. Andere hingegen sind eher weich formuliert und finden breitere Zustim-
mung, wie z. B. „Was unser Land heute braucht, ist ein hartes und energisches Durchsetzen deutscher Inte-
ressen gegenüber dem Ausland.“  

Unabhängig von der „Schwierigkeit“ im methodischen Sinne messen die zehn Aussagen zudem fünf unter-
schiedliche Facetten des Rechtsextremismus (vgl. Abb. 33), die variierende Zustimmung in der Thüringer 
Bevölkerung finden. Das wird daran deutlich, dass die Zustimmung zu den Aussagen, die eine gemeinsame 
Facette des Rechtsextremismus messen, wie z. B. Fremdenfeindlichkeit, sehr viel deutlicher miteinander ein-
hergehen als mit der Zustimmung zu Aussagen, die andere Facetten messen.  

Weil also nicht jede Aussage auf dieselbe Weise Rechtsextremismus misst, variieren die Zustimmungsraten 
zu den einzelnen Aussagen in jedem THÜRINGEN-MONITOR deutlich. Zudem stimmt die übergroße Mehrheit 
der Thüringer:innen in der Regel maximal zwei der zehn Aussagen zu bzw. lehnt mindestens acht der Aus-
sagen ab (z. B. Reiser et al. 2020, 72). Wäre die Zustimmung zu einzelnen Aussagen allein durch die rechts-
extreme Einstellung bedingt, würden die Zustimmungswerte bei allen Aussagen annähernd gleich sein bzw. 
jeder Aussage würde ein fester Anteil der Befragten zustimmen. 

Vor diesem Hintergrund werden die Befragten im THÜRINGEN-MONITOR – wie auch in vergleichbaren Stu-
dien zu rechtsextremen Einstellungen – nicht auf Basis einzelner Aussagen als rechtsextrem eingestellt 
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kategorisiert, sondern auf Basis ihrer Antwortmuster zu allen zehn Aussagen zur Messung des Rechtsextre-
mismus. Denn, während die Wahrscheinlichkeit, dass Befragte ohne rechtsextreme Einstellung einer der ins-
gesamt zehn Aussagen zustimmen, hoch ist, ist sie schon niedriger, zwei oder mehr Aussagen zuzustimmen. 
Wenn keine rechtsextreme Einstellung vorliegt, ist die Wahrscheinlichkeit sehr gering, dass fünf oder sogar 
allen zehn Aussagen zugestimmt wird. 

In früheren THÜRINGEN-MONITORen und zwei ergänzenden Analysen (vgl. Best & Vogel 2022; Best & Sa-
lomo 2014, 17) wurde gezeigt, dass die Antwortmuster der Thüringer:innen nicht durch die fünf theoretischen 
Facetten des Rechtsextremismus gekennzeichnet sind. Die unterschiedlich hohen Zustimmungsraten zu den 
Aussagen und komplexere statistische Analyseverfahren (Faktorenanalysen) zeigen, dass in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten stets die chauvinistisch-nationalistischen und fremdenfeindlichen Aussagen auf der einen 
Seite eng miteinander verbunden sind und auf der anderen Seite die sozialdarwinistischen, den Nationalso-
zialismus verharmlosenden, antisemitischen und diktaturbefürwortenden Aussagen (ebd.). D. h., die Wahr-
scheinlichkeit, dass Befragte, die z. B. einer fremdenfeindlichen Aussage zustimmen, auch einer chauvinis-
tisch-nationalistischen Aussage zustimmen, ist höher als die Wahrscheinlichkeit, dass sie z. B. einer 
sozialdarwinistischen Aussage zustimmen.  

Auch wenn die Deutlichkeit dieser zweidimensionalen Struktur im Zeitverlauf variiert, ist es notwendig, 
neben dem Rechtsextremismus insgesamt auch die beiden ihn konstituierenden Facetten Ethnozentrismus 
und Neo-Nationalsozialismus auszuweisen. Beide Dimensionen hängen aber in einem Ausmaß miteinander 
zusammen, das ihre Zusammenfassung zu einer Messung des Rechtsextremismus insgesamt rechtfertigt. Da-
her werden zunächst die ethnozentrischen und neo-nationalsozialistischen Aussagen zu zwei getrennten Mit-
telwertskalen zusammengefasst und anschließend darauf basierend der Gesamtwert der Befragten auf der 
Rechtsextremismusskala berechnet. Ethnozentrismus und Neo-Nationalsozialismus sind somit die zwei 
gleichgewichtigen Unterdimensionen des Rechtsextremismus. Als rechtsextrem gelten Befragte dann, wenn 
sie den Aussagen auf jeder der beiden Dimensionen durchschnittlich überwiegend zustimmen bzw. wenn sie 
im Durchschnitt mehr Aussagen befürworten als ablehnen. Befragte müssen also nicht allen in der Konsens-
definition erfassten Einstellungen zustimmen, um als rechtsextrem eingestellt zu gelten. Vielmehr kann sich 
hinter der Zuordnung als rechtsextrem eine Bandbreite an heterogenen Einstellungsmustern verbergen, die 
jedoch gemeinsam haben, dass ihre Träger die zehn genannten Aussagen durchschnittlich befürworten. Seit 
2014 werden dabei auch diejenigen einbezogen, die auf höchstens eine ethnozentrische und eine neo-natio-
nalsozialistische Frage die Antwort verweigerten (vgl. Best & Salomo 2014, 25 ff.), weil die Zustimmung zu 
den einzelnen Aussagen eng miteinander zusammenhängt. 

 

Trotz dieser Veränderungen spiegelt die Zustimmung zu den einzelnen Aussagen weitgehend 
die aus den Vorjahren bekannten Muster wider. Wie bereits im letzten Jahr erfährt die fremden-
skeptische bis -feindliche Aussage zur Überfremdung Deutschlands („Die Bundesrepublik ist 
durch die vielen Ausländer in einem gefährlichen Maße überfremdet“) die größte Zustimmung. 
Damit liegt sie erneut vor der Aussage zum Durchsetzen deutscher Interessen, die über viele 
Jahre hinweg den höchsten Zustimmungswert aufwies und nunmehr den zweiten Platz ein-
nimmt. Ähnlich viele Thüringer:innen teilen die Ansicht, dass „die Ausländer (…) nur hier-
her[kommen], um unseren Sozialstaat auszunutzen.“ Die Zustimmung zu allen übrigen Aussa-
gen fällt mit deutlichem Abstand weiterhin geringer aus: keine von ihnen wird im Jahr 2025 
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von mehr als einem Viertel der Befragten unterstützt. Das antisemitische Ressentiment, das mit 
der Aussage „Die Juden haben einfach etwas Besonderes und Eigentümliches an sich und pas-
sen nicht so recht zu uns“ abgefragt wird, bildet genau wie in den Vorjahren das Schlusslicht. 

Abb. 33. Zustimmung zu den Aussagen zur Erfassung rechtsextremer Einstellungen  
(in Prozent) 

  2025 2024 2023 2011-22 2001-10 

E
th

no
ze

nt
ri

sm
us

 

Nationalismus und Chauvinismus      

„Was unser Land heute braucht, ist ein hartes und energi-
sches Durchsetzen deutscher Interessen gegenüber dem 
Ausland.“  

53 61 61 57 59 

„Andere Völker mögen Wichtiges vollbracht haben, an 
deutsche Leistungen reicht das aber nicht heran.“  

22 23 18 28 33 

Fremdenablehnung bis -feindlichkeit      

„Die Bundesrepublik ist durch die vielen Ausländer in ei-
nem gefährlichen Maße überfremdet.“  

57 63 59 50 53 

„Die Ausländer kommen nur hierher, um unseren Sozial-
staat auszunutzen.“  

56 54 50 42 50 

N
eo

-N
at

io
na

lso
zi

al
is

m
us

 

„Ausländer sollten grundsätzlich ihre Ehepartner unter 
den eigenen Landsleuten auswählen.“ (Rassismus) 

13 14 13 18 22 

Sozialdarwinismus       

„Es gibt wertvolles und unwertes Leben.“  13 22 20 24 30 

„Wie in der Natur sollte sich auch in der Gesellschaft im-
mer der Stärkere durchsetzen.“  

16 18 15 19 23 

Verharmlosung des Nationalsozialismus       

„Der Nationalsozialismus hatte auch seine guten Seiten.“  11 14 13 17 19 

Antisemitismus       

„Die Juden haben einfach etwas Besonderes und Eigen-
tümliches an sich und passen nicht so recht zu uns.“  

9 8 5 10 12 

Unterstützung einer rechten Diktatur       

„Im nationalen Interesse ist unter bestimmten Umständen 
eine Diktatur die bessere Staatsform.“  

12 12 13 15 17 
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Werden die Einzelaussagen zu einer Messung für einstellungsmäßigen Rechtsextremismus und 
seine beiden Unterdimensionen zusammengefasst (vgl. Box I), zeigt sich, dass ethnozentrische 
Einstellungsmuster für sich allein genommen erstmals seit 2022 nicht mehr angestiegen, son-
dern von 47 Prozent auf 43 Prozent zurückgegangen sind (vgl. Abb. 34). Auch neo-nationalso-
zialistische Einstellungen sind nach einem Anstieg im letzten Jahr mit einem Anteil von fünf 
Prozent wieder zwei Prozentpunkte geringer als 2024 verbreitet. Beide Rückgänge übersetzen 
sich jedoch noch nicht in einen Rückgang des einstellungsmäßigen Rechtsextremismus, denn 
nach Berücksichtigung der statistischen Fehlertoleranz können ungefähr gleich viele Thürin-
ger:innen wie 2024 als rechtsextrem bezeichnet werden (18 Prozent). Das deutet daraufhin, dass 
zwar die Zustimmung zu einzelnen Aussagen gesunken ist, nicht jedoch der Anteil derjenigen, 
die sowohl ethnozentrischen als auch neo-nationalsozialistischen Aussagen im Durchschnitt 
zustimmen. 

Abb. 34. Rechtsextreme, ethnozentrische, neo-nationalsozialistische Einstellungen 
2001-2025 
(in Prozent) 

Die Entwicklung in Thüringen entspricht dem bundesweiten Trend nach der Corona-Pandemie 
sowohl im Anstieg bis 2024 als auch im Rückgang in diesem Jahr. So wurde sowohl in der 
jüngsten Leipziger Autoritarismusstudie von 2024 als auch der Bielefelder Mitte-Studie von 
2022/23 eine deutlich höhere Verbreitung rechtsextremer Einstellungen als in den Vorjahren 
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festgestellt (Decker et al. 2024, 49f.; Zick & Mokros 2023, 71).27 In der jüngsten Bielefelder 
Mitte-Studie von 2024/25 (Zick et al. 2025, 78ff) ist dagegen bundesweit ebenso wie in Thü-
ringen ein Rückgang auf mehreren Dimensionen des Rechtsextremismus zu erkennen. In der 
Mitte-Studie setzt sich dies allerdings auch in einem insgesamt geringeren Anteil des einstel-
lungsmäßigen Rechtsextremismus fort, während der Anteil in Thüringen mit fünf Prozent im 
Jahr 2025 nach Berücksichtigung der statistischen Fehlertoleranz nicht unter dem Niveau des 
Jahres 2023 liegt (drei Prozent). 

 

IV.2.2 Rechtsextremismus und (Rechts-)Populismus  

Der THÜRINGEN-MONITOR untersucht neben rechtsextremen Einstellungen auch populistische 
und neurechte Einstellungen, um Differenzierungen und Veränderungen am äußeren rechten 
Rand des politischen Spektrums zu erkennen. Populismus umfasst die antipluralistische Vor-
stellung eines einheitlichen Volkswillens (Anti-Pluralismus), der gegen die korrupten Eliten 
(Anti-Elitismus und Manichäismus) und gegen liberale Gewaltenbeschränkungen, wie z. B. 
Minderheitenrechte, durchgesetzt werden muss (Anti-Institutionalismus und direkte Demokra-
tie). Rechtspopulismus wird in Deutschland oft als strategisch gemäßigte Form des Rechtsext-
remismus verstanden, der zusätzlich durch Autoritarismus und eine ambivalente Haltung zu 
Gewalt und Demokratie gekennzeichnet ist (vgl. Box II). 

Neurechte Einstellungen sind insbesondere durch Verschwörungserzählungen wie die vom 
Bevölkerungsaustausch, die Vorstellung einer Beschränkung des Meinungsdiktats sowie den 
Aufruf zum Widerstand gegen „die Politik“ und ein autoritäres Einstellungsmuster gekenn-
zeichnet. Ideologische Überschneidungen zu Rechtsextremismus und -populismus bestehen, 
weil nach völkischen Konzepten das einheitliche Kollektivinteresse einer Gemeinschaft aus ih-
rer geteilten Herkunft erwächst, dessen „unverfälschte“ Umsetzung als Demokratie verstanden 
wird. Der Schutz dieser „natürlichen Ordnung“ gegenüber inneren und äußeren Bedrohungen 
stellt in dieser Ideologie eine moralische Verpflichtung der Mitglieder dieser Gemeinschaft dar 
und erfordert Abwehr gegenüber kosmopolitischen Eliten, Immigration und Feminismus unter 
Rückgriff auf autoritären Gehorsam und Konformität (Häusler & Küpper 2021).  

 

 

 
27 Beide Messungen von Rechtsextremismus schließen an die Konsensdefinition an, verwenden aber für jede der 
sechs auch im THÜRINGEN-MONITOR untersuchten Dimensionen jeweils drei Items mit jeweils einer fünfstufigen 
Antwortskala. Als „manifest rechtsextrem“ gelten in der Mitte-Studie Personen, die diesen achtzehn Aussagen im 
Durchschnitt zustimmen (Zick et al. 2023, 61f.). Ein „geschlossen rechtsextremes Weltbild“ liegt nach der Leipzi-
ger Autoritarismusstudie dann vor, wenn auf einem additiven Index der 18 Aussagen (Skalenbereich 18-90) der 
Wert 63 erreicht wird (Decker et al. 2024, 49f.). 



67 
 

Box II: (Rechts-)Populismus und neurechte Einstellungen 

Es gibt unterschiedliche Konzepte und Definitionen von Populismus: So gilt es nach einem Verständnis als 
ein Einstellungsmuster, das eigenständig und nur in bestimmten Kontexten mit rechtsextremer Ideologie ver-
bunden ist. Andere verorten es konzeptionell auf dem Rechtsaußenspektrum. Nach der ersten Auffassung gilt 
Populismus als Kritik und Gegenentwurf zur liberalen Demokratie (z. B. Akkerman et al. 2014; Inglehart & 
Norris 2019; Manow 2018; Vehrkamp & Merkel 2020). Populismus kennzeichnet die Vorstellung eines Kon-
flikts zwischen einer homogenen Elite und einer homogenen Bevölkerung (vgl. Mudde & Kaltwasser 2012; 
Taggart 2002). Der Populismus betont die Volkssouveränität und sieht die Bevölkerung als homogen mit 
einem einheitlichen Interesse, das mittels des „gesunden Menschverstands“ erkennbar und daher durch di-
rekte Demokratie am besten umzusetzen sei. Die Eliten seien gleichfalls homogen, denn sie teilten das Inte-
resse des Machterhalts und der Aufrechterhaltung der liberalen Institutionen, denen sie ihre Position verdan-
ken. Diese korrupte Elite handele deshalb gegen das homogene Volksinteresse. Populist:innen sehen sich 
folglich dadurch legitimiert, den homogenen Volkswillen (Anti-Pluralismus) gegen die etablierten Eliten 
(Anti-Elitismus) und gegen die Institutionen der liberalen Demokratie (Anti-Institutionalismus) zu realisie-
ren.  

Weil die Eliten als prinzipiell korrupt wahrgenommen werden, tendiert der Populismus zu einem Schwarz-
Weiß-Weltbild (Manichäismus), demzufolge eine politische Lösung des Konflikts zwischen Eliten und Volk 
nicht möglich ist. Folge dessen ist eine Moralisierung von Politik, die Kompromisse erschwert. Populist:in-
nen weisen in der Regel eine Kategorisierung als rechtsextrem zurück, weil gerade sie die Abschaffung der 
Demokratie durch eine Diktatur der Eliten verhindern möchten, weil sie die direkte Demokratie befürworten 
und die (eigene) Gewaltanwendung zur Durchsetzung politischer Ziele ablehnen. Die unterschiedliche Hal-
tung zur Demokratie sowie zur Gewaltbereitschaft bzw. -billigung bilden daher – zumindest in der Selbst-
wahrnehmung der Populist:innen – Unterscheidungskriterien von Rechtsextremismus und Populismus. 

Im Kontrast dazu wird Rechtspopulismus als der strategische Versuch verstanden, rechtsextreme Ideologie-
elemente in gemäßigter Form zu artikulieren. Ziel ist es, damit an die in der Bevölkerung verbreitete Kritik 
und Skepsis gegenüber Gruppen (wie z. B. Geflüchtete) sowie gegenüber der Demokratie und ihren Eliten 
anzuknüpfen, um damit politische Unterstützung zu gewinnen (z. B. Decker 2018; Küpper et al. 2021, 51 ff; 
tlw. Brettschneider 2023). Rechtspopulismus ist danach eine Ausprägung des Rechtsextremismus, weil die 
dem Anti-Pluralismus zugrundeliegende Vorstellung einer homogenen Bevölkerung die Abwertung und Aus-
grenzung von Minderheiten und Fremden fördere. Weiterhin wird Rechtspopulismus in dieser Lesart durch 
ausgeprägten Autoritarismus definiert, der sich in einer Bereitschaft und Forderung zu Gehorsam, zu Kon-
formismus und zur Bestrafung von Abweichler:innen äußert. Auch ist er durch ein ambivalentes Verhältnis 
zur Gewalt gekennzeichnet: Zwar wird Gewaltbereitschaft ausdrücklich abgelehnt, aber Gewalt zur Herstel-
lung von Konformität durchaus gebilligt. (Rechts-)Populismus wird auch nicht als radikaldemokratische Kri-
tik an der bestehenden Form der Demokratie verstanden, sondern als antidemokratische Überzeugung (ebd.). 

Neurechte Einstellungen sind ebenfalls ein Bestandteil des „Rechtsaußenspektrums“ (Häusler & Küpper 
2019, 147). Dieses Einstellungsmuster ist insbesondere durch Verschwörungserzählungen wie die vom Be-
völkerungsaustausch, die Vorstellung einer Beschränkung des Meinungsdiktats sowie den Aufruf zum Wi-
derstand gegen „die Politik“ und ein autoritäres Einstellungsmuster gekennzeichnet. Ideologische Über-
schneidungen zu Rechtsextremismus und -populismus bestehen, da auch hier die Vorstellung eines 
homogenen Volkes die Grundlage bildet (für detaillierte Ausführungen zu neurechten Ideologien siehe Häus-
ler & Küpper 2021). Nach völkischen Konzepten ist es eine natürliche Ordnung, dass das Kollektivinteresse 
einer Gemeinschaft aus der geteilten Herkunft erwächst. Der Schutz dieser Gemeinschaft gegenüber inneren 
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und äußeren Bedrohungen stellt eine moralische Verpflichtung der Mitglieder dieser Gemeinschaft dar. Auf 
dieser Grundlage erwächst, wie im Populismus, ein Misstrauen gegenüber den etablierten Eliten und ihren 
Institutionen, denen als Ziel die Zerstörung der natürlichen Gemeinschaften und ihre Umbildung zu multi-
kulturellen Gesellschaften unterstellt wird (ebd.). Der Begriff der Eliten dient dabei der Homogenisierung 
pluraler und konkurrierender Entscheidungsträger:innen und Meinungsbildner:innen in Politik, Wissenschaft 
und Medien.  

Diese Vermutungen drücken sich oft in Verschwörungsnarrativen aus (vgl. Häusler & Küpper 2019, 162ff; 
Bergmann 2018). Die Eliten beschränkten die Meinungsfreiheit und strebten danach, die Demokratie abzu-
schaffen. Unter Demokratie wird dabei ausschließlich die Umsetzung des vermeintlich einheitlichen Volks-
willens verstanden. Elemente wie universale Grundrechte, Kompromissbildung und institutionalisierte Ge-
waltenteilung spielen keine Rolle. Immigration sei durch die Eliten gesteuert, um die Bevölkerung in 
Deutschland auszutauschen. „Der“ Feminismus diene dazu, die natürliche Ordnung der Familie als Repro-
duktionsgrundlage der Gemeinschaft zu zerstören. Die Thematisierung des Nationalsozialismus und des Ho-
locaust sei vorrangig ein Mittel, um die völkische Gemeinschaft der Deutschen durch die Betonung kollek-
tiver Schuld verächtlich zu machen. Aus der derart wahrgenommenen Bedrohung der Gemeinschaft und der 
moralischen Verpflichtung zu ihrem Schutz entsteht Wut gegenüber etablierten Eliten und Institutionen, die 
sich in der Aufforderung zum dagegen gerichteten Widerstand zeigt. In ambivalenter Weise gehen mit dieser 
Forderung nach Widerstand zwei autoritäre Wünsche einher: nach Unterordnung unter den die völkische 
Gemeinschaft wahrhaft vertretenden Personen und nach Konformität mit ihrer vermeintlich natürlichen Ord-
nung, wie z. B. einer traditionellen Rollenverteilung zwischen den Geschlechtern. 

 

Um diese Einstellungen zu messen, werden den Befragten analog zur Rechtsextremismusskala 
(vgl. Box I) populistische und neurechte Aussagen zur Beurteilung vorgelegt (vgl. Abb. 35). 
Der Aussage, dass die Eliten gegen die Interessen der Bevölkerung handeln würden, stimmen 
zwei Drittel der Thüringer:innen und damit ähnlich viele wie in den Vorjahren zu. Auch die 
Aussage „Die Politiker sind sich immer einig, wenn es darum geht, ihre Privilegien zu schüt-
zen“ erhält eine gleichbleibend hohe Zustimmung von 83 Prozent. Unter Berücksichtigung der 
statistischen Fehlertoleranz ist somit der populistische Anti-Elitismus, der in diesen beiden 
Aussagen zum Ausdruck kommt, gegenüber 2024 auf unverändert hohem Niveau.  

Der Anti-Institutionalismus wird mit der Ablehnung der Aussage gemessen, dass wichtige 
politische Entscheidungen ausschließlich in gewählten Parlamenten getroffen werden sollten.28 
Die nach Berücksichtigung der Fehlertoleranz unveränderte Ablehnung dieser Aussage ist mit 

 
28 Eine Ablehnung dieser Aussage könnte grundsätzlich nicht nur durch eine populistische Einstellung, sondern 
auch durch den Wunsch nach Stärkung direktdemokratischer Verfahren motiviert sein. Dass Items einer Befragung 
nicht nur das messen, was sie messen sollen (Validität), sondern auch andere Aspekte (Fremddimensionen) ist 
häufig der Fall, weshalb im THÜRINGEN-MONITOR und allen vergleichbaren Befragungen nie nur eine Frage zur 
Erfassung rechtsextremer oder populistischer Einstellungen benutzt wird (vgl. Box I und Box II). Im vorliegenden 
Fall ist es jedoch unwahrscheinlich, dass direktdemokratische Einstellungen gemessen werden, weil der Anteil an 
Thüringer:innen erheblich größer ist, der den zwei folgenden, konkreten Fragen nach direktdemokratischen Ver-
fahren zustimmt (s. u.). 
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27 Prozent im Vergleich zur Zustimmung bei den übrigen populistischen Aussagen am gerings-
ten ausgeprägt.  

Die anti-pluralistische Aussage, dass es im Grunde ein einheitliches Kollektivinteresse der 
Bevölkerung gäbe, findet mit 48 Prozent der Thüringer:innen deutlich mehr Zustimmung als in 
den Vorjahren. Zwar liegt die Zustimmung zu dieser Aussage auf einem vergleichsweise nied-
rigen Niveau, allerdings hat sie mittelfristig seit 2022 an Zustimmung gewonnen. Bei den Aus-
sagen zur direkten Demokratie gibt es nach einem kurzzeitigen Rückgang in 2024 wieder eine 
größere Zustimmung dafür, dass das Volk statt der Politiker:innen die wichtigsten Entschei-
dungen treffen sollte.  

Abb. 35. Aussagen zur Messung populistischer, neurechter und rechtsextremer Ein-
stellungen 
(Zustimmung in Prozent und gruppierte Ladungen einer Faktorenanalyse) 

 
Theoreti-
sche Kon-

zepte 
2025 2024 2023 2022 2021 2020 2019 

Empirische Faktoren 
2025 

I II III 

 (Rechts-)Populismus 

Die Herrschenden und Mächtigen in unserer 
Gesellschaft handeln gegen die Interessen der 
einfachen Bevölkerung. Anti-Elitis-

mus 

66 64 65 64 52 55  
+++   

Die Politiker sind sich immer einig, wenn es da-
rum geht, ihre Privilegien zu schützen. 

83 84 85 81 78   
+++   

Wichtige politische Entscheidungen sollten 
ausschließlich von gewählten Parlamenten ge-
troffen werden. (-) 

Anti-Institu-
tionalismus 

73 75      
--   

Die Bürger in Deutschland sind sich im Prinzip 
einig darüber, was politisch passieren muss. 

Anti-Plura-
lismus 

48 42 40 37    
+ + ++ 

Das Volk, und nicht die Politiker, sollte die 
wichtigsten Entscheidungen treffen. 

Direkte De-
mokratie 

76 70 78 76 65   
+++   

Die Politik muss den wahren Willen des Volkes 
erkennen und ihn so direkt wie möglich in poli-
tische Entscheidungen umsetzen. 

93 91      
+++  + 

Was in der Politik Kompromiss genannt wird, 
ist in Wirklichkeit nur ein Verrat von Prinzi-
pien. 

Manichäis-
mus 

49 48 49 44 38   
+++ +  

Demokratie ist die beste aller Staatsideen (-) 

Idee  

Demokr. 
90 88 88 84 89 87 90 

-- ---  

Für eigene Ziele Gewalt ausgeübt/erwogen  8 6  7 4 7 9  ++  
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Hauptkomponentenanalyse mit Varimax-Rotation, KMO 0,92, Extraktion der Faktorenanzahl mittels 
scree plot und auf Basis des Kaiser-Kriteriums. Die Faktorladungen werden der Übersicht halber kate-
gorisiert berichtet. Faktorladungen mit einem Betrag kleiner als 0,3 werden nicht berichtet, sonst wie 
folgt: +/- >0,3; ++/-- >0,4; +++/--- >0,5. 

 Neurechte Positionen und Autoritarismus 

Heutzutage kann man seine Meinung nicht frei 
äußern, weil man sonst Nachteile haben könnte. 

 

58 52 54 45 45 46 49 
+++ +  

Die herrschenden Eliten verfolgen das Ziel, das 
deutsche Volk durch Einwanderer auszutau-
schen. 

26 25 20 18 14   
+++ ++  

Es ist Zeit, Widerstand gg. die aktuelle Politik 
zu leisten. 

58 65 65 61 37 36  
+++   

In diesen Zeiten brauchen wir unbedingt eine 
starke Hand.  

Autoritaris-
mus 

69 64 60 64 60 64 64 
  +++ 

Wer seine Kinder zu anständigen Bürgern erzie-
hen will, muss von ihnen vor allem Gehorsam 
und Disziplin verlangen. 

53 47 45 46 45 52 61 
  +++ 

 Rechtsextremismus (Ethnozentrismus und Neo-Nationalsozialismus) 

Was unser Land heute braucht, ist ein hartes und 
energisches Durchsetzen deutscher Interessen 
gegenüber dem Ausland.  

Ethnozent-
rismus 

 

   

s.o
. 

++ ++ ++ 

Andere Völker mögen Wichtiges vollbracht ha-
ben, an deutsche Leistungen reicht das aber 
nicht heran.  

 

 +++ + 

Die Bundesrepublik ist durch die vielen Auslän-
der in einem gefährlichen Maße überfremdet.   +++ ++ + 

Die Ausländer kommen nur hierher, um unse-
ren Sozialstaat auszunutzen.   +++ ++ + 

Ausländer sollten grundsätzlich ihre Ehepartner 
unter den eigenen Landsleuten auswählen.  

Neo-Natio-
nalsozialis-

mus 

  +++  

Es gibt wertvolles und unwertes Leben.    +++  

Wie in der Natur sollte sich auch in der Gesell-
schaft immer der Stärkere durchsetzen.    +++ + 

Der Nationalsozialismus hatte auch seine guten 
Seiten.  

 
 +++  

Die Juden haben einfach etwas Besonderes und 
Eigentümliches an sich und passen nicht so 
recht zu uns.  

 

 +++  

Im nationalen Interesse ist unter bestimmten 
Umständen eine Diktatur die bessere Staats-
form.  

 

 ++  
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Während nur knapp die Hälfte die Thüringer:innen denkt, dass sich die Bürger:innen in 
Deutschland einig über notwendige politische Entscheidungen seien, schreiben aber mit 93 Pro-
zent fast alle von ihnen der Politik die Aufgabe zu, den wahren Volkswillen zu erkennen und 
unverfälscht umzusetzen. Es offenbart ein Spannungsverhältnis, wenn die Hälfte der Thürin-
ger:innen die Bürger:innen als uneinig in politischen Fragen einschätzen, aber zugleich fast alle 
von ihnen das Handeln der Politiker:innen an anti-pluralistischen Maßstäben messen: Von den 
Politiker:innen wird gefordert, den „wahren Volkswillen“ zu erkennen und direkt umzusetzen, 
was aber dessen Homogenität voraussetzt. Die manichäische Weltsicht des Populismus hinge-
gen, in der Kompromisse nur Ausdruck unmoralischen Verrats statt politischer Vernunft sind, 
vertritt wie 2024 nur eine Hälfte der Thüringer:innen, während die andere Hälfte sie ablehnt.  

Die Unterstützung für die Demokratie als beste Staatsform, die als ein Unterscheidungskri-
terium zwischen Populismus und Rechtsextremismus angesehen wird (vgl. Box II), ist im Ver-
gleich zu 2024 wieder leicht angestiegen (vgl. dazu ausführlich Kap. IV.1.1). Auch die Bereit-
schaft zur Gewalt, die als weiteres wichtiges Unterscheidungskriterium dient, die sich aber auch 
außerhalb rechtsextremer Kreise finden lässt, ist mit acht Prozent leicht angestiegen.  

Bei den drei neurechten Aussagen finden wir unterschiedliche Entwicklungen. Mit 58 Pro-
zent sind noch einmal mehr Thüringer:innen als in den Vorjahren der Meinung, dass sie ihre 
Meinung nicht frei äußern können, ohne Nachteile zu erfahren. Mit rund einem Viertel ist die 
neurechte Verschwörungserzählung eines durch Eliten geplanten Bevölkerungsaustauschs wei-
terhin und stabil die am wenigsten geteilte neurechte Aussage. Die Forderung, dass Widerstand 
gegen die aktuelle Politik notwendig sei, findet in diesem Jahr mit 58 Prozent wieder weniger 
Zustimmung, nachdem sie in den letzten beiden Jahren auf 65 Prozent angestiegen war. Hinge-
gen unterstützen mehr Thüringer:innen als im Vorjahr die autoritären Aussagen zur Notwen-
digkeit einer starken Hand sowie zu Gehorsam und Disziplin als vorrangigem Erziehungsziel. 
Der Wunsch nach einer starken Hand erreicht sogar den Höchststand im Vergleich der vergan-
genen sechs Jahre. 

Werden – analog zur Rechtsextremismusskala (vgl. Box I) – die beschriebenen Aussagen 
gemeinsam mit den rechtsextremen Aussagen daraufhin geprüft, in welchem Maße sie mitei-
nander zusammenhängen, zeigt sich das aus den Vorjahren bekannte Muster: Weder eine klare 
Trennung noch eine Gleichsetzung von Rechtsextremismus, Populismus und neurechten Ein-
stellungen wird den Differenzierungen und wechselseitigen Bezügen der politischen Einstel-
lungen der Thüringer:innen gerecht. Allerdings sind die drei prägenden Einstellungsmuster 
nicht mehr wie in den vergangenen zwei Jahren Populismus, autoritärer Ethnozentrismus und 
rechtsextreme Demokratieablehnung. Es zeigen sich zwar weiterhin drei prägende Einstel-
lungsmuster. Allerdings sind die Einstellungen und die abgefragten Aussagen teilweise in an-
derer Form miteinander verknüpft. Daher lassen sich auf Basis einer Faktorenanalyse die drei 
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Einstellungsmuster Populismus, Rechtsextremismus und Autoritarismus mit antipluralistischen 
Zügen (vgl. Abb. 35) unterscheiden.29  

Dem ersten Faktor „Populismus“ (I) lassen sich eindeutig die populistischen Aussagen zu-
ordnen – mit Ausnahme der Aussage zu einem einheitlichen Volksinteresse. Zusätzlich sind 
diese populistischen Einstellungen mit allen neurechten Aussagen verbunden. Im Unterschied 
zu den Vorjahren 2024 und 2023 ist aber die autoritäre Forderung nach einer starken Hand nicht 
dem Populismus zugeordnet. Hingegen lassen sich die ethnozentrischen Aussagen zu Über-
fremdung und Sozialstaatsausnutzung dem Einstellungsmuster „Populismus“ in Thüringen zu-
ordnen. Entgegen der theoretischen Annahmen basiert somit der einstellungsmäßige Populis-
mus in Thüringen wie in den Vorjahren nicht auf der Vorstellung eines homogenen 
Volkswillens, sondern vorrangig auf dem Anti-Elitismus und dem Anti-Institutionalismus, auch 
wenn die Forderung an die Politiker:innen antipluralistische Tendenzen implizieren (s.o.). Ob-
wohl bereits im Jahr 2022 Ansätze dazu zu erkennen waren, gilt in diesem Jahr erstmalig seit 
Erfassung des Populismus als Einstellungsmuster im THÜRINGEN-MONITOR, dass populistische 
Einstellungen mit einer geringeren Überzeugung von der Demokratie als der besten aller Staats-
ideen einhergehen.  

In diesem Jahr bildet der einstellungsmäßige Rechtsextremismus einen eigenständigen Fak-
tor (II), der im Wesentlichen eine Verbindung aus den in den Jahren 2023 und 2024 erkennbaren 
Faktoren autoritärer Ethnozentrismus und rechtsextreme Demokratieablehnung bildet. In ihm 
vereinen sich die ethnozentrischen Aussagen zum Durchsetzen deutscher Interessen, der Über-
legenheit deutscher Leistungen, zum ethnisch homogenen Heiraten sowie die neo-nationalso-
zialistischen Aussagen zum Recht des Stärkeren, von wertem und unwertem Leben, die Vertei-
digung des historischen Nationalsozialismus, die Befürwortung einer nationalen Diktatur und 
der Antisemitismus (vgl. auch Kap. IV.2.1). Auch Demokratieablehnung und Gewaltbefürwor-
tung gehören dazu. In den Vorjahren hingen die ethnozentrischen und die neo-nationalsozialis-
tischen Einstellungen weniger zusammen und bildeten daher getrennte Faktoren bzw. trennten 
sich in ethnozentrische Gesellschaftsvorstellungen und rechtsextreme Demokratieablehnung 
(2024). Bereits in früheren THÜRINGEN-MONITORen (z. B. THÜRINGEN-MONITOR 2023 (Reiser 
et al. 2024, 98 und Best & Vogel 2022), konnte beobachtet werden, dass die beiden Unterdi-
mensionen des Rechtsextremismus umso enger miteinander verbunden sind, je geringer ihre 
Verbreitung ist. Das kann damit erklärt werden, dass bei geringerer Verbreitung der harte Kern 

 
29 Die Stärke des Zusammenhangs zwischen einer Aussage und einem Faktor wird durch die sogenannten Faktor-
ladungen in den letzten drei Spalten von Abb. 35 angegeben. Eine Faktorladung von 0 bedeutet keinen Zusam-
menhang mit dem jeweiligen Faktor, eine Faktorladung von +/- 1 bedeutet, dass die Zustimmung zu der jeweiligen 
Aussage exakt im selben Ausmaß ansteigt (sinkt), je mehr die Zustimmung zu den übrigen Aussagen ansteigt 
(sinkt). In der Praxis werden nur Faktorladungen mit einem Betrag größer als 0,3 berücksichtigt. Für die Identifi-
kation der Faktoren ist es wichtig, dass jede Aussage möglichst nur auf einem Faktor zugeordnet werden kann, 
d. h., dass sie nur eine sehr hohe Faktorladung besitzt. Nebenladungen auf andere Faktoren treten immer wieder 
auf. Sind sie ähnlich hoch wie Hauptladungen, können Aussagen mehreren Faktoren zugeordnet werden.  
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derjenigen anteilsmäßig stärker ins Gewicht fällt, die ethnozentrische Einstellungen mit neo-
nationalsozialistischen Gesellschafts- und Politikvorstellungen ideologisch aufladen. 

Ebenfalls abweichend von den Vorjahren zeigt sich als drittes Einstellungsmuster erstmals 
ein „Autoritarismus mit antipluralistischen Zügen“ (III). Dieses ist geprägt durch die Kombi-
nation aus den beiden autoritären Aussagen „In diesen Zeiten brauchen wir unbedingt eine 
starke Hand“ und „Wer seine Kinder zu anständigen Bürgern erziehen will, muss von ihnen vor 
allem Gehorsam und Disziplin verlangen“, den anti-pluralistischen Einstellungen sowie der Zu-
stimmung zum harten Durchsetzen deutscher Interessen. Diese Einstellungen bildeten in den 
vergangenen beiden Jahren kein eigenständiges es Einstellungsmuster, vielmehr ließen sich die 
autoritären und die antipluralistischen Aussagen dem autoritären Ethnozentrismus zuordnen. 

Manche Aussagen lassen sich nicht trennscharf einem Faktor zuordnen und geben daher 
Auskunft über inhaltliche Querverbindungen zwischen den drei Einstellungsmustern. Dabei 
lassen sich Überschneidungen zwischen Populismus und Rechtsextremismus im Hinblick auf 
die ethnozentrische Forderung nach dem Durchsetzen deutscher Interessen und der Migrations-
kritik (wahrgenommene Überfremdung und Sozialstaatsausnutzung) feststellen, die auch die 
Verschwörungserzählung vom Bevölkerungsaustausch umfasst. Weitere wechselseitige An-
knüpfungspunkte bestehen (erstmalig) bei der Ablehnung der Demokratie als bester Staatsidee, 
der Wahrnehmung eingeschränkter Meinungsfreiheit, sowie der manichäischen Ablehnung von 
Kompromissen und der antipluralistischen Vorstellung einer in politischen Fragen konsensua-
len Bevölkerung.  

Überschneidungen zwischen Populismus und Autoritarismus bestehen hinsichtlich des An-
tipluralismus und damit zusammenhängend der direkten Umsetzung des Volkswillens durch die 
Politiker:innen sowie bei den drei ethnozentrischen Aussagen zum Durchsetzen deutscher In-
teressen und der Migrationskritik (wahrgenommene Überfremdung und Sozialstaatsausnut-
zung). Durch diese drei ethnozentrischen Aussagen und den Antipluralismus sind auch Autori-
tarismus und Rechtsextremismus verbunden. Diese sind zudem durch die Befürwortung des 
Rechts des Stärkeren und die Vorstellung von der Überlegenheit deutscher Leistungen mitei-
nander verbunden. 

Zusammenfassend bilden Populismus und Rechtsextremismus, wie in den Vorjahren, wei-
terhin getrennte Faktoren, die jedoch Anknüpfungspunkte im ethnozentrischen Denken aufwei-
sen. Es gibt jedoch auch drei markante Unterschiede zu den Vorjahren. Erstens ist der Populis-
mus erstmals mit der Ablehnung der Demokratie als beste Staatsidee verknüpft. Zweitens sind 
die beiden vormals getrennten Unterdimensionen des autoritären Ethnozentrismus und die 
rechtsextreme Demokratieablehnung nun als Rechtsextremismus miteinander verknüpft und 
drittens, bildet der Autoritarismus gemeinsam mit antipluralistischen Tendenzen einen eigen-
ständigen Faktor. Diese Unterschiede lassen sich zum Großteil auf die gestiegene Zustimmung 
zu autoritären Aussagen und die gesunkene Zustimmung zu ethnozentrischen und 
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sozialdarwinistischen Aussagen zurückführen. So ist der Autoritarismus offensichtlich auch un-
ter nicht-rechtsextremen und nicht-populistischen Thüringer:innen angestiegen. Zudem hat sich 
durch den Rückgang des Anteils von Personen mit ethnozentrischen Einstellungen in der Be-
völkerung der relative Anteil zu Gunsten jener Personen verschoben, die zusätzlich zu ethno-
zentrischen Aussagen auch antidemokratische und neo-nationalsozialistische Aussagen teilen. 

Aus der langjährigen Zeitreihe des THÜRINGEN-MONITORs ist bekannt, dass die Anknüp-
fungspunkte und Überschneidungen zwischen den Einstellungsmustern variieren. Die Entwick-
lung dieser Überschneidungen wird daher im Folgenden genauer betrachtet.30 Um die für einen 
zeitlichen Vergleich der Einstellungsmuster notwendige Konstanz der Messung zu gewährleis-
ten, wird statt der in 2025 identifizierten Faktoren auf die in 2023 und 2024 prägende Dreitei-
lung von Populismus, autoritärem Ethnozentrismus und rechtsextremer Demokratieablehnung 
zurückgegriffen. Dieses Vorgehen begründet sich damit, dass erstens diese Dreiteilung in zwei 
der drei untersuchten Jahre prägend war. Zweitens stellt der im aktuellen Jahr 2025 festgestellte 
Faktor Rechtsextremismus eine Verbindung der in den Jahren 2023 und 2024 festgestellten 
Faktoren autoritärer Ethnozentrismus und rechtsextreme Demokratieablehnung dar.31 Drittens 
kann der neue „Autoritarismus mit antipluralistischen Zügen“ nicht mit den Vorjahren vergli-
chen werden. Davon abgesehen bestätigt diese Dynamik, dass weiterhin die Fluidität der wech-
selseitigen Anknüpfungspunkte und Überschneidungen untersucht werden sollte.  

Im Zeitverlauf ist der Anteil von populistisch eingestellten Personen in Thüringen nach Ab-
zug der statistischen Fehlertoleranz mit ca. 60 Prozent stabil geblieben (vgl. Abb. 36). In 2025 
teilen 34 Prozent dieser populistisch eingestellten Personen – das entspricht 18 Prozent aller 
Thüringer:innen – weder einen autoritären Ethnozentrismus noch die rechtsextrem motivierte 
Demokratieablehnung. Sie sind also anti-elitistisch und anti-institutionalistisch eingestellt und 
teilen auch fremdenskeptische bis -feindliche Aussagen, lehnen allerdings weitere rechtsext-
reme Denkweisen, wie Sozialdarwinismus, Rassismus oder Antisemitismus eher ab und befür-
worten auch keine Diktatur. Dieser Anteil ist seit 2023 deutlich gesunken – von damals 

 
30 Für diesen Vergleich werden die Aussagen nicht einbezogen, die 2023 nicht (Gewaltaffinität) oder noch nicht 
(Manichäismus und direkte Demokratie) erhoben wurden. Ungeachtet ihrer seit 2024 von 2023 abweichenden 
Neuformulierung wird jedoch die Frage nach der Rolle der Parlamente einbezogen, weil die Umformulierung 
sinnerhaltend war und sich ähnliche Zustimmungswerte finden. Es werden die Aussagen, die am stärksten mitei-
nander verbunden sind und daher zu je einem Faktor gehören, zu drei Skalen zusammengefasst. Die Befragten, 
die den zu einem Faktor gehörenden Aussagen im Durchschnitt zustimmen, werden in die drei Gruppen populis-
tisch, autoritär ethnozentrisch und rechtsextrem antidemokratische Personen eingeordnet. Die zwischen den Fak-
toren bestehenden Querverbindungen werden bei der Erstellung der Skalen berücksichtigt und zeigen sich an-
schließend in der Überschneidung zwischen den drei Gruppen. Konkret wurden die Aussagen zu einer 
Mittelwertskala zusammengefasst, die auf einen gemeinsamen Faktor mit mindestens der Faktorladung (Betrag) 
0,4 laden. Laden Aussagen auf mehrere Faktoren mit mindestens diesem Betrag, werden sie für alle diese Skalen 
berücksichtigt. Auch wurden Befragte berücksichtigt, die bei einer Aussage pro Skala eine fehlende Antwort auf-
weisen.  
31 Dieses Vorgehen ist auch zusätzlich deshalb begründet, weil eine Detailanalyse zeigt, dass die Zweiteilung zwi-
schen Ethnozentrismus und neo-nationalsozialistischen Aussagen auch in 2025 besteht, wenn nur die rechtsextre-
men Aussagen einbezogen werden. 
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47 Prozent (28 Prozent aller Thüringer:innen) über 42 Prozent in 2024 (23 Prozent aller Thü-
ringer:innen) auf nun 34 Prozent (18 Prozent der Thüringer:innen). 

Abb. 36. Populistische und rechtsextreme Einstellungen in Thüringen 2023-2025 
(in Prozent)1 

 

1 Lesehilfe: 60 Prozent aller Thüringer:innen teilten in den Jahren 2023 und 2024 populistische Einstel-
lungen, im Jahr 2025 sind es 58 Prozent. Im Jahr 2025 teilten 18 Prozent der Thüringer:innen ausschließ-
lich populistische Einstellungen; in den Jahren 2024 und 2023 lag dieser Anteil bei 23 bzw. 28 Prozent. 
Darüber hinaus weisen in den Jahren 2023 und 2024 jeweils 23 Prozent der Befragten sowohl populis-
tische als auch autoritär-ethnozentrische Einstellungen auf; im Jahr 2025 beträgt dieser Anteil 29 Pro-
zent. Alle nicht zahlenmäßig ausgewiesenen Untergruppen kommen bei weniger als einem Prozent der 
Bevölkerung vor. 
2 Rundungsbedingt und wegen der unterschiedlichen Anzahl fehlender Werte bei getrennter und gemein-
samer Betrachtung der Gruppen entsprechen die Anteilswerte für die Untergruppen nicht immer den 
Gruppenanteilen insgesamt. 

 

Im THÜRINGEN-MONITOR von 2025 weisen 55 Prozent der populistisch eingestellten Personen 
– das entspricht 29 Prozent der Thüringer:innen – zugleich autoritären Ethnozentrismus auf, sie 
teilen also auch die in der rechtsextremen Ideologie verankerten Ungleichwertigkeitsvorstel-
lungen. Weitere zehn Prozent von ihnen – das entspricht fünf Prozent aller Thüringer:innen – 
lehnen zusätzlich die Demokratie aus rechtsextremen Motiven heraus ab.  

Damit teilt in 2025 eine deutliche Mehrheit von 66 Prozent der einstellungsmäßigen Popu-
list:innen zugleich mindestens eines der beiden rechtsextremen Einstellungsmuster. Dieser An-
teil betrug in 2023 noch 53 Prozent, in 2024 bereits 57 Prozent. Der einstellungsmäßige 
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Populismus in Thüringen hat sich also in den vergangenen drei Jahren zwar nicht weiterver-
breitet, aber deutlich weiter in Richtung Rechtspopulismus entwickelt und wird in diesem Sinne 
im Folgenden stets als (Rechts-)Populismus bezeichnet. Das Verhältnis zwischen Rechtsextre-
mismus und (Rechts-)Populismus erweist sich damit einmal mehr als fluide und flexibel. Po-
pulismus wird auch in der internationalen Forschung so skizziert, dass seine Ausprägung von 
den sozialen und politischen Rahmenbedingungen abhängig ist (Mudde & Kaltwasser 2012). 
Das weist gemeinsam mit den vorliegenden Ergebnissen zur Entwicklung in den letzten drei 
Jahren daraufhin, dass seine Nähe zum Rechtsextremismus nicht zwangsläufig ist und durch 
politische Gestaltung und Dynamik auch wieder gelockert werden kann. 

 

IV.2.3 Einflussfaktoren auf Rechtsextremismus und (Rechts-)Populismus 

Eine zentrale Aufgabe des THÜRINGEN-MONITORs ist es, die Erklärungsfaktoren für diese 
rechtsextremen und (rechts-)populistischen Einstellungen zu untersuchen. Neben den im THÜ-

RINGEN-MONITOR regelmäßig untersuchten Erklärungsfaktoren werden in diesem Jahr zusätz-
lich die im Schwerpunktthema „Gesellschaftlicher Zusammenhalt“ behandelten Aspekte (vgl. 
Kap. III.) in die Analyse miteinbezogen. So können die Wahrnehmungen und Einschätzungen 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt und zur kollektiven Identität mit populistischen und 
rechtsextremen Einstellungen zusammenhängen. Dazu wird im Folgenden zum einen unter-
sucht, inwiefern es einen Zusammenhang zwischen dem sozialen Vertrauen in andere Mitmen-
schen mit diesen Einstellungsmustern gibt (vgl. u. a. Heitmeyer 2018). Zum anderen prüfen 
wir, inwiefern sie mit der Identifikation mit Thüringen sowie mit den Vorstellungen, wie man 
Mitglied der sozialen Gemeinschaft der Thüringer:innen wird, zusammenhängen (vgl. u. a. 
Norris & Inglehart 2019; Merkel 2017).  

Unsere Analyse zeigt zunächst einen Zusammenhang zwischen dem Vertrauen in Mitmen-
schen und rechtsextremen bzw. rechtspopulistischen Einstellungen: Je mehr die Thüringer:in-
nen ihren Mitmenschen vertrauen, umso geringer ist ihre Neigung zu Rechtsextremismus und 
(Rechts- )Populismus (vgl. Abb. 37). So sind unter denjenigen, die das geringste soziale Ver-
trauen („nein, kann den meisten Menschen nicht vertrauen“) haben, mit 32 Prozent knapp ein 
Drittel rechtsextrem sowie vier von fünf (rechts-)populistisch eingestellt. Hingegen liegen die 
Anteile jener, die rechtsextrem bzw. (rechts-)populistisch eingestellt sind, bei jenen, die anderen 
Menschen vertrauen, mit zehn Prozent bzw. 42 Prozent deutlich niedriger. Auch ein eigenes 
ehrenamtliches Engagement als Ausdruck der Gemeinwohlorientierung und der sozialen In-
tegration geht mit geringeren rechtsextremen und (rechts-)populistischen Einstellungen einher: 
Während unter den Thüringer:innen, die sich nie ehrenamtlich engagieren, 24 Prozent rechts-
extreme und 64 Prozent (rechts-)populistische Einstellungen teilen, sind es unter denen, die sich 
mindestens einmal in der Woche in einem Ehrenamt engagieren, mit zwölf bzw. 52 Prozent 
signifikant weniger.  
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Abb. 37. Vertrauen in Mitmenschen und (rechts-)populistische bzw. -extreme Einstel-
lungen 
(in Prozent) 

Ein weiterer Fokus des Schwerpunktthemas liegt auf der emotionalen Verbundenheit mit Thü-
ringen bzw. anderen regionalen Identitäten, wie z. B. der eigene Wohnort, Deutschland oder 
Europa. Diese sind jeweils mit spezifischen Vorstellungen von Zugehörigkeit und daraus er-
wachsenden Folgen für weitere politische Einstellungen verbunden (vgl. Kap. III.1). Fragen wir 
die Thüringer:innen, mit welcher dieser verschiedenen Einheiten sie sich am stärksten identifi-
zieren, sind (Rechts-)Populismus und insbesondere Rechtsextremismus unter denjenigen – mit 
weitem Abstand – am geringsten ausgeprägt, die sich in erster Linie Europa zugehörig fühlen 
(vgl. Abb. 38). Das bekräftigt den sogenannten kulturalistischen Erklärungsansatz (vgl. u. a. 
Norris & Inglehart 2019; Merkel 2017), dem zufolge Rechtsextremismus und Rechtspopulis-
mus auch Gegenreaktionen auf wirtschaftliche und kulturelle Entgrenzungen sind. Denn Eu-
ropa steht von allen genannten regionalen Einheiten am meisten für ein universales, Grenzen 
überwindendes Projekt. Umgekehrt weisen diejenigen, die eine vorrangige Zugehörigkeit ins-
besondere zu Ostdeutschland, aber auch zu Thüringen, angeben, die höchsten Anteile von Per-
sonen mit rechtsextremen und (rechts-)populistischen Einstellungen auf. Die vorrangige Ver-
bundenheit mit der eigenen Gemeinde, der Region und mit Deutschland weisen mittlere Anteile 
auf. Befragt man Thüringer:innen nach ihrem Grad der Verbundenheit mit Thüringen, zeigt sich 
ein kurvilinearer Zusammenhang: Personen, die sich „eher wenig“ oder „eher stark“ mit Thü-
ringen verbunden fühlen, weisen unterdurchschnittlich häufig rechtsextreme bzw. (rechts-)po-
pulistische Einstellungen auf. Demgegenüber treten solche Einstellungen sowohl bei Thürin-
ger:innen, die sich „überhaupt nicht“, als auch bei jenen, die sich „sehr stark“ mit Thüringen 
verbunden fühlen, überdurchschnittlich häufig auf (vgl. Abb. 38). Besonders ausgeprägt sind 
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(rechts-)populistische Einstellungen bei denjenigen, die eine sehr starke Verbundenheit mit 
Thüringen angeben (64 Prozent). 

Abb. 38. Kollektive Identifikation und (rechts-)populistische bzw. -extreme Einstel-
lungen  
(in Prozent) 

 

 

 

Möglicherweise spielen dafür unterschiedliche Vorstellungen von Zugehörigkeit eine Rolle. 
Daher haben wir – wie bereits in den THÜRINGEN-MONITORen 2012 (vgl. Best et al. 2012, 28ff.) 
und 2018 (vgl. Reiser et al. 2018, 47ff.) – gefragt, wie man Zugehörigkeit zur Gemeinschaft in 
Thüringen erwirbt. Dies ist eine besonders wichtige Frage, da sie zeigt, wie offen die Gemein-
schaft der Thüringer:innen ist. So schließen bestimmte Kriterien, u. a. solche, die man nicht 
oder nur schwer erwerben kann, bestimmte Personen und Gruppen aus und erschweren die In-
tegration. Wir haben deshalb im THÜRINGEN-MONITOR danach gefragt, wie wichtig verschie-
dene Aspekte dafür sind, ein:e Thüringer:in zu sein (vgl. Best & Salheiser 2012; Reiser et al. 
2018; vgl. dazu auch Kap. III.2.2): in Thüringen geboren zu sein, lange in Thüringen zu leben, 
sich als Thüringer:in zu fühlen und Thüringer Traditionen zu pflegen (vgl. Abb. 39). Insgesamt 
zeigt sich ein Zusammenhang zwischen rechtsextremen und (rechts-)populistischen 

Verbundenheit mit 
Thüringen 

Wozu fühlen Sie sich 
in erster Linie zuge-
hörig? Mit … 
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Einstellungen einerseits und den Kriterien, um als Thüringer:in zu gelten: So sind unter denje-
nigen, die keines der genannten vier Kriterien als wichtig ansehen, um als Thüringer:in zu gel-
ten, elf Prozent rechtsextrem und 38 Prozent populistisch eingestellt. Diese Anteile steigen auf 
32 bzw. 74 Prozent unter denen, die alle vier Kriterien als wichtig ansehen, die also die Thürin-
ger Zugehörigkeit als am meisten exklusiv und geschlossen verstehen. 

Besonders deutlich ist der Unterschied bei Geburtsort und Lebensdauer in Thüringen, also 
bei Kriterien, die nicht in subjektiven Emotionen oder Handlungen gründen (vgl. Abb. 39). 
Unter denjenigen, denen diese beiden Kriterien „eher“ und „sehr wichtig“ sind, sind rechtsext-
reme Einstellungen um 20 bzw. 16 Prozentpunkte erhöht und (rechts-)populistische Einstellun-
gen um 23 bzw. 21 Prozentpunkte. Bei den subjektiven Kriterien „fühlen“ und „Traditionen 
pflegen“ sind die Unterschiede bei rechtsextremen Einstellungen mit je elf Prozentpunkten et-
was schwächer ausgeprägt, bei den (rechts-)populistischen Einstellungen gilt das nur dafür, sich 
als Thüringer:in zu fühlen. Diejenigen hingegen, die das Pflegen von Thüringer Traditionen als 
wichtig ansehen, weisen mit 28 Prozentpunkten deutlich häufiger (rechts-)populistische Ein-
stellungen auf als diejenigen, die die Pflege von Traditionen als unwichtig ansehen.  

Das Kriterium Geburtsort in Thüringen hängt im Vergleich aller Kriterien am deutlichsten 
mit dem einstellungsmäßigen Rechtsextremismus zusammen, während es für die (Rechts-)Po-
pulist:innen das aktive Pflegen Thüringer Traditionen ist. Diese Muster entsprechen in der Ten-
denz jenen, die auch im THÜRINGEN-MONITOR 2018 (vgl. Reiser et al. 2018) festgestellt wur-
den. Das deutet bei allen Gemeinsamkeiten zwischen beiden Einstellungsmustern auf die zu 
Grunde liegenden, unterschiedlichen Vorstellungen von Zugehörigkeit hin, die beim Rechtsext-
remismus auf biologischer Basis geschlossen ist und beim (Rechts-)Populismus zumindest in 
der Tendenz durch eigenes Handeln erwerbbar und damit prinzipiell offener ist. 

Abb. 39. „Thüringer:in-Sein“ und (rechts-)populistische bzw. -extreme Einstellungen  
(in Prozent) 
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Die Erklärungsansätze für rechtsextreme und (rechts-)populistische Einstellungen, die auf den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und Zugehörigkeit fokussieren, werden nun durch die folgen-
den, im THÜRINGEN-MONITOR regelmäßig untersuchten Erklärungsfaktoren zu einer umfassen-
den und vergleichenden Analyse integriert, die die relative Wichtigkeit der einzelnen Faktoren 
zeigen kann. 

Nach der Modernisierungsverliererthese (Rydgren 2007; Ivarsflaten 2005) verschärfen 
sich im Zuge von Globalisierung, Industrietransformation und Digitalisierung insbesondere für 
Personen mit geringen sozioökonomischen Ressourcen32 der Konkurrenzdruck und die wirt-
schaftliche Unsicherheit, weil sie deren üblicherweise im nationalstaatlichen Rahmen erworbe-
nen Kompetenzen entwerten. Die Globalisierung kann in Gestalt verstärkter Arbeitskräftezu-
wanderung als Konkurrenz um Arbeitsplätze wahrgenommen werden. Rechtsextreme und 
rechtspopulistische Einstellungen können dann Reaktionen darauf sein, um diese Bedrohung 
durch Migrationsbeschränkungen oder durch die Etablierung einer Vorzugsstellung von Etab-
lierten gegenüber Zugewanderten abzumildern.  

Weiter spielen Deprivationserfahrungen eine zentrale Rolle, d.h. die Wahrnehmung des 
eigenen Status als benachteiligt oder von Verlust bedroht oder ein negativ ausfallender Ver-
gleich der eigenen Gruppe gegenüber anderen Gruppen (Rippl & Baier 2005; Walker & Pet-
tigrew 1984). Sie verstärken rechtsextreme und populistische Einstellungen aus zwei Gründen: 
sie rufen Feindseligkeit gegenüber den als privilegiert empfundenen Gruppen hervor oder sie 
begünstigen die Abwertung dritter Gruppen, weil diese Abwertung das eigene Selbstwertgefühl 
aufrechterhält (Klein et al. 2008). Der den Deprivationserfahrungen zu Grunde liegende Ver-
gleich bezieht sich auf unterschiedliche Referenzpunkte. Individuelle Deprivation erfasst die 
Frage, ob man im Vergleich zu anderen das Gefühl hat, den gerechten Anteil (bzw. mehr) an 
der Gesellschaft zu erhalten oder ob man weniger erhält. Die Statusverlustangst basiert hin-
gegen auf einem negativ ausfallenden Vergleich zwischen der gegenwärtigen individuellen Si-
tuation und der erwarteten Zukunft (Redersdorff & Guimond 2006).33 Kollektive Deprivation 
wird durch die Wahrnehmung der Benachteiligung einer für die eigene Identität zentralen 
Gruppe ausgelöst. Der THÜRINGEN-MONITOR nimmt dabei vor allem die Wahrnehmung einer 
Benachteiligung der Ostdeutschen als Gruppe in den Blick (kollektive Ostdeprivation)34 und 
die individuelle Erfahrung, als Ostdeutsche(r) benachteiligt worden zu sein (Ost-Diskriminie-
rungserfahrung). 

 
32 Die sozioökonomische Ressourcenausstattung wird mittels des Bildungsgrads, des Erwerbs- und Berufsstatus 
(arbeitslos oder prekär beschäftigt bzw. (Fach-)Arbeiter)) sowie des Haushaltseinkommens gemessen. Zusätzlich 
werden sozialstrukturelle Einflussfaktoren, wie Geschlecht und Alter berücksichtigt. 
33 Sie wird durch die Zustimmung zur Aussage „Es macht mir Sorgen, durch die gesellschaftliche Entwicklung 
immer mehr auf die Verliererseite des Lebens zu geraten“ gemessen. 
34 Sie wird gemessen über die Wahrnehmung einer negativen Einheitsbilanz („Einheit hat für mich persönlich mehr 
Nach- als Vorteile gebracht“) und der empfundenen Abwertung des ostdeutschen Bevölkerungsteils durch den 
westdeutschen („Westdeutsche behandeln Ostdeutsche als Menschen zweiter Klasse“). 
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Zudem ist die Haltung zur Demokratie (Ablehnung oder Unterstützung) relevant.35 Wenn 
Deprivations- und Bedrohungsgefühle auf fehlendes Vertrauen in die demokratischen Instituti-
onen und Akteure treffen, diese Problemlagen zu verringern oder zu bewältigen, verbleibt Aus-
grenzung und Abwertung anderer Gruppen als Mittel zur Aufrechterhaltung des eigenen Selbst-
wertgefühls. Zugleich gewinnt der Wunsch nach der Etablierung einer alternativen politischen 
Ordnung, die auf dieser Ungleichwertigkeitsvorstellung aufbaut, größere Unterstützung. Eine 
andere mögliche Reaktion ist die politische Partizipation, die ein Gefühl politischer Selbst-
wirksamkeit und Teilhabe erzeugen kann, was zu einer positiveren Beurteilung eigener Gestal-
tungsmöglichkeiten führen kann und deshalb den Rückgriff auf kollektive Abwertungsstrate-
gien unwahrscheinlicher macht.36 Als weitere Erklärungsfaktoren werden im THÜRINGEN-
MONITOR die Präferenz für traditionale Lebensführungsmodelle einbezogen,37 eine autoritäre 
Persönlichkeitsstruktur und die soziale Dominanzorientierung38 (für eine genaue Beschreibung 
vgl. z. B. Reiser et al. 2019, 57). 

Werden alle Erklärungsfaktoren gleichzeitig betrachtet (Spalten I in Tab. 5 im Anhang) zeigt 
sich, dass das Vertrauen in die Mitmenschen in keinem Zusammenhang zu rechtsextremen oder 
(rechts-)populistischen Einstellungen steht. Das Gleiche gilt für Verbundenheit mit Thüringen 
und die Zugehörigkeitskriterien „als Thüringer:in fühlen“ und „Thüringer Traditionen pflegen“. 
Nur das ehrenamtliche Engagement geht mit geringerem Rechtsextremismus einher, die beiden 
am stärksten exkludierend wirkenden Zugehörigkeitskriterien „in Thüringen geboren“ und 
„längere Zeit in Thüringen gelebt“ mit erhöhtem Rechtsextremismus. Für den (Rechts-)Popu-
lismus ist das ehrenamtliche Engagement ebenso als Hemmfaktor relevant.39 

Die emotionale Bindung an eine Gruppe wie die der Thüringer:innen ist also nicht zwingend 
ein Schutz vor der Ausbildung rechtsextremer und (rechts- )populistischer Einstellungen. Sie 
kann sich z. B. auf den (Rechts-)Populismus gar nicht auswirken. Oder sie erleichtert die Aus-
bildung rechtsextremer Einstellungen. Dies gilt aber nur dann, wenn die kollektive Identität als 
Thüringer:in vorrangig an Kriterien geknüpft wird, die nur schwer oder überhaupt nicht durch 

 
35 Fehlende Demokratieunterstützung, d. h. die distanzierte bis ablehnende Haltung zur bestehenden repräsentati-
ven Demokratie, misst der THÜRINGEN-MONITOR durch das Gefühl eines fehlenden Einflusses der Bevölkerung 
auf die Politik, von fehlendem Vertrauen in die Bundes- und Landesregierung, die Demokratieunzufriedenheit und 
die Ablehnung der Vorstellung, dass die Demokratie die beste aller Staatsideen ist. 
36 Politische Partizipation wird gemessen über die Bereitschaft, sich an Politiker:innen zu wenden, an Unterschrif-
tensammlungen oder genehmigten Demonstrationen teilzunehmen, in Parteien oder Bürgerinitiativen mitzuarbei-
ten. 
37 Seit dem THÜRINGEN-MONITOR 2019 wird der Wunsch nach der Aufrechterhaltung traditional fundierter kol-
lektiver Identität über die Zustimmung zur Aussage „Wir sollten uns wieder stärker auf unsere Traditionen besin-
nen“ erfasst. 
38 Die soziale Dominanzorientierung wird anhand der Zustimmung zu den beiden Aussagen „Manche Gruppen 
von Menschen sind anderen einfach überlegen“ und „Um im Leben voranzukommen, muss man sich über andere 
hinwegsetzen“ erhoben. 
39 So erhöht z. B. die Statusverlustangst den (Rechts-)Populismus. Zugleich ist sie bei weniger Kontakten größer, 
sodass bei getrennter Betrachtung der Eindruck eines direkten Zusammenhangs zwischen Kontakthäufigkeit und 
(Rechts-)Populismus entsteht. Aber Personen mit viel und mit wenig Kontakten unterscheiden sich nur dann im 
Ausmaß ihres (Rechts-)Populismus, wenn sie sich zugleich in ihrer Statusverlustangst unterscheiden, sonst nicht. 
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Außenstehende erworben werden können, somit geschlossen und exkludierend ist. Es muss an 
dieser Stelle aber noch einmal daran erinnert werden, dass selbst unter jenen Thüringer:innen, 
die die Thüringer Identität an die Geburt vor Ort knüpfen und damit als sehr geschlossen ima-
ginieren, dennoch nur eine, wenn auch deutliche Minderheit von 20 Prozent rechtsextreme Ein-
stellungen teilt. 

Ähnlich wie in den Vorjahren lassen sich der einstellungsmäßige Rechtsextremismus kaum 
und der (Rechts-)Populismus in Thüringen überhaupt nicht durch soziodemografische Faktoren 
oder die tatsächliche soziale Lage erklären. Allein unter Frauen und über 60jährigen ist der 
Rechtsextremismus etwas geringer ausgeprägt, unter (Fach-)Arbeiter:innen etwas mehr. Dage-
gen spielen weder Bildung noch das Haushaltseinkommen, weder Arbeitslosigkeit oder prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse eine Rolle. Erneut ist, wie in den Vorjahren auch, die wahrgenom-
mene soziale Lage deutlich relevanter. Das Gefühl, man selbst erhalte im Vergleich zu anderen 
in Deutschland nicht den gerechten Anteil, geht mit verstärkten rechtspopulistischen, nicht je-
doch verstärkten rechtsextremen Einstellungen einher. Statusverlustangst, d.h. die Befürchtung, 
dass es einem zukünftig selbst schlechter gehen wird und das Gefühl, dass die Ostdeutschen als 
Gruppe benachteiligt sind, verstärken rechtsextreme und (rechts-)populistische Einstellungen. 
Persönliche Diskriminierungserfahrungen hingegen spielen in diesem Jahr nur für (rechts-)po-
pulistische Einstellungen eine (geringe) Rolle.  

Diese im THÜRINGEN-MONITOR als Deprivationserfahrungen zusammengefassten Erklä-
rungsfaktoren sind allerdings nur von nachrangiger Bedeutung für die Erklärung beider Ein-
stellungsmuster, aber dennoch wichtiger als die auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt be-
zogenen Faktoren. Die wichtigsten Förderfaktoren für Rechtsextremismus und (Rechts-) 
Populismus bleiben autoritäre Vorstellungen und eine Weltsicht, die soziale Beziehungen als 
allein geprägt durch Konkurrenz, Dominanz und Unterordnung ansieht (soziale Dominanzori-
entierung) sowie, von größter Bedeutung, der Wunsch nach einer traditionellen Lebensweise.  

Der wichtigste Hemmfaktor für Rechtsextremismus und (Rechts-)Populismus ist die Demo-
kratieunterstützung. Je zufriedener die Thüringer:innen mit der Demokratie sind, je mehr sie 
die Politiker:innen als aufgeschlossen für die Anliegen der Bevölkerung wahrnehmen und je 
mehr sie der Landes- und Bundesregierung vertrauen, umso weniger sind sie rechtsextrem oder 
(rechts-)populistisch eingestellt. Politische Partizipation selbst, z. B. die Mitarbeit in einer Par-
tei oder Bürgerinitiative oder die Teilnahme an Demonstrationen (vgl. Kap. IV.1.4), wirkt sich 
im Gegensatz zu den Vorjahren weder verstärkend noch hemmend auf rechtsextreme oder 
(rechts-)populistische Einstellungen aus.  

Unterschiede in den Erklärungsfaktoren für Rechtsextremismus und (Rechts-)Populismus 
sind nur in Details zu erkennen und noch einmal schwächer als in den Vorjahren ausgeprägt. So 
wirkt sich individuelle Deprivation nur auf (Rechts-)Populismus verstärkend aus, die Wirkung 
autoritärer Vorstellungen ist schwächer als beim Rechtsextremismus, die hemmende Wirkung 
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der Demokratieunterstützung hingegen stärker. Schließlich wird der (Rechts-)Populismus im 
Kontrast zum Rechtsextremismus weder durch soziale Merkmale beeinflusst noch durch die 
Vorstellungen über die Zugehörigkeit zu Thüringen. Die zunehmenden personellen und inhalt-
lichen Überschneidungen zwischen Rechtsextremismus und (Rechts-)Populismus lassen somit 
auch die Erklärungsfaktoren ähnlicher werden.  

 

IV.3 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in Thüringen 

Ein weiteres Kernelement des THÜRINGEN-MONITORs ist die langfristige Untersuchung von ne-
gativen Einstellungen und Vorurteilen gegenüber ethnischen, kulturellen und sozialen Gruppen. 
Dabei stützt sich der THÜRINGEN-MONITOR auf das Konzept der „gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit“ (Heitmeyer 2002), das Ungleichwertigkeitsvorstellungen in den Blick 
nimmt und untersucht, inwiefern Personen aufgrund ihrer Herkunft, ihrer Religion, ihrem Aus-
sehen, ihrem Geschlecht, ihrer sexuellen Orientierung oder ihrem sozialen Status abgelehnt, 
abgewertet und ausgegrenzt werden (vgl. dazu auch Box III). 

Zur empirischen Untersuchung werden den Befragten entsprechend Aussagen vorgelegt, die 
jeweils ein bestimmtes Ressentiment zum Ausdruck bringen bzw. negieren. Es ist wichtig, die 
Ergebnisse differenziert zu betrachten und nicht von den Antworten auf eine oder wenige Aus-
sagen auf ein menschenfeindliches Weltbild zu schließen. Vielmehr geben die Analysen Auf-
schluss darüber, in welchem Ausmaß, in welchen gesellschaftlichen Milieus und unter welchen 
Bedingungen Ideologien der Ungleichwertigkeit in Thüringen anschlussfähig sind. Der THÜ-

RINGEN-MONITOR 2025 fokussiert dabei auf die Phänomenbereiche Migrant:innen- und Mus-
limfeindlichkeit, Antisemitismus sowie Transfeindlichkeit. 

 

Box III: Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF) 

Aus der Beobachtung folgend, dass abwertende Einstellungen („Ideologien der Ungleichwertigkeit“; Heit-
meyer 2003, 18) gegenüber unterschiedlichen gesellschaftlichen Minderheiten und marginalisierten Gruppen 
häufig gemeinsam auftreten (vgl. auch Allport 1954, 68), entwickelte ein Forscher:innenteam um den Biele-
felder Soziologen Wilhelm Heitmeyer im Rahmen der Reihe „Deutsche Zustände“ (2002 ff.) das Konzept 
der „gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“. Die Autor:innen fassen darunter „Einstellungen und Ver-
haltensweisen, die sich dadurch auszeichnen, dass sie Personen aufgrund ihrer gewählten oder zugewiesenen 
Gruppenzugehörigkeit als ungleichwertig markieren und feindseligen Mentalitäten der Abwertung und Aus-
grenzung aussetzen“ (Heitmeyer 2003, 14). Dadurch wird die Würde der betroffenen Personen angegriffen. 
Im Kern verletzen diese Einstellungen und Verhaltensweisen dadurch das Postulat der universellen Gleich-
wertigkeit der Menschen.  

Demnach ist gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit eine Sammelbezeichnung für Vorurteile, Diskriminie-
rung und Abwertungen gegenüber bestimmten (ggf. konstruierten) Bevölkerungsgruppen. Der Adressat:in-
nenkreis dieser abwertenden Einstellungen ist nicht fest definiert. Vielmehr gilt GMF als offenes Konzept, 
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das es ermöglicht, sobald gesellschaftliche Entwicklungen und die Identifikation betroffener Gruppen es er-
fordern, neue Abwertungsphänomene hierin mit einzuschließen (Fehser 2013, 27).40   

Wie oben angedeutet, ist gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit als Einstellungssyndrom zu verstehen: 
Wer entsprechend gelagerte Ressentiments gegenüber einer bestimmten gesellschaftlichen Gruppe hegt, neigt 
auch häufiger dazu, diese für andere Gruppen zu teilen. Ausprägungen sind u. a. Fremdenfeindlichkeit, Ras-
sismus, Sexismus, Antisemitismus oder die Abwertung von Obdachlosen und Menschen mit Behinderungen 
(Zick et al. 2012, 69). Dass unterschiedliche Ausprägungen der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 
empirisch häufig gemeinsam auftreten, zeigt sich auch in den Daten des THÜRINGEN-MONITORs: So hängen 
die Einstellungen zu den unterschiedlichen Aussagen – wie auch in den Vorjahren – eng miteinander zusam-
men (siehe Tab. 6 in Anhang 1; vgl. auch Fehser 2013, 86). 

Sozialpsychologische Grundlage des Konzepts bildet die Unterteilung der Gesellschaft in Eigen- und Fremd-
gruppe(n) (Küpper 2016, 22f.). Ausgehend von der Theorie der sozialen Identität nach Henri Tajfel sind 
Menschen stets danach bestrebt, eine eigene (positive) soziale Gruppen-Identität zu schaffen und gegenüber 
den Fremd- bzw. Outgroups abzugrenzen (Tajfel 1974). Die Abwertung der Fremdgruppe ist dabei ein ein-
faches Mittel zur Aufwertung der Eigengruppe (Zick et al. 2011, 34). Gesellschaftliche Statusunterschiede 
zwischen diesen (konstruierten) Eigen- und Fremdgruppen können dabei als Katalysator für Vorurteile und 
Abwertungen wirken, insbesondere dann, wenn die eigene positive Identität unter Druck steht (Fehser 2013, 
30): So deutet die Forschung darauf hin, dass u. a. soziale Desintegration, relative Deprivation (also das 
Gefühl, gesellschaftlich nicht den gerechten Anteil zu erhalten), eine soziale Dominanzorientierung sowie 
autoritäre Persönlichkeitszüge als individuelle Triebkräfte für diese Einstellungen der Ungleichwertigkeit 
wirken können (Fehser 2013; Mokros & Zick 2023, 174 ff; Yoxon et al. 2019).41 

 

IV.3.1 Abwertung von Migrant:innen und Geflüchteten 

Eine zentrale Erscheinungsform der GMF besteht in der pauschalen Abwertung von Mig-
rant:innen sowie von Menschen, die als migrantisch oder fremd wahrgenommen werden. We-
sentlich für diese Form der Abwertung ist, dass ihnen unabhängig von ihren individuellen Fä-
higkeiten, persönlichen Eigenschaften oder ihren Verhaltensweisen negative Eigenschaften zu-
geschrieben werden.42 Die Erhebung fremdenfeindlicher Einstellungen in Thüringen bleibt 
auch im Jahr 2025 relevant, da die Einstellungen ebenso wie auch das daraus folgende gesell-
schaftliche Klima den Nährboden für fremdenfeindliche Gewalttaten bilden. So dokumentierte 
die Beratungsstelle ezra für das Jahr 2024 108 rassistisch motivierte Gewaltdelikte und damit 
eine ähnlich hohe Zahl wie im Vorjahr (Lauß & Zobel 2025, 21). Zudem wirkten zuletzt 

 
40 Adressat:innen-Gruppen zeichnen sich dabei auch nicht unbedingt durch eine „fremde“ Herkunft, Religion oder 
Kultur aus. Anknüpfungspunkte können z. B. auch von der Norm abweichendes Verhalten oder reaktionäre gesell-
schaftliche Rollenbilder sein (Schönfelder 2008, 17). 
41 Kritische Perspektiven zum Syndrom Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit knüpfen u. a. hieran an und 
betonen etwa, dass die Diskriminierung gesellschaftlicher Gruppen nicht allein auf individuellen Status- und Per-
sönlichkeitsmerkmalen fußt, sondern auch institutionalisierte Ausprägungen hat (Attia 2013, 3f.; Küpper 2016, 
28). 
42 Das kann sowohl aus einer kulturalistischen als auch einer biologistisch-rassistischen Motivation folgen (Bis-
kamp 2017, 274).  
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schwere Straftaten, die mutmaßlich von Asylbewerbern begangen wurden, als Katalysator für 
ein gesellschaftliches Klima der Verunsicherung, in dem pauschale Ressentiments gegenüber 
Migrant:innen weiter anschlussfähig werden (Kotzur et al. 2025).  

Kern der Messung fremdenfeindlicher Einstellungen im THÜRINGEN-MONITOR sind fünf 
Aussagen, die pauschale Ressentiments gegenüber Migrant:innen zum Ausdruck bringen (Abb. 
40). So unterstellt etwa die Aussage, dass „Die Ausländer […] nur hierher [kommen], um un-
seren Sozialstaat auszunutzen“, zugewanderten Menschen pauschal Sozialmissbrauch, obwohl 
Menschen aus ganz unterschiedlichen Gründen migrieren – u. a. auch aufgrund von Fachkräfte- 
bzw. Arbeitsmigration, Flucht vor Krieg oder politischer Verfolgung. Dass „die meisten Flücht-
linge […] aufgrund ihrer Kultur gar nicht in Deutschland integrierbar [sind]“, unterstellt impli-
zit, dass Menschen mit Fluchtgeschichte aufgrund kultureller Unterschiede nicht in der Lage 
oder willens seien, sich in Deutschland zu integrieren. 

Insgesamt zeigt sich hinsichtlich dieser fünf Aussagen ein differenziertes Bild: Weniger als 
jede:r Zehnte (acht Prozent) stimmt allen fünf Aussagen zu, jede:r Fünfte (20 Prozent) lehnt 
alle Aussagen ab.43 

Abb. 40. Zustimmung zu abwertenden Aussagen gegenüber Migrant:innen und Ge-
flüchteten 
(in Prozent) 

 
Anmerkungen: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. * Dieses Item wurde zur besseren Übersicht-
lichkeit sinngemäß invertiert. Der originale Fragewortlaut ist: „Die in Deutschland lebenden Zuwanderer sollten 
ihren Lebensstil beibehalten dürfen, auch wenn er sich vom Lebensstil der Deutschen unterscheidet.“ 

 
43 Unter den Befragten, die zu allen fünf Aussagen eine gültige Antwort gaben, lehnten 27 Prozent alle Aussagen 
ab, während zehn Prozent allen Aussagen zustimmten. 
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Die größte Zustimmung erfährt die Aussage, Deutschland sei „in gefährlichem Maße über-
fremdet“. Dieser Aussage stimmen im THÜRINGEN-MONITOR 2025 mit 57 Prozent über die 
Hälfte der Befragten zu – 27 Prozent stimmen ihr sogar „voll und ganz“ zu. Weniger als ein 
Viertel (23 Prozent) lehnt die Aussage entschieden ab. Ebenfalls eine Mehrheit von 57 Prozent 
meint, dass Migrant:innen sich dem „Lebensstil der Deutschen“ anpassen sollten. Den pauscha-
len Vorwurf des Sozialmissbrauchs durch Migrant:innen teilen 56 Prozent der Thüringer:innen 
und 55 Prozent meinen, Migrant:innen seien aufgrund kultureller Unterschiede nicht integrier-
bar. Weitaus weniger Unterstützung erfährt – wie schon in früheren Messungen beobachtbar – 
die Aussage, dass Ausländer:innen nur unter „den eigenen Landsleuten“ heiraten sollen 
(13 Prozent).44 

Abb. 41. Zustimmung zu migrant:innenfeindlichen Aussagen im Zeitverlauf 2001-
2024  

(in Prozent) 

 

 

Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr sind, mit Ausnahme der Aussage zur „Überfrem-
dung“, nicht statistisch signifikant. D. h., es kann nicht hinreichend ausgeschlossen werden, 
dass Schwankungen durch statistischen Zufall begründet sind. Die Aussage, Deutschland sei 
„in gefährlichem Maße überfremdet“ erfuhr im Erhebungsjahr 2024 mit 63 Prozent die höchste 
Zustimmung seit Beginn der Langzeiterhebung. Hier bedeutet der Wert des Jahres 2025 
(57 Prozent) einen signifikanten Rückgang um sechs Prozentpunkte (vgl. Abb. 41). In der 

 
44 Im Jahr 2025 zeigt sich bei dieser Aussage mit 13 Prozent eine außerordentlich hohe Zahl an Antwortverweige-
rungen („weiß nicht“, „Keine Angabe“). Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies einen Anstieg um vier Prozent-
punkte. Seit Beginn der Erhebung betrug der jährliche Anteil der Antwortverweigerung durchschnittlich vier Pro-
zent.  
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Gesamtbetrachtung bleibt aber der Befund stagnierender fremdenfeindlicher Einstellungen in 
Thüringen bestehen, nachdem die Zustimmungsquoten nach dem mehrjährigen Tiefpunkt wäh-
rend der Corona-Pandemie seit dem Jahr 2022 wieder zugenommen haben. Ein bundesweiter 
Wiederanstieg fremdenfeindlicher Einstellungen seit der Corona-Pandemie findet sich auch in 
der Leipziger Autoritarismusstudie (Decker et al. 2024, 48). Jenes Muster findet sich dort aber 
v. a. unter westdeutschen Befragten. 

Neben dem generellen Niveau untersucht der THÜRINGEN-MONITOR mögliche Hintergründe 
und Einflussfaktoren dieser Einstellungen der Ungleichwertigkeit. Sozialstrukturell zeigt sich, 
dass Skepsis und Abwertungen gegenüber Migrant:innen seltener unter jüngeren Personen auf-
treten. Auch Personen, die aufgrund eines höheren Nettoeinkommens über mehr ökonomische 
Ressourcen verfügen, äußern seltener fremdenfeindliche Positionen. Damit verbunden erwei-
sen sich auch individuelle Deprivationserfahrungen (also die Wahrnehmung, gesellschaftlich 
nicht den gerechten Anteil zu erhalten) und die Angst vor einem gesellschaftlichen Statusverlust 
in den statistischen Analysen als verstärkender Faktor für fremdenfeindliche Einstellungen (vgl. 
auch Reiser et al. 2025, 108ff.). Neben der individuellen Deprivationswahrnehmung ist auch 
die Ostdeprivation (also die Wahrnehmung, als Ostdeutsche:r Bürger:in zweiter Klasse zu sein) 
ein signifikanter Erklärungsfaktor für fremdenfeindliche Einstellungen (vgl. auch Reiser et al. 
2024, 104).  

Die Analysen zeigen weiterhin einen deutlichen Zusammenhang mit der politischen Selbst-
verortung: Je weiter rechts sich Personen politisch einordnen, desto höher ist ihre Zustimmung 
zu fremdenfeindlichen Aussagen.45 Wie auch bereits in den Vorjahren sind jedoch fremden-
feindliche Positionen auch unter Personen, die sich selbst der politischen „Mitte“ zuordnen, 
anschlussfähig: So teilen 40 Prozent derjenigen, die sich in der Mitte einordnen, fremdenfeind-
liche Positionen – gegenüber 70 Prozent unter denjenigen, die sich rechts der Mitte verorten 
und zehn Prozent derjenigen, die sich links der Mitte verorten (ebd.).46 

Darüber hinaus sind auch die soziale Dominanzorientierung und Autoritarismus als Persön-
lichkeitsmerkmale – wie in den Vorjahren – erklärungsstarke Faktoren für fremdenfeindliche 
Einstellungen. So beschreibt soziale Dominanzorientierung „die Überzeugung, dass grundsätz-
liche Hierarchien und ordnende Höher- und Minderwertigkeiten zwischen Gruppen bestehen 
sollen, damit eine Gesellschaft funktioniert“ (Mokros & Zick 2023, 174). Autoritarismus be-
schreibt eine ausgeprägte Bereitschaft zu Gehorsam und Unterordnung und die Befürwortung 
restriktiver, konventioneller Ordnungsvorstellungen, die sich gegen bestimmte, negativ bewer-
tete Gruppen richten (Schönfelder 2008, 19). Diese beiden Persönlichkeitsmerkmale hängen 

 
45 Dabei ist nicht auszuschließen, dass sich eine Person wegen der migrationskritischen Positionen weiter rechts 
einstuft. Die Wirkrichtung ist insofern schwer zu beurteilen.  
46 Zur Analyse der migrant:innenfeindlichen Einstellungen wurde aus den Antworten auf die drei Aussagen der 
Abb. 41 ein Mittelwertindex gebildet, bei dem eine fehlende Angabe für maximal eine Aussage toleriert wurde. 
Ein Indexwert von mehr als 2,5 stellt eine mehrheitlich migrant:innenfeindliche Einstellung dar (vgl. auch Reiser 
et al. 2024, 103). Mit einem Cronbach’s Alpha von 0,78 liegt eine akzeptable Reliabilität vor. 
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klassischen Erklärungsansätzen zufolge (vgl. dazu auch Box III) stark mit der einstellungsbe-
zogenen Abwertung von Bevölkerungsgruppen zusammen und waren auch in den bisherigen 
Analysen der THÜRINGEN-MONITORe erklärungsstarke Einflussfaktoren.  

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit beruht sozialpsychologisch auch auf der individu-
ellen Konstruktion sozialer Gruppen (vgl. Box III). Daher wird angesichts des diesjährigen 
Schwerpunktthemas „Gesellschaftlicher Zusammenhalt“ (vgl. Kap. III.) geprüft, wie das Ver-
ständnis von Zugehörigkeit zur Gesellschaft und hier konkret zur Gruppe der Thüringer:innen 
mit diesen Einstellungen zusammenhängt (vgl. auch Reiser et al. 2018, 49). Hierbei unterschei-
den wir ein exklusives von einem nicht-exklusiven Verständnis (vgl. dazu ausführlich Kap. 
III.2.2): Ein exklusives Verständnis von Zugehörigkeit liegt dann vor, wenn Befragte meinen, 
man sei nur Thüringer:in, wenn man in Thüringen geboren ist und schon lange in Thüringen 
lebt.47 Tatsächlich haben Personen mit einem solch exklusiven Verständnis der Zugehörigkeit 
zur Thüringer Gesellschaft signifikant häufiger fremdenfeindliche Einstellungen als jene Per-
sonen, die eine offenere Vorstellung von Gesellschaft haben (52 Prozent gegenüber 27 Prozent, 
Abb. 42; vgl. zum Zusammenhang mit rechtsextremen Einstellungen Kap. IV.2.3). Dieser Zu-
sammenhang bleibt auch bei Berücksichtigung der o. g. sozialpsychologischen Merkmale sig-
nifikant.  

Abb. 42. Migrant:innenfeindliche Einstellungen nach Vorstellungen vom „Thürin-
ger:in-Sein“ 
(in Prozent) 

 

Anmerkung: Ein exklusives Verständnis liegt dann vor, wenn Befragte sowohl das Kriterium „in Thü-
ringen geboren zu sein“ als auch „lange in Thüringen gelebt zu haben“ als „eher“ bzw. „sehr wichtig“ 
erachten, um Thüringer:in zu sein. 

 

 
47 Grund dafür ist, dass jene Merkmale nicht ohne weiteres kurzfristig „erworben werden können“ und somit Aus-
druck von einer eher geschlossenen Gesellschaft sind. Darüber hinaus wurden auch emotionale („sich als Thürin-
ger:in fühlen“) und partizipative Kriterien („Thüringer Traditionen pflegen“ und „am gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen“) im Fragebogen zur Disposition gestellt (vgl. dazu ausführlich Kap. III.2.2).  
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IV.3.2 Vorurteile gegenüber Muslim:innen 

Theoretisch wie empirisch eng verbunden mit der Abwertung von Menschen aus fremdenfeind-
lichen Motiven ist die pauschale Abwertung von Personen muslimischen Glaubens bzw. von 
Personen, die als muslimisch wahrgenommen werden.48 Muslim:innenfeindlichkeit bezeichnet 
einer verbreiteten Definition zufolge „die Zuschreibung pauschaler, weitestgehend unveränder-
barer, rückständiger und bedrohlicher Eigenschaften gegenüber Muslim:innen und als musli-
misch wahrgenommenen Menschen“ (UEM 2023, 24). Soziologische Studien wie die Leipziger 
Autoritarismusstudie zeigen, dass Muslim:innenfeindlichkeit ein bundesweit verbreitetes Phä-
nomen ist, dabei aber gehäuft in Ostdeutschland auftritt (Decker et al. 2024, 67). Ressentiments 
gegenüber Muslim:innen wurden im diesjährigen THÜRINGEN-MONITOR mit der Zustimmung 
zur Aussage „Muslimen sollte die Zuwanderung nach Deutschland untersagt werden“ erho-
ben.49 

Abb. 43. Zustimmung zu einem Zuwanderungsverbot für Muslime im Zeitverlauf 
2017-2025  

(in Prozent) 

 

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt. In den Thüringen-Monitoren 2021 
bis 2023 wurde diese Frage nicht erhoben. 

 

Auch im Jahr 2025 wird ein pauschales Zuwanderungsverbot für Muslim:innen von der Mehr-
heit der Thüringer:innen nicht befürwortet. 65 Prozent lehnen die zugrundeliegende Aussage 

 
48 Das hängt u. a. damit zusammen, dass ein bedeutender Teil der Migrant:innen und Geflüchteten nach Deutsch-
land muslimischer Religionszugehörigkeit ist. Maddox (2025) quantifiziert etwa den Anteil der Muslim:innen an 
den Geflüchteten, die im Zeitraum 2013 bis 2019 nach Deutschland kamen, auf 69,7 Prozent.  
49 Wichtig ist, dass die Zustimmung zu dieser Aussage nicht gleichbedeutend mit der Zuordnung einer Person als 
antimuslimische:r Rassist:in ist. Üblicherweise werden komplexe politische Einstellungsgrößen in Bevölkerungs-
befragungen mit mehreren Items befragt. Da die Befragungszeit in jedem Jahr begrenzt ist, konnte in diesem Jahr 
nur dieses eine Item erhoben werden. Nichtsdestoweniger bietet die gemessene Zustimmung zu dieser Aussage 
einen Anhaltspunkt über die Anschlussfähigkeit antimuslimischer Ressentiments in Thüringen.  
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„überwiegend“ oder „völlig“ ab. Dennoch zeigt sich im Vergleich mit der Erhebung im Jahr 
2024 ein statistisch signifikanter Anstieg um sechs Prozentpunkte. Auch in früheren Erhebun-
gen stimmten dieser Aussage stets weniger als 30 Prozent der Thüringer:innen zu (vgl. Abb. 
43). Sowohl die statistische Zusammenhangsanalyse mit den fremdenfeindlichen Einstellungen 
(vgl. Kap. IV.3.1) als auch der Vergleich der Einflussfaktoren zeigt, dass Vorbehalte gegenüber 
Muslim:innen eng mit jenen gegenüber als fremd wahrgenommenen ausländischen Personen 
verbunden sind. So zeigen die Analysen, dass sich v. a. Personen mit autoritären Persönlich-
keitszügen und einer stärkeren sozialen Dominanzorientierung sowie deprivierte Personen für 
ein Zuwanderungsverbot für Muslim:innen aussprechen. Auch die Selbstzuordnung zum poli-
tisch rechten Spektrum geht mit einer höheren Wahrscheinlichkeit für die Zustimmung zu dieser 
Aussage einher. Ebenso erweist sich ein höheres Alter als signifikanter Prädiktor für Vorbe-
halte gegenüber der Zuwanderung von Muslim:innen. Ein exklusives Verständnis des „Thü-
ringer:in-Seins“ steht unter Berücksichtigung der weiteren sozialpsychologischen und demo-
grafischen Merkmale hingegen nicht im Zusammenhang mit antimuslimischen Vorbehalten. 

 

IV.3.3 Antisemitismus 

Der antisemitische Terroranschlag von Halle (Saale) am 9. Oktober 2019 ebenso wie die anti-
semitischen Ausschreitungen im Nachgang des Hamas-Angriffs auf Israel am 7. Oktobers 2023 
zeigen, dass Antisemitismus auch heute noch eine ernstzunehmende Bedrohung für die Sicher-
heit von Jüdinnen und Juden in Deutschland ist. Antisemitismus gilt mit seinen Wurzeln u. a. 
im frühchristlichen Antijudaismus als eine der ältesten Ausprägungsformen gruppenbezogener 
Ressentiments (Pfahl-Traughber 2016, 83). Unter den Begriff fallen „Einstellungen und Hand-
lungen, die als Juden geltenden Einzelpersonen oder Gruppen aufgrund dieser Zugehörigkeit 
negative Eigenschaften unterstellen, um damit eine Abwertung, Benachteiligung, Verfolgung 
oder Vernichtung ideologisch zu rechtfertigen“ (ebd.).50 Daher untersucht auch der THÜRINGEN-
MONITOR – der vor 25 Jahren aufgrund des antisemitisch motivierten Anschlags auf die Neue 
Erfurter Synagoge im Jahr 2000 eingeführt wurde – jährlich die Verbreitung antisemitischer 
Einstellungen in Thüringen. Im Erhebungsjahr 2024 zeigte der THÜRINGEN-MONITOR eine er-
hebliche Zunahme bei der Zustimmung zu antisemitischen Positionen. Übereinstimmend do-
kumentiert die Recherche- und Informationsstelle RIAS in Thüringen im vergangenen Jahr eine 
deutliche Zunahme antisemitischer Vorfälle (2024: 392; 2023: 297), v. a. im Phänomenbereich 
des israelbezogenen, aber auch im völkischen Antisemitismus (Zielinski 2025, 45f.).  

 

 
50 Dabei ist der Begriff trotz seiner Verbreitung im engeren Sinne unpräzise, da die Bezeichnung „Semiten“ auf 
eine Sprachfamilie rekurriert, zu der neben der hebräischen auch die arabische oder aramäische Sprache zählt 
(Pfahl-Traughber 2016, 84). 
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Box IV: Antisemitismus 

Antisemitismus gilt in der Forschung als mehrdimensionales Einstellungsmuster. Zwar sind mehrere Typo-
logien verbreitet, die unterschiedlich stark zwischen den Erscheinungsformen des Antisemitismus differen-
zieren, gleichwohl hat sich eine minimale Unterscheidung von drei Dimensionen etabliert (z. B. Heyder & 
Iser 2005; Beyer 2015), die auch die Basis für die Untersuchung im THÜRINGEN-MONITOR bildet. Zur Mes-
sung der drei Einstellungsdimensionen greift der THÜRINGEN-MONITOR auf vielfach erprobte und in der So-
zialwissenschaft etablierte Fragenitems zurück (vgl. Best & Salomo 2015; Decker et al. 2023; Imhoff 2010), 
um eine valide und reliable Messung zu gewährleisten.  

Der völkisch-rassistische, primäre Antisemitismus betrachtet Jüdinnen und Juden als minderwertig und 
schreibt ihnen als vermeintlich homogene Gruppe negative Eigenschaften oder Verschwörungen zu (vgl. Im-
hoff 2010). Diese Ideologie prägte u. a. den Antisemitismus im Nationalsozialismus und spiegelt sich im 
THÜRINGEN-MONITOR in der Zustimmung zur Aussage: „Die Juden haben einfach etwas Besonderes und 
Eigentümliches an sich und passen nicht so recht zu uns“ wider. Neben der negativ konnotierten Zuschrei-
bung von Juden als „eigentümlich“ ist v. a. auch die dabei zum Ausdruck gebrachte Trennung zwischen dem 
imaginierten „uns“ und den Jüdinnen und Juden ein Ausdruck des Ausschlusses jüdischer Menschen aus der 
eigenen In-Group.  

Der sekundäre Antisemitismus zeichnet sich durch die Verharmlosung oder Relativierung der nationalsozia-
listischen Verbrechen an jüdischem Leben aus. Verbreitete Motive dieser Dimension sind die Forderung nach 
einem „Schlussstrich“ in der Erinnerungskultur, eine Täter-Opfer-Umkehr oder der Vorwurf, Jüdinnen und 
Juden versuchten, aus der Shoa Kapital zu schlagen (Stögner 2019). Sekundärer Antisemitismus wird im 
THÜRINGEN-MONITOR über die Zustimmung zur Aussage: „Es wird immer nur von der Judenverfolgung 
geredet. Wie die Deutschen gelitten haben, davon redet niemand“ erhoben.51 Die damit vorgetragene Gleich-
setzung von Verbrechen an den Jüdinnen und Juden und dem Leid der deutschen Zivilbevölkerung ist eine 
Form der moralischen Relativierung, und damit ein Kennzeichen des Antisemitismus. Sie knüpft an den 
deutschen Opfermythos an, der dazu dient, die Schuld am Holocaust kleinzureden, indem er das Leid der 
Deutschen in den Vordergrund rückt und so die Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Täterrolle 
verdrängt (vgl. auch Imhoff 2010). 

Die dritte Dimension, der israelbezogene Antisemitismus, beinhaltet die Abwertung von Jüdinnen und Juden, 
indem Kritik am Handeln des Staates Israel pauschal auf alle Jüdinnen und Juden – ungeachtet ihrer jeweili-
gen Staatsbürgerschaft, ihren politischen Einstellungen und Handlungen – übertragen wird (Heyder & Eisen-
traut 2020, 331; Imhoff 2010). Jüdinnen und Juden pauschal mit dem Handeln des israelischen Staats, seiner 
Regierung oder seinem Militär zu identifizieren, ist ein Merkmal des Antisemitismus und eine seiner gegen-
wärtig empirisch verbreitetsten Erscheinungsformen. Jüdinnen und Juden werden weltweit – unter Verwen-
dung eines solchen Rechtfertigungsmuster – angegriffen und angefeindet. Kritik am Agieren des Staates Is-
rael ist selbstverständlich legitim. Als antisemitisch gilt es jedoch, wenn das Handeln des Staates Israel bzw. 
seiner Regierung auf Jüdinnen und Juden im Allgemeinen projiziert wird und die Abwertung faktisch 

 
51 Methodisch diskussionswürdig ist, dass diesem Item zwei unabhängige Aussagen zugrunde liegen (sog. double-
barreled question). Es könnte also sein, dass Menschen dieser Aussage zustimmen, weil sie sich eine stärkere 
Bedeutung der Erinnerung an das Leid der deutschen Zivilbevölkerung im Zweiten Weltkrieg wünschen, ohne 
dabei die Shoa verharmlosen zu wollen. Dagegen spricht aber, dass entsprechende Aussagen, die unabhängig von-
einander erhoben wurden, in der Studie von Imhoff (2010) eindeutig auf denselben Faktor laden. 
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aufgrund des Jüdisch-Seins erfolgt. Dieser israelbezogene Antisemitismus wird über Zustimmung zur Aus-
sage „Bei der Politik, die Israel macht, kann ich gut verstehen, dass man etwas gegen Juden hat“ erhoben.  

Dass es notwendig ist, jene Dimensionen konzeptionell zu trennen, zeigen statistische Analysen der vergan-
genen Jahre, wonach sich aus den drei Fragen kein valider Index bilden lässt.52 Da jede Dimension mit nur 
einer Aussage erhoben wird, müssen die Ergebnisse mit Vorsicht interpretiert werden. Zudem ist es wichtig 
zu betonen, dass Menschen aufgrund der Zustimmung zu einer dieser Aussagen nicht als antisemitisch ein-
gestellt gelten. Gerade auch bei den Aussagen zur Messung des sekundären und israelbezogenen Antisemi-
tismus ist denkbar, dass auch andere Motivationen, sogenannte Fremddimensionen, zur Zustimmung dieser 
Aussagen führen. Dennoch sind diese Aussagen gut geeignet, um zu untersuchen, in welchem Ausmaß und 
in welchen Bevölkerungsgruppen antisemitische Ressentiments in Thüringen anschlussfähig sind. 

 

Die Erhebung der Zustimmungen bzw. Ablehnungen der drei Aussagen zur Messung des Anti-
semitismus zeigt – wie in den Vorjahren – ein sehr differenziertes Bild.53 Fünf Prozent der Be-
fragten stimmen allen drei Aussagen zu und 34 Prozent der Befragten lehnen alle Aussagen 
ab.54 Insgesamt zeigen die Daten weitgehend konstante Werte bei der Zustimmung zu antise-
mitischen Aussagen. Darüber hinaus sind die Zustimmungswerte – ebenfalls wie in früheren 
THÜRINGEN-MONITORen – für die drei Aussagen sehr unterschiedlich: So stimmen in der dies-
jährigen Befragung neun Prozent der Aussage zu, dass Jüdinnen und Juden „etwas Eigentümli-
ches“ an sich haben und nicht so recht zu „uns“ passen. Drei Prozent stimmen der Aussage „voll 
und ganz“ zu, weitere sechs Prozent stimmen der Aussage nach eigenen Angaben „überwie-
gend“ zu. Damit erfährt, wie in früheren Befragungen, die Aussage zur Messung des völkisch-
rassistischen Antisemitismus die geringste Zustimmung (Abb. 44).55  

Deutlich größere Anschlussfähigkeit findet der israelbezogene Antisemitismus. Mit 28 Pro-
zent stimmt mehr als jede:r vierte Thüringer:in der Aussage „Bei der Politik, die Israel macht, 
kann ich gut verstehen, dass man etwas gegen Juden hat“ zu. Davon stimmt ein Drittel der 
Aussage „voll und ganz“ zu, zwei Drittel stimmen ihr „überwiegend“ zu. Das entspricht 

 
52 Die Skalenkonsistenz ist mit einem Cronbach‘s Alpha von 0,67 als moderat einzuschätzen. Analysen aus ver-
gangenen Jahren zeigen bisweilen noch schlechtere Werte zur Skalenkonsistenz, weshalb auf eine weiterführende 
Modellierung als Index verzichtet wird (vgl. Reiser et al. 2024, 109). 
53 Auch in diesem Jahr muss auf die traditionell hohe Quote der Antwortausfälle bei den Aussagen zum Antisemi-
tismus verwiesen werden. Je nach Aussage konnten oder wollten zwischen 13 Prozent (primärer Antisemitismus) 
und 23 Prozent (israelbezogener Antisemitismus) der Befragten keine Angaben zu ihrer Position machen. Die 
nachfolgenden Ausführungen beziehen sich – wie bei allen Analysen im THÜRINGEN-MONITOR (vgl. Kap. I.) auf 
die gültigen Antworten. Zusätzlich wurde geprüft, ob es innerhalb der großen Zahl von Antwortausfällen beim 
israelbezogenen Antisemitismus (23 Prozent) Auffälligkeiten gibt. Eine denkbare Hypothese wäre, dass bestimmte 
Personen – etwa aus dem extrem linken Spektrum – zu dieser Aussage keine Stellung beziehen möchten, um das 
Credo des „Anti-Antisemitismus“ (Pfahl-Traughber 2016, 87) nicht zu verletzen. Diese Hypothese kann mit Blick 
auf die Daten eindeutig verworfen werden. Weniger die Selbstverortung am politischen Rand als die Selbstveror-
tung in der politischen Mitte geht mit einer höheren Wahrscheinlichkeit für eine Antwortverweigerung bei der 
Aussage zum israelbezogenen Antisemitismus einher. 
54 Unter denjenigen Personen, die zu allen drei Aussagen eine gültige Antwort gaben, stimmen sieben Prozent allen 
Aussagen zu und 51 Prozent lehnen alle Aussagen ab. 
55 Der Anstieg der Zustimmungsquote um einen Prozentpunkt gegenüber dem Vorjahr ist statistisch nicht signifi-
kant. 
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gegenüber dem Vorjahr einen Rückgang um zwei Prozentpunkte, der jedoch statistisch nicht 
signifikant ist. Zu beachten ist, dass die Zustimmungsquote in den Jahren 2018 und 2019 schon 
einmal höher war als im aktuellen Erhebungsjahr. Zugleich zeigt sich, dass der erneute Anstieg 
seit 2024 zeitlich mit dem terroristischen Überfall der Hamas auf Israel sowie der seither eben-
falls bestehenden Kritik an der Reaktion Israels auf jenen Terrorüberfall zusammenfällt (vgl. 
dazu Box IV). 

Abb. 44. Zustimmung zu antisemitischen Aussagen im Zeitverlauf 2001-2025 

 

 

Wie schon in vergangenen Erhebungen (vgl. Reiser et al 2023; Reiser et al. 2025) erfährt die 
Aussage „Es wird immer nur von der Judenverfolgung geredet. Wie die Deutschen gelitten ha-
ben, davon redet niemand“ zur Messung des sekundären Antisemitismus die größte Zustim-
mung in der Thüringer Bevölkerung. 44 Prozent stimmen ihr zu. Im Vergleich zum Vorjahr zeigt 
sich somit ein statistisch signifikanter Rückgang der Zustimmung um vier Prozentpunkte. 

Eine zentrale Frage ist zudem, in welchen Bevölkerungsgruppen antisemitische Ressenti-
ments in Thüringen schwerpunktmäßig anschlussfähig sind. Wie schon in den vergangenen Er-
hebungsjahren wird deutlich, dass die Offenheit für Antisemitismus nicht auf einzelne Gruppen 
beschränkt ist, sondern ein gesamtgesellschaftliches Problem darstellt. Ein Befund des THÜRIN-

GEN-MONITORs in diesem Jahr ist, dass antisemitische Aussagen – hier auch in allen Dimensi-
onen – in älteren Altersklassen über 60 Jahren eine signifikant höhere Anschlussfähigkeit haben 
als bei dem jüngsten Teil der erwachsenen Bevölkerung (18 bis 24 Jahre). In allen drei Dimen-
sionen erweisen sich – wie bei den fremdenfeindlichen Aussagen – eine soziale Dominanzori-
entierung, autoritäre Persönlichkeitsmerkmale und besonders die Angst vor einem gesellschaft-
lichen Statusverlust als signifikante Erklärungsfaktoren (vgl. Kap. IV.3.1). 
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Übereinstimmend mit der Erhebung des Vorjahres sind besonders der primäre und sekundäre 
Antisemitismus in bildungsfernen Bevölkerungsschichten anschlussfähiger. Die Zustimmungs-
quoten zu den antisemitischen Aussagen liegen bei Personen, die sich selbst ideologisch etwas 
rechts oder ganz rechts der politischen Mitte verorten, deutlich über dem Bevölkerungsdurch-
schnitt. Auch für den israelbezogenen Antisemitismus zeigen die Daten, dass dieser in Thürin-
gen eher bei jenen anschlussfähig ist, die sich politisch rechts verorten (vgl. Abb. 45). Dieser 
Zusammenhang ist zwar statistisch weniger stark ausgeprägt als bei den anderen beiden Anti-
semitismusdimensionen, aber dennoch hochsignifikant. Im politisch linken Spektrum sind an-
tisemitische Einstellungen insgesamt seltener anschlussfähig. Vor dem Hintergrund des 
Schwerpunktthemas wurde zudem untersucht, ob ein Zusammenhang zwischen antisemitischen 
Ressentiments und Vorstellungen vom Thüringer:in-Sein besteht. Analog zu den Befunden zu 
fremden- bzw. migrant:innenfeindlichen Einstellungen (vgl. Kap. IV.2.3 und IV.3.1) zeigt sich 
auch hier ein Zusammenhang zwischen einem exklusiven Verständnis des Thüringer:in-Seins56 
(vgl. Kap. III.2.2) sowie primär- und sekundärantisemitischen Ressentiments. 

Abb. 45. Zustimmung zu antisemitischen Aussagen nach politischer Selbstverortung 
auf einer Skala von 1 (links) bis 7 (rechts) 

(in Prozent) 

 

Anmerkung: Die relativen Anteile beziehen sich auf die Gesamtheit aller Personen, die diese politische Selbstver-
ortung vorgenommen haben. Beispiel: Unter allen Personen, die sich politisch ganz rechts (6, 7) verorten, stimmen 
29 Prozent der Aussage zum primären (völkisch-rassistischen) Antisemitismus zu.   

 

 
56 Ein exklusives Verständnis liegt dann vor, wenn Befragte meinen, man sei nur Thüringer:in, wenn man in Thü-
ringen geboren ist und schon lange in Thüringen lebt (vgl. zur Konzeption und Begründung Kap. III.2.2). 
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IV.3.4 Geschlechtsbezogene menschenfeindliche Einstellungen 

Ein klassischer Phänomenbereich der GMF sind geschlechtsbezogene abwertende Einstellun-
gen. Darunterfallende Bereiche sind die Abwertung von Frauen (Sexismus) und die Abwertung 
geschlechtlicher Minderheiten. Der THÜRINGEN-MONITOR 2025 führt die Untersuchung diskri-
minierender Einstellungen gegenüber geschlechtlichen Minderheiten fort und nimmt dabei 
stellvertretend die Abwertung von Transpersonen in den Blick.57 Nicht erst seit der Verabschie-
dung des Selbstbestimmungsgesetzes58 im Jahr 2024 werden um die Anerkennung und Sicht-
barkeit von geschlechtlichen Minderheiten teils polarisierte und emotionalisierte Debatten ge-
führt (Mau et al. 2024). Auch in der Öffentlichkeit sehen sich geschlechtliche Minderheiten 
erneut immer häufiger Anfeindungen und Gewalttaten ausgesetzt (BMI 2025).  

Abb. 46. Zustimmung zur Aussage über Geschlechtsanpassung 2024 und 202559 
(in Prozent) 

 

 

Im THÜRINGEN-MONITOR 2025 wird, wie in früheren Erhebungsjahren, die Einstellung gegen-
über Transpersonen über die Aussage „Es ist in Ordnung, wenn Menschen ihr Geschlecht än-
dern, z. B. durch Operationen und hormonelle Behandlungen“ erhoben. Eine Ablehnung gilt als 
Hinweis für die Nicht-Anerkennung einer Transidentität (Luhur et al. 2019). Die Daten zeigen, 

 
57 Wegen der begrenzten Fragebogenlänge in Bevölkerungsbefragungen (Tausendpfund 2018, 243) sind Aussagen 
etwa zum Antifeminismus oder zum sog. benevolent sexism (vgl. Reiser et al. 2025, 42) in der Erhebung des 
THÜRINGEN-MONITORs 2025 nicht enthalten.  
58 Gesetz zur Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag, vgl. https://www.gesetze-im-inter-
net.de/sbgg/BJNR0CE0B0024.html.  
59 Die Aussage zur Geschlechtsanpassung lautet: „Es ist in Ordnung, wenn Menschen ihr Geschlecht ändern, z. B. 
durch Operationen und hormonelle Behandlungen.“ 
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dass es rund 70 Prozent der Befragten befürworten, wenn Menschen ihre körperlichen Merk-
male an ihre Geschlechtsidentität anpassen. Etwa 15 Prozent äußern dagegen Vorbehalte, wei-
tere 15 Prozent starke Vorbehalte gegenüber einer solchen Angleichung von Transpersonen an 
ihr soziales Geschlecht. Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil derjenigen mit (starken) Vor-
behalten damit um neun Prozentpunkte gestiegen (Abb. 46). Auch der Vergleich mit den Ergeb-
nissen der früheren Erhebungen (2017: 77 Prozent Zustimmung; 2019: 87 Prozent Zustim-
mung) macht deutlich, dass die Zustimmung in den vergangenen Jahren abgenommen hat.  

Die weiterführenden Analysen zeigen, dass entsprechende Vorbehalte deutlich häufiger von 
Männern (39 Prozent) als von Frauen (20 Prozent) geteilt werden. Dieser Zusammenhang bleibt 
auch dann bedeutsam, wenn sozioökonomische Merkmale und gesellschaftliche Einstellungs-
merkmale in statistischen Analysen berücksichtigt werden. Sozioökonomische Merkmale wie 
Bildung oder Einkommen zeigen keinen robusten Zusammenhang mit der Position zu ge-
schlechtsangleichenden Maßnahmen. Demgegenüber erweisen sich – vergleichbar mit anderen 
Dimensionen der GMF – eine soziale Dominanzorientierung, die Angst vor gesellschaftlichem 
Statusverlust, eine autoritäre Persönlichkeit und die politische Selbstpositionierung rechts der 
Mitte als signifikante Prädiktoren für entsprechende Vorbehalte (vgl. auch: Pickel & Niendorf 
2024, 106). 
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V. Fazit 
Der THÜRINGEN-MONITOR 2025 setzt mit dem 25. Gutachten die Untersuchung der politischen 
Kultur im Freistaat Thüringen fort. Die von der Thüringer Staatskanzlei geförderte Studie stützt 
sich auf eine repräsentative Befragung von 3.838 wahlberechtigten Thüringer:innen, die zwi-
schen dem 2. Juni und dem 4. Juli 2025 telefonisch sowie webbasiert durchgeführt wurde. 

Das diesjährige Schwerpunktthema des THÜRINGEN-MONITORs ist der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt in Thüringen: Wie nehmen die Thüringer:innen den gesellschaftlichen Zusammen-
halt in ihrem Bundesland und in ihren Gemeinden wahr? Wie stark identifizieren sie sich mit 
Thüringen und welche besonderen Stärken schätzen sie an ihrem Bundesland? Wie sehr ver-
trauen sie ihren Mitmenschen, Nachbar:innen und lokalen Akteuren? Und wie stark bringen 
sich die Thüringer:innen selbst in ihre Gemeinde ein, z. B. in Vereinen, in der Lokalpolitik oder 
in zivilgesellschaftlichen Gruppen?  

Diese Fragestellungen sind von hoher Relevanz, da ein tragfähiger gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt eine zentrale Voraussetzung für das Zusammenleben in demokratischen Gesell-
schaften darstellt und damit einen wesentlichen Bestandteil der politischen Kultur im Freistaat 
bildet. Zugleich steht der Zusammenhalt angesichts aktueller Krisen und Herausforderungen 
unter erheblichem Druck. Dazu zählen unter anderem die anhaltende wirtschaftliche Rezession, 
der demografische Wandel, demokratiegefährdende Entwicklungen sowie geopolitische Kon-
flikte und Unsicherheiten in den transatlantischen Beziehungen. Diese Herausforderungen, so 
prominente Gesellschaftsdiagnosen, verschärften soziale und kulturelle Konflikte und führten 
zu einer zunehmenden sozialen und kulturellen Polarisierung und Spaltung der Gesellschaft. 
Vor diesem Hintergrund untersucht der THÜRINGEN-MONITOR 2025, wie die Thüringer:innen 
selbst den gesellschaftlichen Zusammenhalt im Freistaat und vor Ort in ihren Gemeinden wahr-
nehmen und bewerten. 

Starke Verbundenheit mit Thüringen – Natur, Kultur und Tradition als wichtige Identifi-
kationspunkte 

Die Ergebnisse des THÜRINGEN-MONITORs 2025 zeigen eine anhaltend sehr hohe Verbunden-
heit der Thüringer:innen mit ihrem Bundesland: 90 Prozent der Befragten geben an, sich „sehr“ 
oder „eher stark“ mit Thüringen verbunden zu fühlen. Dieses ausgeprägte Zugehörigkeitsgefühl 
ist über die Zeit hinweg stabil und entspricht dem hohen Niveau früherer Erhebungen des THÜ-

RINGEN-MONITORs. Auch bundesweite Vergleichsstudien bestätigen die besonders hohe emoti-
onale Bindung der Thüringer:innen an den Freistaat. 

Neben dem Bundesland konzentriert sich die räumliche Identifikation der Thüringer Bevöl-
kerung vor allem auf die lokale Ebene. Die Befragten fühlen sich ihrer eigenen Stadt oder Ge-
meinde sowie Thüringen insgesamt deutlich stärker zugehörig als Identifikationsräumen wie 
Ostdeutschland, Deutschland oder Europa. Dieses Muster unterstreicht die Bedeutung 
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kommunaler und landesbezogener Zugehörigkeiten für das Selbstverständnis der Thüringer Be-
völkerung. 

Dies zeigt sich auch in den Antworten auf die offene Frage nach den Stärken Thüringens: 
Am häufigsten werden Natur und Landschaft genannt (30 Prozent), gefolgt von kulturellen As-
pekten (19 Prozent), darunter das historische Erbe, Schlösser und Burgen, bekannte Persönlich-
keiten wie Goethe und Schiller sowie kulinarische Traditionen wie Bratwurst und Klöße. Die 
zentrale Bedeutung von Natur und Landschaft für die Thüringer Identität spiegelt sich auch in 
dem Ausdruck „Das Grüne Herz Deutschlands“ wider, der mit 96 Prozent nahezu allen Befrag-
ten bekannt ist und den 71 Prozent mit der Thüringer Natur und Landschaft verbinden. 

Wer gilt als Thüringer:in? Inklusive Zugehörigkeitsvorstellungen dominieren, exklusive 
Kriterien bleiben jedoch relevant 

Für den gesellschaftlichen Zusammenhalt ist wichtig, wer in den Augen der Bevölkerung als 
Teil der Thüringer Gesellschaft gilt und nach welchen Kriterien Zugehörigkeit definiert wird. 
Die Ergebnisse des THÜRINGEN-MONITORs 2025 zeigen, dass „Thüringer:in-Sein“ überwiegend 
über erwerbbare und partizipative Kriterien bestimmt wird. So halten 79 Prozent der Befragten 
die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, 76 Prozent die Pflege Thüringer Traditionen und 
73 Prozent das subjektive Zugehörigkeitsgefühl für „sehr“ oder „eher wichtig“. Diese Befunde 
verweisen auf ein grundsätzlich offenes und inklusives Verständnis von Zugehörigkeit. Zu-
gleich misst jedoch ein bedeutender Anteil auch schwer bzw. nicht erwerbbaren Kriterien Be-
deutung bei: 58 Prozent erachten eine lange Wohndauer in Thüringen und 47 Prozent die Geburt 
in Thüringen als wichtig, um als Thüringer:in zu gelten. Ein solches exklusiveres und damit 
ausgrenzendes Zugehörigkeitsverständnis ist bei Personen mit ausgeprägten Benachteiligungs-
wahrnehmungen, traditionellen Wertorientierungen sowie fremdenfeindlichen Einstellungen 
weiter verbreitet. 

Hohe Lebensqualität, starkes Vertrauen und ausgeprägtes Engagement vor Ort 

Mit 85 Prozent ist die große Mehrheit der Thüringer:innen sehr zufrieden mit der Lebensqualität 
an ihrem Wohnort. Dies spiegelt sich auch an dem wahrgenommenen starken sozialen Zusam-
menhalt vor Ort wider: 68 Prozent sind – im ländlichen Raum stärker als in den Städten – in 
stabile soziale Beziehungen und Netzwerke eingebunden. Entsprechend hoch ist das Vertrauen 
in das eigene Umfeld: 83 Prozent gehen davon aus, bei Problemen wie Krankheit oder Unfall 
auf Unterstützung aus ihrem nahen Umfeld zählen zu können. 

Insgesamt ist das Vertrauen in Mitmenschen hoch, konzentriert sich jedoch vor allem auf das 
nahe soziale Umfeld, während es gegenüber als fremd wahrgenommenen Gruppen deutlich ge-
ringer ausfällt. Die Thüringer:innen berichten zudem von einem lebendigen Vereinsleben vor 
Ort und sind selbst vergleichsweise stark in Vereine und andere gemeinnützige Organisationen 
wie Sportvereine, Chöre oder die Freiwillige Feuerwehr an ihrem Wohnort eingebunden. 
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Zudem können sich 20 Prozent der Thüringer:innen vorstellen, für ein Amt oder ein Mandat in 
ihrer Gemeinde zu kandidieren; weitere neun Prozent engagier(t)en sich bereits auf diese Weise. 
Damit liegt die Partizipation(sbereitschaft) auf dem gleichen Niveau wie bei der Erhebung des 
THÜRINGEN-MONITORs 2014. Dies verweist auf ein beträchtliches Potential für lokalpolitisches 
Engagement, das es für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in den Thüringer Gemeinden und 
im Freistaat insgesamt zu mobilisieren gilt.  

Weiterhin hohe Unterstützung der Idee der Demokratie, aber geringe Zufriedenheit mit 
der Demokratie, ihren Institutionen und Akteuren  

Die Unterstützung für die Demokratie bleibt im aktuellen THÜRINGEN-MONITOR mit 90 Prozent 
weiterhin auf einem sehr hohen Niveau. So stimmen neun von zehn Thüringer:innen der Aus-
sage zu, dass die Demokratie „die beste aller Staatsideen ist“. Dies stellt im langfristigen Ver-
gleich der vergangenen 25 Jahre des THÜRINGEN-MONITORs den höchsten gemessenen Wert 
dar. Im Gegensatz dazu verharrt die Zufriedenheit mit der Demokratie auf einem niedrigen Ni-
veau: Nur 44 Prozent der Thüringer:innen geben an, dass sie mit der Demokratie, so wie sie in 
Deutschland in der Praxis funktioniert, „zufrieden“ bzw. „sehr zufrieden“ sind. Damit ist eine 
symbolisch bedeutsame Mehrheit von 56 Prozent der Thüringer:innen mit dem gegenwärtigen 
Funktionieren der Demokratie unzufrieden. 

Dies spiegelt sich auch in einem niedrigen Vertrauen in die Bundes- und Landesregierung: 
Nur 21 Prozent der Befragten vertrauen der Bundesregierung sowie 29 Prozent der Landesre-
gierung „voll und ganz“ oder „weitgehend“. Insofern zeigt sich eine deutliche und weiter ver-
größerte Kluft zwischen einer weiterhin sehr hohen Unterstützung der Idee der Demokratie und 
einer deutlichen Entfremdung und Unzufriedenheit mit deren konkreten Ausgestaltung. 

Dies eröffnet Raum für populistische und systemkritische Narrative, die die Diskrepanz zwi-
schen Idealbild und Realität zum Anlass nehmen, die repräsentative Demokratie und ihre Ak-
teure insgesamt zu delegitimieren. Positiv ist, dass die hohe Demokratieunzufriedenheit wie in 
den Vorjahren nicht zu einer gestiegenen Befürwortung alternativer Gesellschaftsordnungen – 
Diktatur, Nationalsozialismus oder sozialistische Ordnung – geführt hat. Zudem genießen die 
Polizei (72 Prozent) und die Gerichte (60 Prozent) weiterhin ein hohes Vertrauen in der Bevöl-
kerung. Auch die für den lokalen Zusammenhalt zentralen lokalpolitischen Akteure – Ober-
/Bürgermeister:innen (54 Prozent) und ehrenamtliche Stadt- und Gemeinderät:innen (53 Pro-
zent) – erhalten vergleichsweise hohe Vertrauenswerte durch die Bevölkerung. 

Rechtsextreme und (rechts)populistische Einstellungen weiterhin in Gesellschaft verbrei-
tet 

Die Verbreitung rechtsextremer Einstellungen ist in Thüringen im Vergleich zum Vorjahr kon-
stant geblieben. So zeigt das auf der Konsensdefinition aufbauende und im THÜRINGEN-MONI-

TOR bewährte Messinstrument einen Anteil von 18 Prozent an einstellungsmäßigem 
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Rechtsextremismus. Die beiden Bestandteile des Rechtsextremismus – Ethnozentrismus und 
Neo-Nationalsozialismus – sind nach Anstiegen in den Vorjahren im Jahr 2025 erstmals leicht 
rückläufig: So sind ethnozentrische Einstellungen im Vergleich zu 2024 um vier Prozentpunkte 
auf 43 Prozent zurückgegangen. Die Aussage zu einem starken Nationalgefühl („Was unser 
Land heute braucht, ist ein hartes und energisches Durchsetzen deutscher Interessen gegenüber 
dem Ausland“) erfährt zwar weiterhin eine hohe, aber eine deutlich gesunkene Zustimmung in 
der Thüringer Bevölkerung (53 Prozent im Vergleich zu 61 Prozent im Jahr 2024). Dies gilt 
auch für die fremdenfeindliche Aussage „Die Bundesrepublik ist durch die vielen Ausländer in 
einem gefährlichen Maße überfremdet“, die im Jahr 2025 mit 57 Prozent eine etwas geringe 
Zustimmung als noch 2024 (63 Prozent) erhält. Neo-nationalsozialistische Einstellungen, d. h., 
den Nationalsozialismus verharmlosende, sozialdarwinistische, antisemitische und diktaturbe-
fürwortende Einstellungen, sind mit fünf Prozent weiterhin deutlich weniger verbreitet als eth-
nozentrische Einstellungen. 

Populistische Einstellungen sind mit 58 Prozent ähnlich weit unter den Thüringer:innen ver-
breitet wie in den Vorjahren. Kennzeichnend ist eine ausgeprägte Ablehnung von Eliten und 
Institutionen in Kombination mit der Befürwortung direkter Demokratie. Die dem Populismus 
inhärente anti-pluralistische Vorstellung eines homogenen Volksinteresses spielt hingegen in 
Thüringen weiterhin nur eine untergeordnete Rolle. Im Vergleich zu den Vorjahren ist die Ver-
bindung des einstellungsmäßigen Populismus mit ethnozentrischen und rechtsextremen Ein-
stellungen erneut angestiegen. Während der Anteil im Jahr 2023 bei 53 Prozent und im Jahr 
2024 bei 57 Prozent lag, teilen nun 66 Prozent der Thüringer:innen mit populistischen Einstel-
lungen auch ethnozentrische oder neo-nationalsozialistische Einstellungen. Der einstellungs-
mäßige Populismus in Thüringen hat sich also in den vergangenen drei Jahren zwar nicht wei-
terverbreitet, aber weiter in Richtung Rechtspopulismus entwickelt. 
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Anhang 1: Regressionsmodelle und Korrelationstabellen 
 

Tab. 1:  Einflussfaktoren auf ausgewählte Dimensionen des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts 

(Multivariate OLS-Regression) 

 
Einflussfaktoren  

Soziales Ver-
trauen 

Identifikation 
mit Thüringen 

Bewertung Le-
bensqualität 

Exkl. Zugehörig-
keitsverständnis 

Geschlecht (weiblich) 
-,026 

(0,022) 
,050* 
(,023) 

-,048* 
(,022) 

,005 
(,020) 

Altersgruppe: 25-34 J. 
,129* 
(,060) 

,059 
(,063) 

,022 
(,059) 

-,017 
(,054) 

Altersgruppe: 35-44 J. 
,089 

(,054) 
,157** 
(,057) 

,017 
(,054) 

,001 
(,049) 

Altersgruppe: 45-59 J. 
,036 

(,052) 
,356*** 
(,055) 

,004 
(,052) 

-,001 
(,047) 

Altersgruppe: 60+ J. 
,140** 
(,052) 

,475*** 
(,054) 

-,006 
(,051) 

,072 
(,046) 

Nettoäquivalenzeinkommen: 
Mittel 

-,015 
(,047) 

-,002 
(,049) 

,055 
(,046) 

,063 
(,042) 

Nettoäquivalenzeinkommen: 
Niedrig 

-,016 
(,055) 

,018 
(,058) 

,076 
(,055) 

,072 
(,050) 

Ortsgröße: bis 20 000 
Einwohner:innen 

-,053 
(,030) 

,074* 
(,031) 

-,239*** 
(,029) 

-,034 
(,027) 

Ortsgröße: bis 50 000 
Einwohner:innen 

-,094** 
(,036) 

-,031 
(,038) 

-,343*** 
(,036) 

-,000 
(,033) 

Ortsgröße: über 50 000 Ein-
wohner:innen 

-,093*** 
(,028) 

-,061* 
(,029) 

-,300*** 
(,027) 

-,053* 
(,025) 

Bildung: mittel 
,104** 
(,032) 

,034 
(,034) 

-,007 
(,032) 

-,013 
(,029) 

Bildung: hoch 
,127*** 
(,038) 

-,002 
(,040) 

,056 
(,037) 

-,074* 
(,034) 

Links-Rechts-Verortung: et-
was links 

,020 
(,037) 

-,065 
(,039) 

-,042 
(,037) 

,019 
(,033) 

Links-Rechts-Verortung: 
Mitte 

,007 
(,035) 

,016 
(,037) 

-,083* 
(,035) 

,077* 
(,032) 

Links-Rechts-Verortung: Et-
was rechts 

-,032 
(,044) 

-,078 
(,046) 

-,091* 
(,043) 

,027 
(,039) 

Links-Rechts-Verortung: 
Ganz rechts 

-,067 
(,054) 

-,122* 
(,057) 

-,142** 
(,054) 

-,009 
(,049) 

Beurteilung wirtschaftliche 
Lage Thüringens (positiv) 

,138*** 
(,020) 

,070*** 
(,021) 

,191*** 
(,020) 

,046* 
(,018) 

Beurteilung persönliche fi-
nanzielle Situation (positiv) 

,077*** 
(,019) 

,036 
(,020) 

,090*** 
(,019) 

-,011 
(,017) 
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Statusverlustangst 
-,036** 
(,013) 

,032* 
(,013) 

-,039** 
(,013) 

,021 
(,012) 

Soziale Dominanzorientie-
rung 

-,080*** 
(,015) 

,006 
(,016) 

-,036* 
(,015) 

,048*** 
(,014) 

Autoritarismus 
,016 

(,017) 
,060*** 
(,018) 

-,010 
(,017) 

,035* 
(,015) 

Traditionelle Werte 
,031* 
(,015) 

,168*** 
(,016) 

,054*** 
(,015) 

,077*** 
(,014) 

Demokratiezufriedenheit 
,034 

(,019) 
,026 

(,020) 
,037* 
(,018) 

,026 
(,017) 

Demokratieunterstützung 
,061*** 
(,018) 

,117*** 
(,019) 

,103*** 
(,018) 

-,027 
(,016) 

Responsivitätswahrnehmung 
,105*** 
(,017) 

,066*** 
(,018) 

,038* 
(,017) 

,015 
(,015) 

Ostdeprivation 
-,170*** 

(,038) 
,047 

(,040) 
-,105** 
(,037) 

,120*** 
(,034) 

Politische Selbstwirksamkeit 
,030 

(,017) 
-,006 
(,018) 

,026 
(,017) 

-,023 
(,016) 

R² korr*100 (Anteil 
erklärter Varianz) 

 
24,2 

 
23,5 

 
26,7 

 
12,8 

Fallzahl (n) 2.313 2.316 2.311 2.283 

 

Tab. 2:  Einflussfaktoren auf ausgewählte Dimensionen des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts 

(Multivariate logistische Regression) 

Einflussfaktoren  Gerechtigkeits- 
empfinden 

Soziales 
Unterstützungsnetz 

Geschlecht (weiblich) -,050 
(,124) 

-,091 
(,160) 

Altersgruppe: 25-34 J. -,242 
(,323) 

,198 
(,417) 

Altersgruppe: 35-44 J. -,272 
(,292) 

-,277 
(,366) 

Altersgruppe: 45-59 J. -,417 
(,284) 

-,347 
(,355) 

Altersgruppe: 60+ J. -,649* 
(,282) 

-,028 
(,365) 

Nettoäquivalenzeinkommen: 
Mittel 

-,569* 
(,238) 

-,527 
(,322) 

Nettoäquivalenzeinkommen: 
Niedrig 

-,798* 
(,311) 

-,823* 
(,380) 

Ortsgröße: bis 20 000 Einwohner ,002 
(,169) 

,212 
(,218) 
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Ortsgröße: bis 50 000 Einwohner ,295 
(,229) 

-,459 
(,242) 

Ortsgröße: über 50 000 Einwohner -,098 
(,148) 

-,267 
(,204) 

Bildung: mittel -,116 
(,235) 

,806** 
(,251) 

Bildung: hoch ,073 
(,237) 

,947*** 
(,274) 

Links-Rechts-Verortung: etwas links ,038 
(,206) 

-,351 
(,259) 

Links-Rechts-Verortung: Mitte -,004 
(,206) 

,346 
(,266) 

Links-Rechts-Verortung: Etwas rechts ,348 
(,258) 

-,256 
(,308) 

Links-Rechts-Verortung: Ganz rechts ,385 
(,340) 

-,055 
(,372) 

Beurteilung Wirtschaftliche Lage Thüringens 
(positiv) 

,224* 
(,112) 

,272 
(,141) 

Beurteilung Persönliche Finanzielle Situation 
(positiv) 

1,487*** 
(,134) 

,150 
(,127) 

Statusverlustangst -,375*** 
(,072) 

-,119 
(,088) 

Soziale Dominanzorientierung -,147 
(,097) 

-,371*** 
(,109) 

Autoritarismus -,017 
(,096) 

,036 
(,116) 

Traditionelle Werte -,099 
(,087) 

,293** 
(,110) 

Demokratiezufriedenheit ,252* 
(,110) 

,153 
(,125) 

Demokratieunterstützung ,177 
(,105) 

,233* 
(,119) 

Responsivitätswahrnehmung ,213* 
(,097) 

,143 
(,116) 

Ostdeprivation -,557 
(,305) 

-,156 
(,243) 

Politische Selbstwirksamkeit -,008 
(,105) 

-,098 
(,120) 

R²korr*100 (Anteil erklärter Varianz) 26,8 9,1 
Fallzahl (n) 2.291 2.276 

Hinweis: Standardisierte Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern;  
Signifikanzniveaus: *p< 0,05; **p< 0,01; ***p< 0,001. 
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Tab. 3: Einflussfaktoren auf die Demokratiezufriedenheit 2025 

  (Multivariate OLS-Regression) 
 

Einflussfaktoren Demokratie- 
zufriedenheit 

Demokratieunterstützung (höher) ,060*** 
(,020) 

Vertrauen in Bundesregierung (höher) ,354*** 
(,018) 

Vertrauen in Landesregierung (höher) ,113*** 
(,018) 

Wirtschaftliche Lage in Thüringen (besser) ,028 
(,026) 

Alter (höher) -,017 
(,010) 

Bildungsabschluss (höher) ,003 
(,015) 

Geschlecht (weiblich) -,014 
(,002) 

Nettoäquivalenzeinkommen (höher) ,002 
(,009) 

Interne politische Selbstwirksamkeit (höher) -,041** 
(,018) 

Externe politische Selbstwirksamkeit (höher) -,026 
(,015) 

Responsivität (höher) ,151*** 
(,020) 

Relative Deprivation (höher) ,045** 
(,018) 

Ostdeprivation (ja) -,059*** 
(,040) 

Statusverlustangst (höher) -,079*** 
(,014) 

Links-Rechts-Selbsteinstufung (rechts) -,131*** 
(,011) 

Lebensqualität am Wohnort (höher) ,013 
(,017) 

Soziales Vertrauen (höher) ,004 
(,015) 

Hilfe durch Menschen am Wohnort (höher) -,002 
(,015) 

Häufigkeit Nachbarschaftshilfe (höher) -,047** 
(,011) 

Häufigkeit ehrenamtliches Engagement (höher) ,015 
(,009) 

Exklusives Verständnis des „Thüringer:in-Seins“ (ja) ,034* 
(,025) 

R²korr *100 (Anteil erklärter Varianz) 58,2 
Fallzahl (n) 2.091 
Hinweis: Standardisierte Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern;  
Signifikanzniveaus: *p< 0,05; **p< 0,01; ***p< 0,001. 
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Tab. 4: Einflussfaktoren auf die Politische Partizipation 2025 

(Multivariate OLS-Regression) 

Einflussfaktoren Politische  
Partizipation 

Demokratieunterstützung (höher) ,019 
(,029) 

Demokratiezufriedenheit (höher) -,031 
(,033) 

Vertrauen in Bundesregierung (höher) -,065 
(,028) 

Vertrauen in Landesregierung (höher) -,046 
(,026) 

Wirtschaftliche Lage in Thüringen (besser) -,002 
(,039) 

Alter (höher) ,037 
(,015) 

Bildungsabschluss (höher) ,078** 
(,021) 

Geschlecht (weiblich) ,030 
(,003) 

Nettoäquivalenzeinkommen (höher) ,029 
(,013) 

Politisches Interesse (höher) ,226*** 
(,021) 

Interne politische Selbstwirksamkeit (höher) ,034 
(,030) 

Externe politische Selbstwirksamkeit (höher) -,167*** 
(,023) 

Responsivität (höher) -,012 
(,030) 

Relative Deprivation (höher) -,070** 
(,027) 

Ostdeprivation (ja) ,024 
(,059) 

Statusverlustangst (höher) -,006 
(,021) 

Links-Rechts-Selbsteinstufung (rechts) -,074** 
(,017) 

Parteienverdrossenheit (höher) -,083** 
(,028) 

Lebensqualität am Wohnort (höher) -,014 
(,025) 

Soziales Vertrauen (höher) ,000 
(,022) 

Hilfe durch Menschen am Wohnort (höher) ,052* 
(,023) 

Häufigkeit Nachbarschaftshilfe (höher) ,037 
(,016) 

Exklusives Verständnis des „Thüringer:in-Seins“ (ja) -,008 
(,037) 

R²korr *100 (Anteil erklärter Varianz) 14,6 
Fallzahl (n) 2.097 
Hinweis: Standardisierte Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern;  
Signifikanzniveaus: *p< 0,05; **p< 0,01; ***p< 0,001. 
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Tab. 5: Einflussfaktoren auf rechtsextreme Einstellungen 2025 

 (Multivariate lineare Regressionen) 

Einflussfaktoren Rechtsextremismus (Rechts-) 
Populismus 

Vertrauen in Mitmenschen (höher) ,01 -,01 

Häufigkeit Ehrenamt (mehr) -,05** -,05*** 

Verbundenheit mit Thüringen (höher) -,02 -,01 

Geboren in Thüringen ,07** ,03 

Fühlen als Thüringer:in -,02 ,0 

Lange in Thüringen gelebt ,06** ,02 

Thüringer Traditionen pflegen -,02 0 

Geschlecht (weiblich) -,06*** -,02 

Lebensalter (18-24 Jahre) -,02 0 

Lebensalter (60 Jahre und älter) -,09*** -,03 

Bildungsabschluss (Abitur und höher) -,02 -,02 

Nettoäquivalenzeinkommen (höher) -,02 -,01 

Berufstätig (noch nicht/nicht mehr) ,04 -,01 

Art der Berufstätigkeit ((Fach-)Arbeiter) ,05** ,01 

Arbeitslos (ja) -,03 -,01 

Arbeitsplatz gefährdet (ja) ,01 -,01 

Individuelle Deprivation (höher) 0 ,04** 

Statusverlustangst (höher) ,1*** ,14*** 

Ostdeprivation (ja) ,1*** ,05*** 

Persönl. Ost-Diskriminierungserfahrung (ja) ,02 ,03* 

Demokratieunterstützung (höher)2 -,17*** -,37*** 

Politische Partizipation (höher) ,01 ,02 

Persönlicher Autoritarismus (höher) ,23*** ,14*** 

Soziale Dominanzorientierung (höher) ,18*** ,1*** 

Traditionen aufrechterhalten (höher) ,26*** ,31*** 

R²*100 (Anteil erklärter Varianz) 63,2 75,3 

Fallzahl N 1.821 1.710 

Signifikanzniveaus: *p< 0,05; **p< 0,01; ***p< 0,001. 
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Tab. 6: Korrelation der Items zur Messung gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit  

Variable Zuwande-
rungsver-
bot für 
Muslime 

Ausländer 
sollten un-
ter sich 
heiraten 

Deutsch-
land über-
fremdet 

Migranten 
wollen nur 
Sozialleis-
tungen 

Asylbewer-
ber nicht 
integrierbar 

Asylbewer-
ber sollten 
sich assi-
milieren  

Ge-
schlechts-
umwand-
lung ist 
nicht in 
Ordnung 

Opfermy-
thos: Deut-
sches Leid 

Verständ-
nis für Ju-
denfeind-
lichkeit 
wegen Is-
rael 

Ausländer soll-
ten unter sich 
heiraten 

0,529***         

Deutschland 
überfremdet 

0,702*** 0,464***        

Migranten 
wollen nur So-
zialleistungen 

0,673*** 0,441*** 0,765***       

Asylbewerber 
nicht integrier-
bar 

0,701*** 0,466*** 0,758*** 0,734***      

Asylbewerber 
sollten sich as-
similieren  

0,512*** 0,323*** 0,519*** 0,503*** 0,526***     

Geschlechts-
umwandlung 
ist nicht in 
Ordnung 

0,469*** 0,334*** 0,407*** 0,387*** 0,415*** 0,358***    

Opfermythos: 
Deutsches 
Leid 

0,497*** 0,411*** 0,6*** 0,563*** 0,559*** 0,355*** 0,29***   

Verständnis 
für Judenfeind-
lichkeit wegen 
Israel 

0,306*** 0,306*** 0,281*** 0,28*** 0,303*** 0,177*** 0,27*** 0,365***  

Juden sind 
sonderbar 

0,468*** 0,482*** 0,425*** 0,408*** 0,419*** 0,277*** 0,344*** 0,471*** 0,458*** 

Signifikanzniveaus: *p< 0,05; **p< 0,01; ***p< 0,001. 
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Anhang 2: Stichprobeninformationen 
 

Absolut Prozent (%) 
 

Gesamt    3838  100 
Geschlecht 
Männlich    1983  52 
Weiblich    1819  48 
Alter 
18-24     263  7 
25-34     377  10 
35-44     739  19 
45-59     1095  29 
60+     1363  36 
Schulabschluss 
Unter 10. Klasse   295  8 
Mittlere Reife    1646  43 
(Fach-)Hochschulreife  1867  49 
Erwerbstätigkeit 
Erwerbstätig    2460  64 
In Ausbildung    1086  28 
Arbeitslos    39  1 
Übrige Nicht-Erwerbstätige  240  6 
Berufsgruppe 
Arbeiter    581  25 
Angestellte    1392  59 
Beamte    176  7 
Landw./Selbst./Freib.   205  9 
Religionsgemeinschaft 
Evangelisch    795  21 
Katholisch    260  7 
Keine/andere    2722  72 
Ortsgröße  
Bis 5.000    1665  45 
Bis 20.000    624  17 
Bis 50.000    405  11 
Über 50.000    1032  28 
Planungsregion 
Nordthüringen    735  19 
Mittelthüringen   963  25 
Ostthüringen    1050  27 
Südwestthüringen   1083  28 

 
Landkreise    2915  76 
Kreisfreie Städte   916  24 
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Anhang 3: Methodik des THÜRINGEN-MONITORs  
 

Der THÜRINGEN-MONITOR basiert auf einer repräsentativen Befragung der wahlberechtigten 
Thüringer Bürger:innen ab 18 Jahren. Seit 2024 basiert die Befragung des THÜRINGEN-MONI-

TORs auf einer kombinierten Befragung aus Telefonbefragung (CATI) und Webbefragung 
(CAWI). Diese Anpassung von einem rein telefonbasierten zu einem kombinierten Design aus 
Telefon- und Webbefragung begründete sich aus den sich wandelnden Kommunikationsge-
wohnheiten der Thüringer:innen. So haben zunehmend weniger Menschen gerade in den jün-
geren Altersgruppen einen Festnetzanschluss, was deren Erreichbarkeit über eine reine Fest-
netz-Telefonstichprobe zunehmend erschwerte. Die Ziehung der Stichprobe für den 
THÜRINGEN-MONITOR 2025 basierte auf einer Einwohnermeldeamtsstichprobe, die zunächst 
ohne Altersbegrenzung angelegt wurde. Aus dieser Auswahlgrundlage wurde im Anschluss ein 
altersbezogenes Unter-Sampling vorgenommen, um eine zielgerichtete Ansprache der wahlbe-
rechtigten Bevölkerung ab 18 Jahren sicherzustellen. Für Personen ab 65 Jahren wurde ein ge-
sondertes Stichprobenverfahren angewendet, bei dem drei Altersgruppen oberhalb von 65 Jah-
ren jeweils mit einem festgelegten Anteil an der Gesamtstichprobe berücksichtigt wurden. 

CAWI-Befragung: Die Ziehung der Adressen der online befragten Personen basierte auf ei-
ner Einwohnermeldeamtsstichprobe.60 Für die CAWI-Befragung wurden im Jahr 2025 insge-
samt 71 Thüringer Gemeinden angefragt. Nach Absagen bzw. Nichterreichbarkeit einzelner Ge-
meinden und dem Nachziehen von Ersatzgemeinden wurden schließlich 72 Gemeinden in die 
Hauptstichprobe einbezogen. In den beteiligten Gemeinden wurde jeweils eine Gruppenstich-
probe aus den Melderegistern gezogen. Die ausgewählten Personen wurden postalisch ange-
schrieben und erhielten mit dem Einladungsschreiben einen individuellen Zugangscode sowie 
einen Weblink zur Teilnahme an der Onlinebefragung. Der Versand der Einladungsschreiben 
erfolgte am 2. Juni 2025, ein Erinnerungsschreiben wurde am 13. Juni 2025 verschickt.61  

CATI-Befragung: Für die telefonische Befragung wurden ausschließlich Festnetzanschlüsse 
angerufen, da Mobilfunknummern keine auf Thüringen begrenzte Flächenstichprobe zulassen. 
Im Gegensatz zu den Handy-Vorwahlnummern der nationalen Mobilfunkanbieter geht aus den 
Festnetz-Vorwahlnummern nämlich die Zugehörigkeit zu Thüringen hervor. Zur Sicherheit 
wird bei Vorwahlnummern von Ortsnetzen, die an der Landesgrenze liegen, noch einmal bei 
den interviewten Personen nachgefragt, ob sie Thüringer:innen sind. Bei regionalen Befragun-
gen (wie dem THÜRINGEN-MONITOR) ist es bis in die jüngste Vergangenheit nicht möglich, 
auch Mobilfunkanschlüsse zu kontaktieren, weil dafür der Aufenthaltsort der 

 
60 Die Einwohnermeldeamtsstichprobe wird über eine zweistufige Ziehung realisiert. In einem ersten Schritt wird 
dabei größenproportional zur Bevölkerung die Gemeinde gezogen und in einem zweiten Schritt disproportional 
die gleiche Anzahl von Personen innerhalb der Gemeinde gezogen. Dadurch wird das Stichprobendesign selbst-
gewichtend.  
61 Die Gesamtstichprobe der CAWI-Befragung umfasste insgesamt 25.374, der bereinigte Bruttodatensatz 25.015 
Adressen. 
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Mobilfunkteilnehmer:innen bestimmt werden müsste. Dies war vor dem Hintergrund der Best-
immungen der geltenden Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) zum Erhebungszeitpunkt 
nicht möglich. Alternativ müsste zu Beginn jedes Interviews zunächst eine entsprechende Ab-
frage erfolgen, was entsprechend aufwändig und kostenintensiv wäre. Allerdings ist eine Kom-
bination von Festnetzanschlüssen und Mobilfunknummern bei Repräsentativbefragungen in 
Bundesländern mit hohen Einwohner:innenzahlen (z. B. Nordrhein-Westfalen, Bayern) mitt-
lerweile möglich.  

Die automatische Zufallsauswahl der Telefonnummern für die Interviews erfolgte aus einer 
Telefonnummernliste mit Thüringer Festnetzanschlüssen, die dem Befragungsinstitut von GE-
SIS, dem Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften aus Köln, zur Verfügung gestellt wird. 
Diese Telefonnummernliste wird nach dem sogenannten Gabler-Häder-Design erstellt, zwei-
mal jährlich aktualisiert und enthält sowohl im Telefonbuch eingetragene als auch nicht einge-
tragene Anschlüsse, die über ein Ortsnetz erreichbar sind. Diese Telefonnummernliste (Aus-
wahlgrundlage) ist i. d. R. so zusammengesetzt, dass die Anzahl der Telefonnummern mit 
unterschiedlichen Ortsvorwahlen ungefähr den jeweiligen Einwohner:innenzahlen entspricht. 
Ein Beispiel: Da in Erfurt ungefähr ein Zehntel der Thüringer Bevölkerung lebt, hat auch ein 
Zehntel der Telefonnummern in der Auswahlgrundlage eine Erfurter Ortsvorwahl. Im Ender-
gebnis stammen dann normalerweise drei Viertel der Befragten aus den Thüringer Landkreisen 
und ein Viertel aus den kreisfreien Städten, was näherungsweise auch mit den Angaben des 
Thüringer Landesamtes für Statistik übereinstimmt.  

Die Feldzeit der telefonischen Befragung (CATI) erstreckte sich vom 2. Juni bis zum 4. Juli 
2025. Insgesamt wurden 95.763 Telefonnummern aus der Auswahlgrundlage angewählt. Nach 
Bereinigung ergab sich eine Nettostichprobe von 28.815 kontaktierten Anschlüssen. Im Rah-
men der CATI-Befragung wurden 741 vollständige Interviews realisiert, daneben kam es zu 
144 Interviewabbrüchen. Die Responserate der CATI-Befragung lag bei 2,6 Prozent. Die tele-
fonischen Interviews fanden v. a. werktags in den Nachmittags- und Abendstunden statt, um 
auch berufstätige und mobile Thüringer:innen erreichen zu können. Die Interviews wurden von 
Interviewer:innen durchgeführt, die speziell für sozialwissenschaftliche Befragungen geschult 
worden sind und i. d. R. selbst ein sozialwissenschaftliches Fach studieren. Die Einwahl wird 
vom Computer automatisch vorgenommen. Das Befragungsinstitut hat keine Telefonbücher 
mit Namen oder Adressen der Befragten, die Befragung erfolgt völlig anonym. Befragt wird 
immer die Haushaltsperson, die zuletzt Geburtstag hatte („Last Birthday Method“). Bei der 
Gesprächsanbahnung wird auch nach der Wahlberechtigung und dem Alter gefragt und anhand 
der Stimme der Befragten ihr Geschlecht bestimmt, um die Quotierungsvorgaben (entsprechend 
der demografischen Angaben des Thüringer Landesamtes für Statistik) zu erreichen.62 Genau 

 
62 In der webbasierten Befragung geben die Befragten ihr Geschlecht selbst an. Hier wird – anders als in der 
telefonischen Befragung – die Option „divers“ erhoben. Aufgrund der extrem geringen Fallzahl kann diese Kate-
gorie in den Auswertungen nicht separat berücksichtigt werden.  
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genommen handelt es sich also um keine reine Zufallsauswahl der Befragten. Nur mit Hilfe 
dieser Quotierung kann eine repräsentative Stichprobe gebildet werden, auf deren Grundlage 
Aussagen über die gesamte Wahlbevölkerung Thüringens zulässig sind. Die Fragen werden 
vom Bildschirm abgelesen, die Antworten durch die Interviewer:innen in eine Datenmaske ein-
gegeben (spezielle Interview-Software). 

Insgesamt wurden im THÜRINGEN-MONITOR 2025 3.838 Interviews durchgeführt. Davon 
entfielen 3.097 Interviews auf die Onlinebefragung (CAWI) und 741 Interviews auf die telefo-
nische Befragung (CATI). Im Anschluss an die Datenerhebung wurde die Stichprobe gewichtet, 
um Repräsentativität zu erzielen. Zunächst werden Designgewichte (nach dem Kalton-Ander-
son-Ansatz) berechnet und anschließend durch Anpassungsgewichte (u. a. nach Alter, Ge-
schlecht, Haushaltsgröße) modifiziert. Das finale Gewicht ergab sich nach Normierung und 
Trimmen auf das 0,025- und 0,975-Perzentil. Das heißt, die proportionale Zusammensetzung 
der Stichprobe nach diesen Merkmalen wird entsprechend den genauen Angaben des Thüringer 
Landesamts für Statistik mathematisch korrigiert. Beginnend mit dem THÜRINGEN-MONITOR 
2021 wurde die Gewichtungsvariable auf Basis einer veränderten Abfrage der Bildungsab-
schlüsse der Befragten errechnet. Die Abfrage der Bildung im THÜRINGEN-MONITOR entspricht 
nun der Aufgliederung der Bildungsvariable im Mikrozensus in den höchsten Schulabschluss 
sowie den höchsten berufsbildenden Abschluss. Schwankungen in den Gesamtergebnissen des 
THÜRINGEN-MONITORs, die auf die veränderte Berechnung der Gewichtung zurückzuführen 
sind, sind dabei marginal (im Bereich von null bis zwei Prozentpunkten). 

Alle in der Befragung gemessenen Werte (z. B. Anteil einer Antwort auf eine Frage in Pro-
zent) unterliegen Schwankungen (Fehlertoleranzen bzw. sogenannte Irrtumswahrscheinlichkei-
ten). Es lässt sich ein sogenannter „Stichprobenfehler“ berechnen, aus dem der Schwankungs-
bereich (sogenanntes Konfidenzintervall) abgeleitet wird. Es ist anzunehmen, dass der Wert in 
der Grundgesamtheit (hier: das „tatsächliche“ Antwortverhalten der gesamten Thüringer Wahl-
bevölkerung) mit einer sehr hohen Wahrscheinlichkeit in diesem Bereich liegt. Weil der 
Schwankungsbereich bei Stichprobendaten immer besteht, werden im THÜRINGEN-MONITOR 
alle Prozentangaben ohne Kommata berichtet, also ganzzahlig gerundet. Unterschiede zwi-
schen Anteilswerten werden nur diskutiert und interpretiert, wenn sich die Schwankungsberei-
che der Anteilswerte nicht überschneiden. In diesem Fall wird von einem „statistisch signifi-
kanten“ Unterschied ausgegangen. 

Die indikatorengestützte Einstellungsmessung, wie sie im THÜRINGEN-MONITOR zum Ein-
satz kommt, basiert auf dem theoretischen Grundgedanken, dass das Antwortverhalten der Be-
fragten gewisse Rückschlüsse auf deren jeweilige Einstellungen zulässt: Wer nicht der jeweili-
gen Meinung gewesen wäre, hätte anders antworten können; bei Unentschlossenheit, 
Beurteilungsschwierigkeiten oder Verständnisproblemen bleibt immer die Möglichkeit der 
Antwortverweigerung. Allerdings kann die Zustimmungs- oder Ablehnungstendenz sehr unter-
schiedlich ausgeprägt sein, da es z. B. „harte“ und „weichere“ Formulierungen gibt. Darüber 



124 
 

hinaus gibt es eine große Bandbreite an Möglichkeiten, wie ein bestimmter Sachverhalt thema-
tisiert und ausgedrückt werden kann. Daher ist immer diskutabel, ob wirklich das erfasst wird, 
was auch erfasst werden soll, also eine valide Messung stattfindet. Das Antwortverhalten ver-
weist auf Einstellungen und lässt Deutungen über sie zu; es kann jedoch nicht mit ihnen gleich-
gesetzt werden. Umgekehrt gilt: Wer beispielsweise bestimmte Aussagen ablehnt, kann den-
noch Einstellungen haben, die sich gegebenenfalls anders äußern und dementsprechend anders 
gemessen werden müssten. Erst recht muss ein bestimmtes Antwortverhalten nicht kongruent 
mit tatsächlichem Handeln sein. In der anonymen Befragungssituation, wie sie beim THÜRIN-

GEN-MONITOR vorliegt, bleibt die Zustimmung zu den Aussagen ohne soziale Folgen für die 
Befragten. Daher wird davon ausgegangen, dass sie weitestgehend gemäß ihrer tatsächlichen 
Meinung antworten und weniger entsprechend der von ihnen wahrgenommenen oder vermute-
ten sozialen Erwünschtheit. Ob dies wirklich so ist, lässt sich schwerlich überprüfen. Um bei 
einer wissenschaftlichen Messung der Komplexität von Einstellungen zu komplexen gesell-
schaftlichen Phänomenen näherungsweise gerecht werden zu können, werden den Befragten zu 
einem Thema vorzugsweise immer mehrere Fragen zur Beantwortung vorgelegt. Nur wenn sich 
daraus Muster ableiten lassen (z. B. die gleichzeitige Zustimmung zu mehreren Fragen, das 
Überschreiten eines bestimmten Schwellenwertes usw.), kann mit einiger Plausibilität auf zu-
grundeliegende Einstellungen geschlossen werden.  

Ergebnisse repräsentativer Bevölkerungsbefragungen sind nie in Stein gemeißelt – sie erhe-
ben keinen Anspruch auf absolute Genauigkeit und lassen dementsprechend nur näherungs-
weise Aussagen über Sachverhalte und Zusammenhänge zu. Allerdings wird durch die Metho-
den der sozialwissenschaftlichen Statistik eine systematische Durchführung und Auswertung 
gewährleistet. Die Befragungsergebnisse dienen in erster Linie einer faktenbasierten Diskus-
sion über den jeweiligen Gegenstandsbereich; die Interpretationen der Wissenschaftler:innen 
sollten also vor allem als Gesprächsangebote verstanden werden. Wenn Sie Fragen zur Metho-
dik haben, auf die an dieser Stelle nicht eingegangen wurde, können Sie sich gern schriftlich an 
die Autor:innen des THÜRINGEN-MONITORs wenden.  
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Anhang 4: Methoden-Glossar 

 
Faktorenanalyse: Multivariates statistisches Verfahren, bei dem die Multidimensionalität einer 
Liste von Variablen überprüft werden kann (vgl. Bortz & Schuster 2016). So können z. B. ver-
schiedene Einstellungen einen gemeinsamen „Raum“ aufspannen und dabei auf unterschiedli-
chen Dimensionen verortet sein. Ein komplexes Phänomen, z. B. ein Einstellungssyndrom wie 
Rechtsextremismus oder Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, kann demnach u. a. ver-
schiedene Hauptdimensionen und Unterdimensionen aufweisen.  

Fehlertoleranz: beachtet den Stichprobenfehler für jeden Messwert, siehe Konfidenzintervall.  

Grundgesamtheit: im THÜRINGEN-MONITOR die Gesamtheit der bei Bundestagswahlen wahl-
berechtigten Thüringer Wohnbevölkerung, über die sich – von den Befragungsergebnissen ver-
allgemeinernd – Aussagen treffen lassen (vgl. Repräsentativität). 

Irrtumswahrscheinlichkeit: auch α-Fehler, siehe Konfidenzintervall. 

Konfidenzintervall: Jeder in einer repräsentativen Befragung ermittelte Messwert (z. B. ein An-
teilswert der Zustimmung zu einer Aussage) kann lediglich als Schätzwert für den jeweiligen 
Wert in der Grundgesamtheit behandelt werden, da immer ein Stichprobenfehler auftritt. Es 
lässt sich jedoch berechnen (schätzen), in welchen Unter- und Obergrenzen der Wert in der 
Grundgesamtheit liegt, wenn von einer Irrtumswahrscheinlichkeit (α-Fehler) von maximal fünf 
Prozent ausgegangen wird (vgl. Gehring & Weins 2009). Es wird angenommen, dass sich in 
95 Prozent aller theoretisch möglichen Stichproben Messwerte ergeben würden, deren Kon-
fidenzintervalle den Wert in der Grundgesamtheit einschließen (vgl. Bortz & Schuster 2016). 
Im Fall überlappender 95%-Konfidenzintervalle für zwei Stichprobenwerte bezeichnet man den 
Unterschied zwischen zwei Messwerten als „nicht signifikant“; d. h. der in der Stichprobe ge-
messene Unterschied kann nicht für die Grundgesamtheit angenommen werden. Für eine Schät-
zung mit möglichst engen Konfidenzintervallen sind in sozialwissenschaftlichen Befragungen 
Stichproben mit n>=1.000 Befragten üblich. 95-Prozent-Konfidenzintervalle für arithmetische 
Mittelwerte werden in diesem Gutachten durch die Angaben „95%-KI-Untergrenze“ und 
„95%-KI-Obergrenze“ ausgewiesen. 

Korrelation: Der statistische Zusammenhang zwischen (mindestens) zwei Variablen, der im 
THÜRINGEN-MONITOR meist in Kreuztabellen oder Grafiken abgebildet wird, lässt sich auch in 
sogenannten Assoziationsmaßen oder Korrelationskoeffizienten quantifizieren (vgl. Bennin-
ghaus 2007, Gehring & Weins 2009). Im THÜRINGEN-MONITOR dargestellte und diskutierte 
Variablenzusammenhänge und Merkmalsunterschiede zwischen Untersuchungsgruppen wer-
den dabei auf ihre Signifikanz überprüft. Eine statistische Korrelation kann ein Hinweis auf 
einen Kausalzusammenhang sein, die tatsächliche Ursache-Wirkungs-Beziehung muss aber 
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theoretisch gut begründbar und plausibel sein; beispielsweise sollte die Ursache der Wirkung 
nachweisbar zeitlich vorausgehen. Außerdem sind Drittvariableneinflüsse zu kontrollieren, um 
Scheinkorrelationen und Verzerrungen auszuschließen (z. B. in multivariaten Verfahren wie 
der Regression). 

Median: „Zentralwert“, der in der Mitte einer nach Größe geordneten Wertereihe steht.  

OLS: Ordinary Least Squares (dt.: Methode der kleinsten Quadrate): statistisches Schätzverfah-
ren, das in der linearen Regression zur Schätzung der Regressionskonstante und der Regressi-
onskoeffizienten dient. 

Regression, binomiale logistische: Statistisches Verfahren, bei dem die Einflüsse mehrerer er-
klärender Merkmale (unabhängige Variablen bzw. Prädiktoren) auf ein zu erklärendes Merkmal 
(abhängige Variable) gleichzeitig berechnet und die gegenseitige Beeinflussung von Variablen 
kontrolliert werden können. Anders als bei der multiplen linearen Regression hat das zu erklä-
rende Merkmal (die abhängige Variable) kein metrisches Skalenniveau, sondern ist dichotom, 
d. h. binär (0/1) codiert. Der Effektkoeffizient Exp. (B) eines erklärenden Merkmals (unabhän-
gige Variable) kann als Faktor interpretiert werden, um den das Vorliegen dieses Merkmals die 
„Wahrscheinlichkeit“ des Eintretens (odd) der Ausprägung „1“ der abhängigen Variable erhöht 
oder senkt (vgl. Bortz & Schuster 2016, Diaz-Bone 2019). 

Regression, multiple lineare: Statistisches Verfahren, bei dem die Einflüsse mehrerer erklären-
der Merkmale (unabhängige Variablen) auf ein zu erklärendes Merkmal (abhängige Variable 
mit metrischem bzw. pseudometrischem Skalenniveau) gleichzeitig berechnet und die gegen-
seitige Beeinflussung von Variablen kontrolliert werden können. Der multiplen linearen Re-
gression liegt ein „Kausalmodell“ zugrunde, in dem Annahmen über einen linearen Ursachen-
Wirkungs-Zusammenhang zwischen den unabhängigen Variablen und der abhängigen Variable 
formuliert werden. Die berechneten Regressionskoeffizienten geben die jeweiligen „Nettoef-
fektstärken“ der erklärenden Variablen (Prädiktoren) an. Ein positiver Regressionskoeffizient 
signalisiert die verstärkende Wirkung einer unabhängigen Variable auf die Ausprägung der ab-
hängigen Variable, ein negativer Regressionskoeffizient eine abschwächende Wirkung (vgl. 
Bortz & Schuster 2016, Diaz-Bone 2019). 

Repräsentativität: bedeutet, dass die Stichprobe ein möglichst maßstabsgerechtes, verkleinertes 
Abbild der Grundgesamtheit (im THÜRINGEN-MONITOR: bei Bundestagswahlen wahlberech-
tigte Thüringer Wohnbevölkerung) darstellt. Das erlaubt es, aufgrund der Befragungsergeb-
nisse von der Stichprobe auf die Grundgesamtheit zu verallgemeinern (vgl. Schnell et. al. 2018). 
Dieser sogenannte „inferenzstatistische Schluss“ bedarf der Schätzung des sogenannten „Stich-
probenfehlers“ für alle erhobenen Stichprobendaten und der Berechnung von Signifikanzen und 
Konfidenzintervallen. Für eine Schätzung mit möglichst engen Konfidenzintervallen sind in 
sozialwissenschaftlichen Befragungen Stichproben mit n>=1.000 Befragten üblich. 
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Signifikanz: geringe Irrtumswahrscheinlichkeit (α-Fehler bei höchstens fünf Prozent), siehe 
Konfidenzintervall, Repräsentativität. Wenn die jeweilige statistische Berechnung ein signifi-
kantes Ergebnis (Unterschied zwischen Messwerten, Effektstärke in statistischen Modellen 
usw.) ausweist, heißt das, dass die Irrtumswahrscheinlichkeit (α-Fehler) so gering ist, dass das 
aufgrund der Befragungsdaten errechnete Ergebnis nicht „zufällig“ ist, sondern auf die Grund-
gesamtheit verallgemeinert werden kann.  

Stichprobe: In Thüringen leben zwar insgesamt ca. 1,65 Millionen Wahlberechtigte, aber tat-
sächlich ist es ausreichend, nur knapp über 1.000 Personen zu befragen. Wichtig ist, dass die 
Stichprobe die Zusammensetzung der Wahlbevölkerung nach Alter, Geschlecht, Bildung und 
Haushaltsgröße maßstabsgetreu widerspiegelt. Dann kann von Repräsentativität ausgegangen 
werden. Repräsentativität bedeutet, dass die Stichprobe ein verkleinertes Abbild der Grundge-
samtheit (im THÜRINGEN-MONITOR: bei Bundestagswahlen wahlberechtigte Thüringer Wohn-
bevölkerung) darstellt. Dies erlaubt es, aufgrund der Befragungsergebnisse von der Stichprobe 
(also den gemeinhin ca. 1.000 zufällig ausgewählten befragten Personen) auf die Grundgesamt-
heit zu verallgemeinern. Bei dieser Verallgemeinerung (dem sogenannten „inferenzstatisti-
schen Schluss“) handelt es sich immer um eine Schätzung. Für eine möglichst genaue Schät-
zung sind in sozialwissenschaftlichen Befragungen Stichproben mit n>=1.000 Befragten 
üblich. Daher lag die Stichprobengröße in den THÜRINGEN-MONITORe bis einschließlich der 
Erhebung 2023 jeweils bei ca. 1.100 Befragten. Seit der Umstellung des Erhebungsdesigns des 
THÜRINGEN-MONITORs im Jahr 2024 auf computerunterstützte Telefoninterviews von Festnetz-
anschlüssen (CATI) und webbasierte Interviews (CAWI) liegt die Anzahl der Befragten etwas 
höher (2025: 3.838 Befragte). Eine wesentlich größere Stichprobe wäre teurer, würde aber in 
statistischer Hinsicht kaum genauere Aussagen ermöglichen. Nähere Angaben zur Stichproben-
ziehung finden sich in Anhang 3: „Methodik des THÜRINGEN-MONITORs“. 

Zusammenhang, bivariater: vgl. Korrelation.
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